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///. Die Sozialdemokraten 
1. Die Parteiorganisation 
a) Der Sozialdemokratische Arbeiterverein (1869—1874) 
Die deutsche Arbeiterbewegung war Ende der 1860er Jahre in zwei rivali-
sierende Parteien gespalten, den am 23. Mai 1863 in Leipzig gegründeten Allge-
meinen Deutschen Arbeiterverein (ADAV) Lassalleanischer Richtung und die im 
August 1869 in Eisenach gegründete Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SDAP) 
Bebel-Liebknechtscher Richtung In Bayern finden sich die Anfänge der Sozial-
demokratie in Augsburg. Dort hatte sich im März 1864 eine Mitgliedschaft des 
Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins konstituiert2. Weitere ADAV-Mitglied-
schaften entstanden erst ab Frühjahr 1869 in München, Ansbach, Nürnberg 3 und 
Würzburg 4 . Kurze Zeit schien es, als würde die bayerische Arbeiterbewegung 
einen gesonderten Weg einschlagen. Wegen zu straffer, zentralistischer Führungs-
ansprüche des ADAV-Präsidenten Johann Baptist Schweitzer spalteten sich Ende 
1869 die Augsburger und Münchener Lassalleaner vom Gesamtverband ab. Ein 
am 5. Januar 1870 ausgerufener Allgemeiner Deutscher Sozialdemokratischer 
Arbeiterverein mit dem Sitz in Augsburg wurde jedoch ein Mißerfolg, da sich ihm 
nicht einmal alle bayerischen ADAV-Mitgliedschaften anschlössen, außerbayerische 
aber ganz fehlten. Diese sogenannte „Tauscher-Partei" 5 , benannt nach ihrem 
ersten Vorsitzenden, Schriftsetzer Leonhard Tauscher — einem gebürtigen Regens-
burger6 — , gliederte sich aber bereits im Juni 1870 der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei an 7 . Nachdem auch die außerhalb der Tauscher-Gruppe stehenden 
Nürnberger Lassalleaner im Frühjahr 1871 zu den Eisenachern übergewechselt 
waren 8, besaß der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein im rechtsrheinischen 
Bayern außer einigen unbedeutenden Splittergruppen praktisch keinen Anhang 
mehr 9. Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei hingegen konnte sich unmittelbar 
nach dem Gründungskongreß am 7.—9. August 1869 in Eisenach in Bayern rela-
tiv rasch ausbreiten: Die erste Mitgliedschaft der Bebel-Liebknechtschen Partei 
trat am 24. August 1869 in Nürnberg ins Leben, es folgten Augsburg Ende August, 
Fürth und der Nürnberger Vorort Mögeldorf im September, im Oktober bereits 
Regensburg noch vor München, das sich im November 1869 anreihte 1 0 . 
1 Vgl. allgemein K.E.Born, Reichsgründung S. 238 ff. (Lit); neuerdings zur Grün-
dung des A D A V S. Na'amnn, Konstituierung S. 23, 136 ff. 
2 Vgl. H. Eckert S. 156 ff.; I. Fischer S. 245 ff.; H. Hirschfelder S. 64 ff. 
3 Vgl. H. Eckert S. 158 f., 170 ff.; H. Hirschfelder S. 77 ff. 
4 Vgl. K. Schönhoven, Revolution S. 26; W. Loew, K. Schönhoven S. 8. 
5 H. Eckert S. 167; dazu jetzt H. Hirschfelder S. 140 ff. 
6 Tauscher wurde am 15. 6. 1840 als Sohn eines Schuhmachermeisters in Regensburg 
geboren, lernte Schriftsetzer, übersiedelte 1865 nach Augsburg, entwickelte sich bald zum 
profiliertesten Führer der dortigen Arbeiterbewegung, verbrachte die Zeit des Soziali-
stengesetzes in Zürich, Paris und London, kehrte 1890 nach Stuttgart zurück, wurde von 
1900—1914 in den Württembergischen Landtag gewählt und starb am 17. 12. 1914 in 
Stuttgart. Vgl. H. Eckert S. 129. 
7 Vgl. I.Fischer S. 248 f. 
8 Vgl. E. Eckert S. 171 f. 
9 Vgl. D. Albrecht S. 308 
1 0 Vgl. H.Eckert S. 305; das dort angegebene Gründungsdatum für Regensburg 
(November 1869) ist zu korrigieren. Zu Fürth vgl. ergänzend W. Fischer S. 174. 
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Die Entscheidung, ob in Regensburg ein Arbeiterverein Lassalleanischer oder 
Bebel-Liebknechtscher Richtung gegründet werden sollte, fiel anfangs Oktober 
1869 innerhalb weniger Tage. Zwar meldete der Kurier für Niederbayern am 
5. Oktober in einer Korrespondenz aus Regensburg, es hätten sich „hier ca. 14 
confuse Köpfe zusammengefunden, um einen sogen. Socialdemocratenklub ä la 
Schweitzer und Cons. zu bilden" 1 1 , doch lenkte der am 14. Oktober aus Lech-
hausen bei Augsburg anreisende Agitator der Sozialdemokratischen Arbeiterpar-
tei, Schneidergehilfe Georg Windsheimer, die aufkeimende Bewegung in eine 
andere Bahn. Windsheimer handelte dabei in direktem Auftrag des Parteiaus-
schusses der Eisenacher Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, die auf eine Aus-
breitung in Südbayern, der bisherigen Domäne des A D A V , größten Wert legte 1 2. 
Bis Mitte des Jahres 1869 hatte Windsheimer den Lassalleanern in Augsburg 
angehört, hatte die dortige Gewerkschaft der Hand- und Fabrikarbeiter geleitet 
und noch im Mai 1869 zu den Agitatoren des A D A V für Süddeutschland gezählt, 
war dann aber zu den Eisenachern übergewechselt. Windsheimers Behauptung 
in Regensburg, er sei ein Gegner der mit ihm am 11. Oktober 1869 in Landshut 
gemeinsam aufgetretenen Redner Neff und Tauscher 1 3, entsprach demnach den 
Tatsachen, denn zu diesem Zeitpunkt gehörten Tauscher und Genossen noch zum 
A D A V . 
Als Kontaktbrücke zur Regensburger Arbeiterschaft benutzte Windsheimer den 
liberalen Arbeiterfortbildungsverein. Dieser war am 4. Mai 1867 nach dem Bei-
spiel der in München, Nürnberg und Augsburg bereits 1862/63 wiedererstan-
denen Arbeitervereine 1 4 gegründet worden 1 5 . „Ferne von politischen Tenden-
zen" 1 6 , stellte er sich die „Förderung und Bildung des Arbeiterstandes im All-
gemeinen" 1 7 zur Aufgabe. Eine Verbesserung der Lage der Arbeiterschaft sollte 
durch Fortbildung erreicht werden, Veränderungen auf politischem Wege, die 
Formierung der Arbeiter zu einer eigenen politischen Partei, wurden abgelehnt. 
Dies war auch der Grund, warum der Arbeiterfortbildungsverein Regensburg auf 
dem 5. Vereinstag der Deutschen Arbeitervereine vom 5.—7. September 1868 zu 
Nürnberg der von Bebel betriebenen Politisierung des Verbandes, zusammen mit 
einer Minorität anderer Vereine, die Zustimmung verweigerte und seinen Austritt 
erklärte 1 8 . Der „Vereinstag Deutscher Arbeitervereine" hatte sich im Juni 1863 
als Zusammenschluß liberal-demokratischer Bildungsvereine in Ablehnung von 
Lassalles politischer Arbeiterpartei konstituiert19. Unter dem Einfluß Bebels und 
1 1 Kurier für Niederbayern Nr. 272,5. 10. 1869. 
1 2 Vgl. H. Hirschfelder S. 134. 
1 3 Vgl. H. Eckert S. 157, 159; I. Fischer S. 250; zu Windsheimers Äußerung in Regens-
burg vgl. WBR 18. 10. 1869, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 199; zum Auftritt in 
Landshut vgl. Kurier für Niederbayern Nr. 277,10. 10. 1869, Nr. 280, 13.10.1869. 
1 4 Vgl. K. Birker S. 133 (Übersicht auch über sonstige Arbeiterbildungsvereine in 
Bayern). Zur Neuorganisation der Arbeiterbildungsvereine nach der Restaurationsperiode 
1850—59 in deutschen Einzelstaaten, bes. Süddeutschlands, vgl. auch W. Schmierer 
S.51—58. 
1 5 Vgl. RTB Nr. 122, 4.5. 1867, Nr. 129, 11.5.1867; Bachhofer, Süß, Assum an StM, 
10.5. 1867, StR ZR 6813. 
1 6 RTB Nr. 122,4.5. 1867. 
1 7 § 1 der Statuten des Arbeiterfortbildungsvereins Regensburg vom 8. 5. 1867, StR 
ZR 6813. 
1 8 Vgl. S. Na'aman, Arbeiterbewegung S. 104 ff., 108 f. 
1 9 Vgl. K. Birker S. 56 ff. 
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Liebknechts bekannte sich dieser Verband aber 1868 in Nürnberg zum Programm 
der 1864 in London gegründeten Internationalen Arbeiterassoziation (I. Inter-
nationale), d.h. zur Lösung der Arbeiterfrage durch politische Emanzipation der 
Arbeiterklasse, deren Ziel in der Abschaffung aller Klassenherrschaft und der 
Errichtung eines demokratischen Staates bestand 2 0. Nach diesem Schritt bereitete 
die Umwandlung des Verbandes in die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 1869 
für Bebel in Eisenach keine Schwierigkeiten mehr. Der Regensburger Arbeiter-
fortbildungsverein war erst im Sommer 1868 dem Vereinstag Deutscher Arbeiter-
vereine beigetreten, wahrscheinlich, um die Front der bayerischen Arbeitervereine 
zu stärken, die sich auf dem bevorstehenden 5. Vereinstag gegen die drohende 
Politisierung des Verbandes aussprechen wollten. Gelegenheit zu dieser Absprache 
bot das erste Stiftungsfest des Regensburger Vereins im Juni 1868 21. Als Dele-
gierter Regensburgs vertrat Vereins vorstand Spenglermeister Christian Süß jun. auf 
dem Vereinstag 1868 in Nürnberg ca. 200 Mitglieder 2 2. Sein „Nein" zu einem 
Anschluß des Vereinstages an die Bestrebungen der Internationalen Arbeiter-
assoziation beinhaltete zugleich ein Festhalten des Arbeiterfortbildungsvereins 
Regensburg an der Linie der liberalen Fortschrittspartei. 
Trotz der klar abgesteckten parteipolitischen Fronten erhielt Windsheimer je-
doch Gelegenheit, im Arbeiterfortbildungsverein aufzutreten23. Vorstand Süß 
jun., den Windsheimer in einer an den „Volksstaat", das Organ der Sozialdemo-
kratischen Arbeiterpartei, etwas vorschnell als einen „Gesinnungsgenossen von 
uns" 2 4 bezeichnete, lud ihn zu einem Vortrag am 16. Oktober 1869 ein. Auch in 
der am 17. Oktober öffentlich durch Plakate angekündigten, allgemeinen Arbei-
terversammlung stellte der Arbeiterfortbildungsverein das Hauptkontingent, nun 
allerdings in der Absicht, die Konstituierung eines Sozialdemokratischen Arbeiter-
vereins zu verhindern. Durch demonstrativen Beifall unterstützten Arbeiterbil-
dungsvereinsmitglieder den als Widerpart Windsheimers auftretenden Exponen-
ten der Fortschrittspartei in Regensburg, Rechtskonzipient Ferdinand Heigl 2 5 . 
Dabei machte der streitbare Jurist Heigl gegen den reisenden Schneidergehilfen, 
sehr zur Schadenfreude der beiden bayerisch-patriotischen Lokalblätter, des 
Regensburger Morgenblattes und des Stadtamhofer Neuen Bayerischen Volks-
blattes, eine recht unglückliche Figur 2 6 . Auf die rhetorisch wirkungsvolle Dar-
legung Windsheimers, daß die Interessen der Arbeiter von den Interessen der 
Liberalen grundsätzlich verschieden seien, die Arbeiter von dieser Partei nur zu 
ihren Zwecken mißbraucht würden, daß auch ein Bündnis der Liberalen und Ar-
beiterschaft zur Niederschlagung der sogenannten „ultramontanen Partei" (Patrio-
2 0 Vgl. S.Na'aman, Arbeiterbewegung S. 104; zur I.Internationale (1864—1872/76) 
vgl. J. Braunthal, Bd. 1, S. 101 ff., 197; K.-L. Günsche, K. Lantermann S. 25—47. 
2 1 Vgl. H. Eckert S. 110 f.; RTB Nr. 178,30. 6.1868. 
2 2 Vgl. S. Na'aman, Arbeiterbewegung S. 106; K. Birker S. 133 gibt dagegen für 
1868 nur 150 Mitglieder an. 
2 3 Vgl. Volksstaat Nr. 7,23. 10.1869. 
2 4 Volksstaat Nr. 9, 30. 10.1869; Spenglermeister Christian Süß jun. ließ sich nicht in 
den anschließend gegründeten Sozialdemokratischen Arbeiterverein aufnehmen, sondern 
blieb Vorstand des Arbeiterfortbildungsvereins. Vgl. Vorstandschaftsanzeigen des Ar-
beiterfortbildungsvereins an StM, 12.12.1869, 16.2.1870, 25.5.1871, StR ZR 6813. 
2 5 Vgl. StM an RegOR, 17.10. 1869, StR ZR 1737. 
2 6 Vgl. RM Nr. 239,21.10.1869; NBV Nr. 287,19.10. 1869. 
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tenpartei) für die Arbeiter völlig nutzlos sei, verstummte Heigl 2 7 , weil er sich an-
geblich — so das Tagblatt in einer nachträglichen Rechtfertigung — „als wissen-
schaftlich gebildeter Mann . . . nicht in eine end- und nutzlose Zungendrescherei" 2 8 
habe einlassen wollen. In den Augen der etwa 200—300 Versammlungsteilnehmer 
jedoch gab sich der Vertreter der liberalen Partei damit geschlagen. Auf die Ein-
ladung Windsheimers zur Bildung eines Sozialdemokratischen Arbeitervereins 
meldeten sich denn auch 25 Personen, bereits am Abend fand die erste Vereins-
versammlung mit Ausgabe der Mitgliedskarten und der Statuten statt29. Der 
17. Oktober 1869 ist somit der Gründungstag der Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei in Regensburg. 
Die öffentliche Gründungsversammlung ging zur sichtlichen Erleichterung der 
Regensburger Behörden in größter Ruhe und Ordnung vor sich, die bereit gehal-
tenen Polizeibediensteten in Zivil unter der Zuhörerschaft brauchten nicht einzu-
greifen. Zur Überwachung war außerdem — wie in Zukunft bei allen öffent-
lichen Versammlungen der Sozialdemokraten — ein Polizeikommissär vom Stadt-
magistrat Regensburg abgeordnet worden 3 0 . In einer ersten Überreaktion gegen-
über dem Auftauchen der revolutionären Sozialdemokratie auch im Regierungs-
bezirk Oberpfalz und Regensburg hatte Regierungspräsident Pracher zunächst die 
Überwachung durch den Vorstand des Stadtmagistrats Regensburg, Bürger-
meisters Stobäus, angeordnet. Er sollte bei Aufreizung zur Gesetzesverletzung 
sofort auf der Grundlage des Vereinsgesetzes vom 26. Februar 1850 (Art. 8 und 
9) 3 1 die Versammlung auflösen, notfalls mit bewaffneter Macht 3 2 . Stobäus je-
doch lehnte eine Überwachung durch seine Person in weitaus nüchternerer Ein-
schätzung der Lage ab und begründete dies auch damit, es würde seinem Ansehen 
bei der Bürgerschaft sehr schaden, wenn er „ohne Noth" 3 3 Polizeikommissärs-
dienste verrichte. 
Windsheimer hatte sogleich nach seiner Ankunft am 14. Oktober 1869 in Re-
gensburg Flugblätter mit dem quasi noch druckfrischen Eisenacher Programm der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei vom August 1869 verteilt3 4 und in allen 
größeren Betrieben, speziell auch in den Druckereien Manz und Pustet, Subkrip-
tionslisten zum Abonnement des „Volksstaats" zirkulieren lassen 3 5. Abonnenten 
des „Volksstaats" gab es in Regensburg am 1. Dezember 1869 acht, im zweiten 
Halbjahr 1873 schließlich vierundzwanzig3 6. Für das Stadtamhofer Neue Baye-
rische Volksblatt war das Programm so neu, daß es einen Großteil der Forderun-
gen, wie Einführung des direkten Wahlrechts, Aufhebung aller Vorrechte des 
Standes, des Besitzes, der Geburt und der Konfession, Ersetzung des stehenden 
Heeres durch ein Volksheer, Trennung von Kirche und Staat, von Kirche und 
Schule, Einführung unentgeltlichen Schulunterrichts, Abschaffung aller indirekten 
Steuern und Einführung einer einzigen direkten Steuer, Beseitigung aller ein-
2 7 Vgl. NBV Nr. 287, 19. 10.1869. 
2 8 RTB Nr. 289, 20. 10.1869. 
2 9 Vgl. Volksstaat Nr. 7,23. 10.1869. 
3 0 Vgl. StM an RegOR, 17.10.1869, StR ZR 1737. 
3 1 Druck: Gesetzblatt 1849/50, Sp. 57. 
3 2 Vgl. RegOR an StM, 15.10.1869, StR ZR 1737. 
3 3 Stobäus an RegOR, 16.10.1869, StR ZR 1737. 
3 4 Druck: W. Mommsen, Parteiprogramme S. 311 f. 
3 5 Volksstaat Nr. 9, 30. 10.1869. 
3 6 Vgl. D. Fricke, Arbeiterbewegung S. 195,198. 
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schränkenden Preß-, Vereins- und Koalitionsgesetze, im einzelnen aufführte 3 7 . 
Gleichzeitig betrieb es damit eine willkommene Propaganda für die Sozialdemo-
kratische Arbeiterpartei. Windsheimer legte in der allgemeinen Arbeiterversamm-
lung vom 17. Oktober den politischen Teil des Programms dar, während er tags 
zuvor bereits im Arbeiterfortbildungsverein den sozialen Teil erläutert hatte 3 8 . 
Er klammerte geschickt den grundsätzlich-theoretischen Teil über politisch-ökono-
mische Zusammenhänge aus und beschränkte sich auf konkrete, sachlich erreich-
bare Forderungen. Selbst beim überwachenden Polizeikommissär hinterließ seine 
Rede den Eindruck, die Sozialdemokraten verfolgten lediglich berechtigte Ziele. 
Dieser äußerte: „über die zur Sprache gebrachten Tendenzen der Sozialdemo-
kraten, welche nicht begreifen, daß Arbeit Ware ist und sich nach Angebot und 
Nachfrage richtet, glaubt man sich nicht verbreiten zu sollen. Der Wunsch nach 
besserem Lohn und Teilnahme am Gewinn, den ihre Arbeit liefert, ist nicht zu 
tadeln. Wer wünscht nicht seine Lage zu verbessern!" 3 9 . 
Nach einer Woche hatte der zum Vorstand des Sozialdemokratischen Arbeiter-
vereins Regensburg gewählte ehemalige Fragner, zeitweilige Gendarm und nun-
mehrige Latrinenreiniger Jakob Watter 4 0 bereits 73 Mitglieder um sich gesam-
melt 4 1 bzw. „zusammengedrillt" 4 2 , wie er sich ausdrückte. Der ausgefallene 
Beruf des ersten Vorstandes bildete für die liberale Presse sogleich einen Vorwand, 
um ihn und die neugegründete Partei verächtlich zu machen 4 3, doch wußte sich 
Watter gegenüber den ironisch-überheblichen Angriffen aus dem Bildungs- und 
Besitzbürgertum wirkungsvoll zu wehren 4 4 . Die Spalten hierfür öffnete ihm die 
katholisch-patriotische Presse, die für die soziale Lage der Arbeiter mehr Ver-
ständnis zeigte als die liberale Seite; eine eigene Lokalpresse besaßen die Regens-
burger Sozialdemokraten bis nach der Jahrhundertwende nicht. Das liberale 
Regensburger Tagblatt glaubte bereits bei Windsheimer eine gewisse Nähe zu den 
„Ultramontanen" 4 5 feststellen zu können und warf dem Stadtamhofer Neuen 
Bayerischen Volksblatt Sympathien für die Sozialdemokraten vor 4 8 . Dieses ge-
stand zu, daß ihm die Sozialdemokraten, auch wenn es deren Endziele nicht bil-
lige, gerade wegen ihrer Offenheit lieber seien als die ^liberalen' Bourgeois" 4 7 . 
Das Regensburger Morgenblatt benutzte die Gründung der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei in Regensburg zu einigen grundsätzlichen Betrachtungen über die 
3 7 Vgl. NBV Nr. 283,15. 10. 1869. 
3 8 Vgl. Volksstaat Nr. 7, 23 10.1869. 
30 StM an RegOR, 17. 10. 1869, StR Z R 1737. 
4 0 Jakob Watter, geb. 28. 10. 1820 in Regensburg, gest. 28.4. 1901 in Regensburg. Vgl. 
Familienbögen, StR. In einem Magistratsbericht an die Regierung der Oberpfalz wird 
Watter als bereits in Regensburg derartig diskreditierte Person bezeichnet, daß zu erwarten 
sei, daß der von Windsheimer gegründete Arbeiterverein unter seiner Vorstandschaft 
schwerlich Fortschritte machen werde. Vgl. StM an RegOR [27. 10. 1869], StR ZR 1737. 
4 1 Vgl. Watter an StM, 25. 10. 1869, (Mitgliederliste, ohne Berufsangabe), StR ZR 
3169. 
4 2 NBV Nr. 295,27.10. 1869. 
4 3 Vgl. Kurier für Niederbayern Nr. 291, 24. 10. 1869. 
4 4 Vgl. NBV Nr. 295,27.10. 1869. 
4 5 RTB Nr. 287, 18.10. 1869; Windsheimer hatte bereits in Augsburg geäußert, „daß 
die ultramontane Partei diejenige sei, welche die Arbeiter am wenigsten drücke". Zit. 
beil. FischerS. 248. 
4 6 Vgl. RTB Nr. 286, 17. 10. 1869. 
4 7 NBV Nr. 286, 18.10. 1869. 
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soziale Lage des Arbeiterstandes. Die Arbeiter seien zum Gegenstand des Marktes 
degradiert, dem Gesetz von Angebot und Nachfrage unterworfen. Im modernen 
Kriege aller gegen alle seien sie sich selbst überlassen. Ursache hierfür seien die 
von liberalem Geiste getragene Wirtschaftsordnung sowie die religionsfeindlichen 
Tendenzen und die angeblichen Freiheiten der Liberalen Fortschrittspartei. So-
lange dieser „volksfeindliche »Fortschritt'" seine „fixen Ideen" 4 8 höher ansetze 
als das Wohl des Volkes, die Existenz des Landes, den Frieden der Bürger und die 
Achtung der Religion, solange werde man das Morgenblatt auf der Seite des 
Volkes und der Arbeiter finden 4 9 . 
Eine unerwartete propagandistische Unterstützung erhielt der junge Verein 
durch einen Auftritt des Parteiführers August Bebel am 12. November 1869 in 
Regensburg. Bebel machte hier im Rahmen seiner ersten größeren Agitationsreise 
nach Gründung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei über Coburg-Nürnberg-
München-Augsburg-Stuttgart Station 5 0. Er hatte Regensburg und seine speziellen 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse bereits während eines mehrmonatigen 
Aufenthalts als Drechslergeselle im Winter 1858/59 kennengelernt51 und sprach 
nun außer den Arbeitern ganz gezielt auch die hier besonders zahlreich vertre-
tenen Kleinbürger und Kleingewerbetreibenden an. Sie würden auf die Dauer 
der ruinösen Konkurrenz der Großhändler und Fabrikanten nicht widerstehen 
können, ihre Interessen lägen nicht auf Seite der Kapitalisten. Daher rief er ihnen 
zu: „Brüder wachet auf! Legt Eure Vorurteile ab, steht fest wie ein Mann zu uns, 
denn wir wollen uns gegenseitig helfen" 5 2 . Die Beseitigung des Klassenstaates 
und die Verwirklichung des Volksstaates, in dem die Gewinne aus der Arbeit der 
Gesamtheit der Arbeitenden zugute kämen, würde auf friedlichem und gesetz-
lichem Wege angestrebt. Zeige sich aber bei den Besitzenden fortwährender Wider-
stand, so falle ihnen auch die alleinige Schuld an der gewaltsamen Durchführung 
des Arbeiterprogramms z u 5 3 . Diese unterschwellige Drohung Bebels mit revolu-
tionärer Gewalt war nun allerdings gerade das ungeeignetste Mittel, das Klein-
bürgertum, das sich trotz aller wirtschaftlichen Bedrängnisse zum Besitzbürger-
tum rechnete, für die Sozialdemokratische Arbeiterpartei zu gewinnen. Gerade 
diese revolutionäre Tendenz registrierte das Regensburger Tagblatt besonders 
aufmerksam5 4. Hinsichtlich der bevorstehenden Landtagswahlen in Bayern im 
November 1869 riet Bebel den Regensburger Sozialdemokraten, sich nicht als 
„Stimmvieh" 5 5 der Liberalen oder Patriotenpartei mißbrauchen zu lassen, ohne 
allerdings direkt zur Wahlenthaltung aufzufordern, wie dies vor ihm Winds-
heimer getan hatte 5 6. Trotzdem beteiligten sich die Regensburger Sozialdemo-
kraten an der Wahl, und zwar stimmten sie für die Patriotenpartei, da ein eigener 
Kandidat keine Aussicht auf Erfolg hatte. Annäherungsversuche der Liberalen 
unmittelbar vor der Wahl wurden zurückgewiesen 5 7 . 
4 8 RMNr.237,19. 10. 1869. 
4 9 Vgl. ebd. 
5 0 Vgl. A. Bebel, Bd. 2, S. 103 
5 1 Vgl. H. Hirsch S. 59, 67. 
5 2 Volksstaat Nr. 15,20.11. 1869. 
5 3 Vgl. StM an RegOR, 13. 11. 1869, StR ZR 1737. 
5 4 Vgl. RTB Nr. 314, 14. 11.1869. 
5 5 WBR 15.11. 1869, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 199. 
5 6 Vgl. RTB Nr. 288, 19. 10. 1869. 
5 7 Vgl. StM an RegOR, [27.10.1869] und Watter an StM, 22.11.1869, StR ZR 
1737. 
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Wie schwer die Sozialdemokratie in Regensburg an Terrain gewinnen würde, 
davon konnte sich Bebel anhand der Besucher seines Vortrages ein Bild machen. 
Es hatten sich trotz seines Bekanntheitsgrades kaum 100 Personen eingefunden 5 8 . 
Die Erwartung, daß sich auch das Kleinbürgertum der Sozialdemokratie anschlie-
ßen würde, erfüllte sich nicht. Zunächst war die zahlenmäßige Entwicklung des 
Sozialdemokratischen Arbeitervereins sogar rückläufig. Als ein Mißgriff stellte 
sich die Wahl Watters heraus. Er hatte sich finanzielle Vorteile aus dieser Tätig-
keit versprochen59 und verließ, als diese ausblieben, bereits im Dezember 1869 
den Verein 6 0 . Neuer Vorstand wurde Josef Huber, Schriftsetzer bei der Firma 
Manz 6 1 , der Windsheimer bei den Gründungsvorbereitungen bereits maßgeblich 
unterstützt hatte 6 2. Er behielt die Vorstandsfunktion — mit Unterbrechung von 
Ende Dezember 1870 bis Oktober 1871, währenddessen ihn der Steinhauergeselle 
Johann Kohlhepp ablöste 6 3 — , bis zum Oktober 1872 6 4 . Ungünstig wirkte sich 
für den Verein auch ein Skandal um die Person des Vereinsgründers Windsheimer 
aus 6 5, der — zu Beginn des Jahres 1870 zu einem weiteren Vortrag in Regensburg 
angekündigt — die Stadt überstürzt wieder verlassen mußte, um sich in Augsburg 
wegen Betrugs vor Gericht zu verantworten66. Die Regensburger Sozialdemo-
kraten selbst besaßen keine agitatorisch besonders befähigten Leute. 
Im Frühjahr 1870 bemühte sich der neu zugewanderte Badergeselle Franz 
Xaver Luber, ein gebürtiger Amberger 6 7, um eine Belebung des Vereins. Er hatte 
bereits im Braunschweiger Sozialdemokratischen Arbeiterverein als stellvertre-
tender Sekretär Erfahrungen sammeln können 6 8 , auch hier wurde er wieder in 
diese Funktion gewählt 6 9 . Einen ersten Erfolg konnte er mit der Verabschiedung 
einer Resolution zur Abschaffung des stehenden Heeres in Bayern durch eine von 
ihm einberufene dreihundertköpfige Volksversammlung am Ostermontag, den 
18.April 1870, erzielen 7 0. Bei den Regensburger Behörden hatte der „republi-
kanische" Versammlungsaufruf hierfür, insbesondere das Wort „Moloch" 7 1 als 
Bezeichnung für das stehende Heer, zunächst Bedenken erregt, war aber dann 
doch unter der Bedingung genehmigt worden, daß der direkte Bezug auf Bayern 
vermieden werde. Den Soldaten wurde durch Regimentsbefehl die Teilnahme an 
5 8 Vgl. StM an RegOR, 13.11. 1869, StR ZR 1737. 
6 9 Vgl. NBV Nr. 295,27.10. 1869. 
6 0 Vgl. Watter an StM, 3.12.1869, StR ZR 1737; WBR 27. 12. 1869, StAA Reg. Kdl 
Abg. 1949, Nr. 14 199. 
€ 1 Vgl. Huber an StM. 7. 12. 1869. 18. 12. 1869. StR ZR 1737. 
6 2 Vgl. Volksstaat Nr. 9,30. 10. 1869. 
6 3 Vgl. Kohlhepp an StM, 27. 12. 1870, StR ZR 1737. 
6 4 Vgl. Luber an StM, 3.3.1870, Protokoll Huber beim StM, 2. 10. 1871, 25.2.1872, 
StR ZR1737. 
6 5 Vgl. Volksstaat Nr. 22,16. 3.1870. 
6 6 Vgl. WBR 10.1.1870, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 199; über unredliche 
Methoden, sich von Arbeitern mit Berufung auf Tauscher Geld zu verschaffen, vgl. eine 
Erklärung Tauschers vom 10.11.1869, HStAM MInn 46 098. 
6 7 Vgl. H. Hirschfelder S. 134; Luber war 1870 etwa 30 Jahre alt; Regierungspräsi-
dent Pracher vermutete in ihm einen „subventionierten Emissär der internationalen 
Arbeiter-Assocation". WBR 30. 5.1870, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 199. 
6 8 Vgl. G. Eckert S. 120 ff. 
6 9 Vgl. Luber an StM, 3.3.1870, StR ZR 1737. 
7 0 Vgl. WBR 18.4.1870, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 199. 
7 1 Volksstaat Nr. 35,30.4. 1870. 
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der sozialdemokratischen Veranstaltung untersagt72. Von weniger Glück begleitet 
waren die Versuche Lubers im Mai 1870, in Reinhausen einen neuen Zweigver-
ein zu gründen; es traten dort lediglich sieben Personen dem Regensburger Ver-
ein be i 7 3 . Luber scheint im Juni 1870 Regensburg wieder verlassen zu haben. 
Bald darauf unterbrach der Deutsch-französische Krieg, wie auch bei den übri-
gen Regensburger politischen Vereinen, die geregelte Vereinstätigkeit 7 4. Am 
8. Januar 1871 verurteilte Redakteur Jakob Franz aus Augsburg in einer Volks-
versammlung des Sozialdemokratischen Arbeitervereins den gegenwärtigen Krieg. 
Seit der Schlacht von Sedan handle es sich um einen Eroberungskrieg, dieser aber 
liege nicht im Interesse des deutschen Volkes. Von einer Einigung Deutschlands 
auf der Grundlage des Norddeutschen Bundes sei nur eine Hemmung in der Ent-
wicklung der Freiheit zu erwarten7 5. Nebenbei warb Franz um Abonnenten für 
das Augsburger Organ der Sozialdemokratie, den „Proletarier" 7 6 . In der kriti-
schen Haltung gegenüber dem Kriege von 1870/71 stimmten Sozialdemokraten 
und Bayerische Patriotenpartei in Regensburg weitgehend überein 7 7 . 
Bis zum Herbst des Jahres 1871 setzte dann ein weitgehender Zerfallsprozeß 
im Sozialdemokratischen Arbeiterverein ein. Ursache hierfür war einerseits die 
Frustration um die Reichstagswahl im März 1871, bei der man sich trotz mehr-
facher Vorbesprechungen nicht zur Aufstellung eines eigenen Kandidaten ent-
schließen konnte 7 8, andererseits ein großangelegter, mißglückter Streik der Ar-
beiter der Ostbahnzentralwerkstätte. Mitte September dieses Jahres hatten fast 
600 der insgesamt 650 Beschäftigten die Arbeit mit der Forderung einer zehn-
prozentigen Lohnerhöhung niedergelegt79. Die Streikenden erhielten publizisti-
sche Schützenhilfe von Seite des katholisch-konservativen Regensburger Morgen-
blattes 8 0 , doch mußte der Ausstand nach acht Tagen infolge der Uneinigkeit der 
Arbeiter abgebrochen werden; ein Teil der Beschäftigten hatte sich, mit langen 
Messern bewaffnet, gewaltsam wieder Zutritt zum Arbeitsplatz verschafft81. Der 
Organisationsgrad unter den Ostbahnarbeitern war noch sehr gering, eine ge-
werkschaftliche Organisation fehlte bei ihnen zu diesem Zeitpunkt völlig. Die 
wenigen Mitglieder des Sozialdemokratischen Arbeitervereins vermochten die 
Streikbewegung nicht ausreichend zu steuern. Ende September 1871 zählte der 
Verein nur mehr 28 Mitglieder 8 2. 
Aus dieser Niederlage in diesem ersten größeren sozialen Konflikt zogen die 
Regensburger Sozialdemokraten jedoch ihre Lehren. Zunächst wurden die regel-
7 2 Vgl. ebd. 
7 3 Vgl. WBR 1.5. 1870, 7.5. 1870, 15.5. 1870, 30.5.1870, 6.6.1870, StAA Reg. Kdl 
Abg. 1949, Nr. 14 199. 
7 4 Vgl. WBR 28. 11.1870, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 199. 
7 6 Vgl. StM an RegOR, 9.1. 1871, StR ZR 1737; dazu H. Hirschfelder S. 183. 
7 6 „Der Proletarier", ein Wochenblatt, erschien von Juli 1869 bis Juni 1871. Vgl. 
A. Eberlein, Bd. 3, S. 1237. 
7 7 Vgl. WBR 16.1.1871, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 200. 
7 8 Vgl. Kohlhepp an StM, 2.2.1871 und Gündera an StM, 11.2. 1871, StR ZR 1737; 
WBR 6.2.1871, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 200. 
7 9 Vgl. VBStM 1871, S. 28; Volksstaat Nr. 78, 27. 9. 1871. 
8 0 Vgl. RM Nr. 217, 24.9.1871; WBR 26.9.1871, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, 
Nr. 14 200. 
8 1 Vgl. Volksstaat Nr. 79, 30. 9.1871. 
8 2 Vgl. Volksstaat Nr. 83,14. 10. 1871. 
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mäßigen Vereinsversammlungen wieder aufgenommen, und zwar nunmehr 
wöchentlich 8 3 statt ursprünglich nur vierzehntägig 8 4 , vor allem aber wurde nun 
systematisch eine gewerkschaftliche Organisation aufgebaut85. Dies war in erster 
Linie das Verdienst des Kassiers und zeitweiligen Beisitzers des Sozialdemokra-
tischen Arbeitervereins, Wilhelm Hock, von Beruf Versicherungsagent86. Im Zuge 
des Aufschwungs der sozialistischen Gewerkschaften, der nach Aufhebung des 
Koalitionsverbots 1869 in Preußen und der Gewährung einer, wenn auch einge-
schränkten Koalitionsfreiheit durch die Reichsgewerbeordnung 1871 8 7 überall zu 
beobachten war, erstarkte auch die Sozialdemokratische Arbeiterpartei. Zwar be-
saßen die nach Bebeischem Musterstatut organisierten sozialistischen Gewerk-
schaften eine formal von der Partei unabhängige Organisation, doch sahen sich 
Gewerkschaften und Sozialdemokratischer Arbeiterverein in Regensburg selbst 
nur als Teile der einheitlichen Arbeiterbewegung Eisenacher Prägung; die Gewerk-
schaften entrichteten eine „Parteisteuer", bei der Gründung der Gewerkschaften 
handelte es sich um „Parteigeschäfte" 8 8 . 
Zu Weihnachten 1871 veranstaltete der Sozialdemokratische Arbeiterverein 
gemeinsam mit den Fachvereinen der Schuhmacher, Tischler und Schneider eine 
Christbaumfeier, die zum Friedens- und Verbrüderungsfest umgedeutet wurde 8 9 . 
Feste dieser Art besaßen eine wichtige Funktion für die Hebung des Selbstbewußt-
seins und die Ausbildung eines Solidaritätsgefühls unter der Arbeiterschaft. So 
wurde auch das erstmalige Hissen einer roten Parteifahne bei einem Arbeiterfest 
im Juli 1872 als selbstbewußte Demonstration der Präsenz der Sozialdemokra-
tischen Partei in Regensburg interpretiert, über den Mut hierzu waren die Arbei-
ter selbst am meisten erstaunt90. Gleichzeitig kamen bei diesem Fest, wie auch bei 
einem erneuten Arbeiterfest am 1. September 1872 9 1 , Ansätze eines Lassalle-Kul-
tes zum Vorschein. Obwohl man nicht der Lassalleanischen Partei angehörte, 
genoß der 1864 verstorbene Arbeiterführer eine große Verehrung. Zudem sollte 
die am 1. September angesetzte Lassalle-Gedächtnisfeier eine Art Gegenveran-
staltung der Arbeiterklasse gegenüber der vom nationalstaatsbegeisterten liberalen 
Bürgertum veranstalteten Sedanfeier (2. September) darstellen. Diese Distanzie-
rung vom Nationalstaat preußisch-deutscher Prägung, die Betonung der Verbun-
denheit des internationalen Proletariats und offene Drohungen mit revolutionärer 
Gewalt, wie sie beispielsweise auch Bebel im Deutschen Reichstag am 25. Mai 1871 
8 3 Vgl. Ilubcr an StM, 23.9.1871, StR ZR 1737; WBR 13.11.1871, 11.12.1871, 
StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 200. 
8 4 Vgl. Statuten des Sozialdemokratischen Arbeitervereins zu Regensburg, Druck von 
F.Thiele in Leipzig (Ortsname Regensburg handschriftlich eingefügt), StR ZR 1737. 
8 5 S. u. S. 219 ff. 
8 6 Vgl. Volksstaat Nr. 8, 25.1.1873; Hock war Kassier von März bis Dezember 1870 
und von Oktober 1871 bis Oktober 1872, anschließend Beisitzer bis Mitte 1873. Vgl. 
Luber an StM, 3.3. 1870, Huber an StM, 2. 10.1871, Protokoll Huber beim StM, 26.2. 
1872, Jung an StM, 27.10.1872, StR ZR 1737. 
8 7 Vgl. E. R. Huber, Verfassungsgeschichte, Bd. 4, S. 1139 f.; G. A. Ritter, K. Tenfelde 
S.63. 
8 8 Volksstaat Nr. 8,25.1.1873. 
8 9 Vgl. Volksstaat Nr. 5, 17. 1. 1872. 
9 0 Vgl. Volksstaat Nr. 63,7. 8. 1872. 
9 1 Vgl. Jung an StM, 30.8.1872, StR ZR 1737; WBR 9.9.1872, StAA Reg. Kdl 
Abg. 1949, Nr. 14 200. 
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mit Blick auf den Pariser Kommuneaufstand geäußert hatte9 2, drückten der 
Sozialdemokratie in den Augen ihrer Gegner den Stempel der „Reichsfeindlich-
keit" 9 3 auf und drängten sie in eine Art Gettodasein in diesem von ihr nicht 
bejahten Staat. 
Im September 1872 umfaßte der Sozialdemokratische Arbeiterverein 50 Mit-
glieder 9 4. Innere Streitigkeiten, Mißtrauen und Mißverständnisse, vor allem um 
die Verwendung der Beiträge, reduzierten die Zahl jedoch wieder 9 5. Aus Ver-
ärgerung über persönliche Angriffe zog sich Wilhelm Hock aus der Partei- und 
Gewerkschaftsarbeit zurück 9 6 . Unter der geschickten Führung des Schneiderge-
sellen Carl Friedrich Rick, seit Oktober 1872 Schriftführer des Sozialdemokra-
tischen Arbeitervereins97, konnte eine weitere Desorganisation zunächst aufge-
fangen werden. Rick veranstaltete mindestens alle drei Wochen eine Volksver-
sammlung, in der zumeist er über das Programm der Sozialdemokratischen Ar-
beiterpartei, das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht und die Ausbeutung 
der Arbeitskräfte durch das Kapital referierte98. Ihm gelang es auch, in dem 
großteils von Arbeitern bewohnten Vorort Reinhausen eine Mitgliedschaft der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei zu gründen 9 9 . 
Neuen Auftrieb erhielt die Regensburger Sozialdemokratie auch immer wieder 
durch Hilfestellung auswärtiger Gastredner. Um in den „Leuten die radikalen 
Ideen wach zu erhalten" 1 0 ° , lud Rick den jungen, in der Nürnberger Sozialde-
mokratie erst seit einem halben Jahr hervorgetretenen Schlosser Karl Grillenber-
ger 1 0 1 zu einer Volksversammlung am 6. Januar 1873 ein. In seinem Vortrag 
„Die Sozialdemokratie, ihre Ziele und ihre Gegner" 1 0 2 kritisierte er vor rund 
400 Personen ausschließlich die Nationalliberale Partei und die Führer der libe-
ralen Arbeiterbewegung, Schulze-Delitzsch, Hirsch und Duncker, nicht aber die 
Patriotenpartei und das Zentrum. Er brandmarkte den nationalliberalen „Pickel-
haubenkultus", den „Cäsarismus in Berlin", das „Drillen in den Kasernen" 
und den „Scheinfeldzug gegen die Pfaffen" 1 0 3 . Grillenbergers „in radikaler 
Weise" 1 0 4 vorgebrachte Angriffe wurden oft von rauschendem Beifall unter-
brochen, etliche anwesende Liberale und Metallarbeitergewerkschaftsvereinsmit-
glieder zogen es vor, trotz dreimaliger Aufforderung zur Diskussion, zu schwei-
gen. 
Etwa einen Monat nach Grillenbergers Auftritt fand sich sogar der Partei-
sekretär der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, Theodor Yorck aus Hamburg, 
9 2 Vgl. G. Eckert, Konsolidierung S. 42 f. 
9 3 W. Schieder S. 34. 
9 4 Vgl. Protokoll SDAP Mainz 1872, S. 55. 
9 5 Vgl. Volksstaat Nr. 8,25. 1.1873. 
9 6 Vgl. ebd., dazu Erklärung Hocks vom 2.8.1872 in Voiksstaat Nr. 63, 7.8.1872. 
9 7 Vgl. Jung an StM, 27.10. 1872, StR ZR 1737. 
9 8 Vgl. WBR 3.2. 1873, 3.3. 1873, 24.3. 1873, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 751. 
9 9 Vgl. Volksstaat Nr. 24,22. 3.1873. 
1 0 0 Volksstaat Nr. 8,25.1. 1873. 
1 6 1 Zu Karl Grillenberger (1848—1897) MdKdA 1893—1897, MdR 1881—1897, vgl. 
die Biographie von G. Gärtner; für die Frühzeit seines politischen Wirkens H. Eckert, 
S. 218 ff. 
1 6 2 Vgl. Jung an StM, 4. 1.1873, StR ZR 1737. 
1 0 3 Volksstaat Nr. 8, 25. 1.1873. 
1 0 4 Ebd. 
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in Regensburg ein 1 0 5 . Inzwischen hatte der parteipolitisch liberal gefärbte Regens-
burger Stadtmagistrat es fertiggebracht, nachdem er bereits Windsheimer bei der 
Gründungsversammlung des Arbeitervereins 1869 den städtischen Neuhaussaal 
hatte sperren lassen 1 0 6, daß auch die Wirte in Regensburg den Sozialdemokraten 
ihre Säle als Versammlungslokale verweigerten 1 0 7 . Die Volksversammlung mit 
Yorck wich daher am 10. Februar 1873 in das Laumbachersche Gasthaus in Stadt-
amhof aus. Yorck erläuterte Programm und Organisation der Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei vor etwa 400—600 Teilnehmern und hob besonders her-
vor, daß kein Krieg mehr denkbar wäre, wenn der Arbeiterstand als der erste 
Stand den ihm gebührenden Einfluß besäße 1 0 8 . Wieder einen Monat später sprach 
im gleichen Saal, diesmal vor rund 200 bis 250 Personen, der Redakteur des 
Fürther Demokratischen Wochenblattes, Anton Memminger 1 0 9 . Sein Thema war 
„Das heutige Ausbeutungssystem in Staat und Gesellschaft" 1 1 0 . Die Versamm-
lung verabschiedete eine Protestresolution gegen die Tabaksteuer, die dem sozial-
demokratischen Abgeordneten August Bebel im Reichstag übermittelt wurde m . 
Memminger war den Regensburgern kein Unbekannter mehr, er hatte sich bereits 
am 21. April 1872 „Zur Arbeiterfrage" 1 1 2 vernehmen lassen. Erfolg all dieser 
Versammlungen war es, daß die Aufmerksamkeit eines relativ großen Kreises der 
Regensburger Arbeiter auf die Sozialdemokratie gelenkt wurde und unter dem 
frischen Eindruck der Reden jeweils auch einige Personen 1 1 3 dem Arbeiterverein 
beitraten. 
Zur Sicherung und zum Ausbau des Mitgliederbestandes bedurfte es aber der 
ständigen agitatorischen Kleinarbeit am Ort. Nachdem jedoch Rick im April 1873 
nach Landshut abgewandert war 1 1 4 , fehlte es in Regensburg wieder an einer 
systematisch arbeitenden Kraft. Die neuen Vorsitzenden des Arbeitervereins, 
Hafnergeselle Michael Jung (Oktober 1872 bis Juni 1873) 1 1 5 und Schneidermei-
ster Ignaz Moser (Juni 1873 bis Mai 1874) 1 1 6 , verhielten sich zu passiv. Rick 
kümmerte sich daher auch von Landshut aus weiter um die Regensburger Verhält-
nisse. Am Pfingstsonntag, den 1. Juni 1873, trat er, den der Bezirksamtsvorstand 
von Stadtamhof als einen „ruhigen, ordnungsliebenden Mann" 1 1 7 bezeichnete, 
erneut in einer Volksversammlung in Stadtamhof auf. Vor rund 120 Personen 
referierte er über den „Arbeiter im Staate" 1 1 8 und streifte dabei auch die Pariser 
Kommune von 1871. Ihre Prinzipien seien im allgemeinen, so meinte Rick, auch 
los V g l . WBR 17.2.1873, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 751. 
loc Vgl. NBV N r . 285, 17. 10. 1869. 
107 vgl. Volksstaat Nr. 8, 25.1.1873. 
tos Vgl. PUB Bezirksamtsassessor Hochkirch an Bezirksamt Stadtamhof, 11.2.1873, 
StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 9951. 
1 0 9 Zur Rolle Memmingers in der Nürnberger Sozialdemokratie vgl. H. Eckert S. 213 ff. 
1 1 0 WBR 10.3. 1873, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 751. 
1 1 1 Vgl. Volksstaat Nr. 24, 22.3.1873. 
1 1 2 Huber an StM, 18.4.1872, StR ZR 1737; WBR 29.4.1872, StAA Reg. Kdl Abg. 
1949, Nr. 14 200. 
1 1 3 Genaue Zahlen sind nicht genannt. Vgl. Volksstaat Nr. 24, 22. 3.1873. 
1 1 4 Vgl. WBR 21.4. 1873, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 759. 
1 1 5 Vgl. Jung an StM, 27.10.1872, StR ZR 1737. 
1 1 6 Vgl. Moser an StM, 21. 6.1873, StR ZR 1737. 
1 1 7 Bezirksamt Stadtamhof an RegOR, 31.5.1873, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 
9951. 
1 1 8 Volksstaat Nr. 49, 18. 6.1873. 
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die Prinzipien der Sozialdemokratie, doch suche diese sie auf gesetzlichem Wege 
zu verwirklichen 1 1 9. 
Anläßlich der Reichstagswahl vom Januar 1874 entfalteten die Regensburger 
Sozialdemokraten dann etwas mehr Aktivität. Der Kongreß der Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei am 23.—27. August 1873 in Eisenach hatte eine Beteiligung 
an dieser Wahl beschlossen120. Nachdem die Regensburger „Bourgeois" schon bei-
nahe geglaubt hatten, die Sozialdemokratie hier sei tot, verkündeten Ende No-
vember 1873 rote Plakate an den Straßenecken für den 30. November eine Volks-
versammlung. „Das rothe Gespenst, es ging wieder um" 1 2 1 , so faßte der Regens-
burger Genosse Josef Iblager seinen Eindruck über die Reaktion der Regensburger 
Bürgerschaft in einem Bericht an den „Volksstaat" zusammen. In dieser Volks-
versammlung, die allerdings nur von 70—80 Personen besucht war, wurde Carl 
Friedrich Rick, nunmehr in München, zum Reichstagskandidaten für den Wahl-
kreis Regensburg nominiert 1 2 2. A m gleichen Tag konstituierte sich ein zehnköpfi-
ges Wahlkomitee mit dem Tischler Johann Schmalzl als erstem Vorsitzenden 1 2 3. 
Dieses Komitee berief zwei Wahlbesprechungen — am 14. und 21. Dezember 
1873 — und eine Volksversammlung — am 4. Januar 1874 — ein 1 2 4 . Ein An-
suchen der Liberalen an die Regensburger Sozialdemokraten zur Wahlunterstüt-
zung 1 2 5 wies Rick im Regensburger Morgenblatt in schärfster Tonart zurück: 
Die Sozialdemokraten hätten nicht vergessen, daß die liberale Partei Regensburgs 
die führenden Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei stets mit Verleumdung 
und Haß verfolgt, sie um Brot und Erwerb gebracht und zum Verlassen der Stadt 
gezwungen habe, sie hätten nicht vergessen, daß Sozialdemokraten in liberalen 
Versammlungen niedergeschrieen und mit Stöcken traktiert worden seien, sie 
hätten aber auch nicht vergessen, daß ein sozialdemokratischer Schneidergeselle 
im Wortgefecht einen liberalen Rechtskundigen „schnellte" 1 2 6 . Von einer Partei, 
welche die politische Heuchelei protegiere, hätten die Sozialdemokraten nichts zu 
erwarten; sie würden allein in die Wahl gehen, denn selbst in einer Niederlage 
liege für sie in Regensburg ein Sieg. Rick erreichte bei der Wahl 297 Stimmen. 
Gegenüber dem Wahlsieger Johann Brückl von der Bayerischen Patriotenpartei 
mit 13 807 Stimmen war dies zwar nur ein Bruchteil, jedoch für die Sozialdemo-
kraten, die sich zum erstenmal einer Wahl gestellt hatten, war es ein Achtungs-
erfolg 1 2 7 . 
1 1 9 Vgl. Bezirksamt Stadtamhof an RegOR, 2. 6.1873, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, 
Nr. 9951. 
1 2 0 Vgl. F. Osterroth, D. Schuster S. 46. 
1 2 1 Volksstaat Nr. 124, 14.12.1873. 
1 2 2 Vgl. ebd.; dazu Aktvermerk StM, 1.12.1873, StR ZR 1737. 
1 2 3 Die weitere Zusammensetzung des Wahlkomitees: Schuhmacher Ignaz Sommer, 
Schlosser Johann Moser, Tischler Pius Lindinger, Schlosser Josef Malgersdorfer, Maurer 
Johann Seidenböck, Schneidermeister Ignaz Moser, Maurer Josef Hamm, Schuhmacher 
Brandl und Maler Josef Iblager. Vgl. Volksstaat Nr. 124, 14.12.1872; abweichend da-
von bezeichnet Schmalzl an StM, 11.12.1873, StR ZR 1737 als Konstituierungsdatum 
des Wahlkomitees den 9.12. 1873 und nennt an Stelle Brandls einen (nicht näher be-
zechneten) Rödl. 
1 2 4 Vgl. Schmalzl an StM, 13.12.1873, 19. 12.1873,2.1.1874, StR ZR 1737. 
1 2 5 Vgl. RTB Nr. 7, 7.1.1874. 
1 2 6 RMNr. 6, 9.1.1874. 
1 2 7 Vgl. Volksstaat Nr. 12, 30. 1. 1874. 
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Am 18. April 1874 wurde in einer Versammlung des Sozialdemokratischen 
Vereins von 24 Teilnehmern unter Hilfestellung des neu zugereisten Schneider-
gesellen Johann Graßmann aus München ein fünf köpf iges Lokalagitationskomitee 
gewählt 1 2 8 . Dieser Vorgang stand in Zusammenhang, darauf verwies Graßmann, 
mit einer zu Ostern 1874 in Nürnberg stattgefundenen Landesversammlung der 
Sozialdemokraten Bayerns, auf der Regensburg allerdings nicht vertreten war. 
Dort war ein Landesagitationskomitee gegründet und die Errichtung von Lokal-
agitationskomitees angeregt worden 1 2 9 . Schneider Graßmann und Maler Iblager 
veranstalteten im Juni 1874 in Bad Abbach zwei Volksversammlungen 1 3 ° , eine 
weitere Agitation auf dem Lande wurde nicht versucht. In der Stadt Regensburg 
benutzte das Komitee im Mai/Juni 1874 die Gelegenheit anläßlich einer Bier-
preiserhöhung, um einen Bierstreik zu inszenieren. Dazu äußerte sich Regierungs-
präsident Pracher: „Diese Versammlungen (am 10. und 14. Mai 1874) gehen ohne 
Zweifel von den Socialdemokraten aus, von welchen die Bierfrage jetzt nur be-
nützt wird, um die socialdemokratische Sache dahier zu fördern, da die anderen 
Mittel anfangen, ihre Zugkraft zu verlieren." 1 3 1 Nach mehr als einem Monat 
mußte Schneider Martin Reitmayr, eines der Mitglieder des Agitationskomitees, 
jedoch zugestehen, daß der Bierstreik „glänzend durchgefallen" sei 1 3 2 . Nicht zu-
letzt wegen dieses Mißerfolges kam es im Sozialdemokratischen Arbeiterverein zu 
Uneinigkeit und Streit. Innerhalb zweier Monate wurden zwei neue Vorstand-
schaften gewählt. Auf den bisherigen ersten Vorsitzenden, Schneidermeister Ignaz 
Moser, folgte am 10. Mai 1874 der Schlosser Johann Moser 1 3 3 , ihn ersetzte bereits 
Ende Juni 1874 der Schneidergeselle Johann Graßmann 1 3 4 . 
b) Die Mitgliedschaft der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei und deren 
Nachfolgeorganisationen (1874—1878) 
Zunehmenden Druck in anderen Städten vor Augen löste sich der Sozialdemo-
kratische Arbeiterverein Regensburg am 1. August 1874 aus taktischen Über-
legungen auf und bildete am 8. August eine Mitgliedschaft der Sozialdemokrati-
schen Arbeiterpartei1 3 5. Die dringende Empfehlung hierfür hatte den Regens-
burgern auf einer Volksversammlung am 25. Juli 1874 der sozialdemokratische 
Agitator Leonhard Tauscher aus Augsburg gegeben1 3 6. In Preußen war seit dem 
Amtsantritt des Staatsanwalts Tessendorf in Berlin ein verschärftes Vorgehen 
gegen Sozialisten zu beobachten, im Juni 1874 wurde eine Vielzahl von Vereinen 
des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins und der Sozialdemokratischen Ar-
beiterpartei geschlossen t 3 7 . Bayern blieb vom preußischen Beispiel nicht unbecin-
1 2 8 Dem Agitationskomitee gehörten neben Graßman Schuhmacher Ignaz Sommer, 
Maurer Johann Seidenböck, Schneider Martin Reitmayr und Laurer (nicht näher be-
zeichnet) an. Vgl. PUB Kraus und Vogentanz an StM, 19.4.1874, StR ZR 1737. 
1 2 9 Vgl. Eckert S. 223 f.; H. Hirschfelder S. 210 ff. 
1 3 0 Vgl. Bezirksamt Kehlheim an StM, 4. 7.1874, StR ZR 1737. 
1 3 1 WBR 18.5. 1874, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 751. 
1 3 2 PUB Kraus an StM, 21.6.1874, StR ZR 1737. 
1 3 3 Vgl. Moser an StM, 11. 5.1874, StR ZR 1737. 
1 3 4 Vgl. Reitmayr an StM, 1. 7.1874, StR ZR 1737. 
1 3 5 Vgl. PUB Kraus an StM, 8. 8.1874,9. 8. 1874, StR ZR 1837. 
1 3 6 Die Volksversammlung war bereits mit einem Punkt 2 der Tagesordnung: „Grün-
dung einer Mitgliedschaft der socialdemokratischen Arbeiterpartei" angekündigt. Vgl. 
Iblager an StM, 24. 7.1874, StR ZR 1737. 
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flußt. Die Stadt Hof bemühte sich bereits mit einem Rundschreiben vom 9. Fe-
bruar 1874 um ein abgestimmtes Vorgehen der größeren bayerischen Städte gegen-
über den Sozialisten. Am 17. März 1874 verbot sie dann die dortige Mitglied-
schaft der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei und bat in der Mitteilung hier-
über den Stadtmagistrat Regensburg um gleiche Maßnahmen 1 3 8 . Ebenso hob der 
Nürnberger Stadtmagistrat am 24. April 1874 die Mitgliedschaft sowie das erst 
wenige Wochen alte Landesagitationskomitee der Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei auf 1 3 9 . Bemerkenswert ist, daß verschiedene bayerische Städte in dieser 
Phase miteinander Kontakte aufnahmen, Hof hatte den Anfang gemacht, Regens-
burg ersuchte Nürnberg um Mitteilung des Verbotsbeschlusses und etwaiger be-
stätigender Regierungs- und Ministerialentschließungen 1 4 ° , die Polizeidirektion 
München eröffnete von sich aus ein von ihr am 12. September 1874 ausgesproche-
nes Verbot der Mitgliedschaft der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei und einer 
Reihe von Gewerkschaften in München 1 4 1 , Regensburg teilte Landshut auf An-
frage die hier gehandhabte Praxis gegenüber den Sozialdemokraten mit 1 4 2 . Diese 
Abstimmungsversuche resultierten vor allem aus der Unsicherheit der Behörden in 
der Anwendung der vereinsrechtlichen Bestimmungen. Zur Begründung der Ver-
bote hatten die Stadtmagistrate Nürnberg und Hof in erster Linie das Affilations-
verbot (Zusammenschlußverbot) für politische Vereine des bayerischen Vereins-
gesetzes vom 26. Februar 1850 (Art. 17) 1 4 3 herangezogen. Die Ortsmitgliedschaf-
ten wurden in diesen Städten zu politischen Vereinen und zugleich zu Zweigver-
einen der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei erklärt. Der Stadtmagistrat Re-
gensburg hingegen vertrat die Ansicht, daß vom Wortlaut der Satzungen her die 
Ortsmitgliedschaften nicht als Zweigvereine der Gesamtpartei betrachtet werden 
könnten, da dem Buchstaben nach jeder einzelne unmittelbar Mitglied der Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei sei 1 4 4 . Mit den Ortsmitgliedschaften hatte die 
Sozialdemokratie eine Organisationsform gefunden, die geschickt die Lücken der 
Vereinsgesetzgebung nutzte. Das Bezirksgericht Nürnberg und das Mittelfränki-
sche Appellationsgericht sahen denn auch in den Mitgliedschaften keinen Verstoß 
gegen das Affiliationsverbot, die Nürnberger und Hofer Vereinsaufhebungen 
standen daher im Widerspruch zu gerichtlichen Erkenntnissen. Erst ein Urteil des 
Obersten Gerichtshofs vom 13. Oktober 1874 bestätigte die Anschauung des Nürn-
berger Stadtmagistrats, wonach die Mitgliedschaften, unabhängig von der for-
mellen Bezeichnung, tatsächlich als Vereine zu betrachten seien, die mit der Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei in einem verbotswidrigen Verbandsverhältnisse 
stünden 1 4 5 . Vor dieser höchstrichterlichen Entscheidung jedenfalls bot die Form 
einer Ortsmitgliedschaft weniger Ansatzpunkte zu einem Verbot durch Vereins-
1 3 7 Vgl. W. R. Huber, Verfassungsgeschichte, Bd. 4, S. 1148 ff.; D. Schuster S. 47 f. 
1 3 8 Vgl. Stadtmagistrat Hof an StM, 9. 2. 1874, 26. 3.1874, StR ZR 1738. 
1 3 9 Vgl. H. Eckert S. 198 f. 
1 4 0 Vgl. StM an Stadtmagistrat Nürnberg, 17. 8.1874, StR ZR 1738. 
1 4 1 Vgl. Polizeidirektion München an StM 13. 9. 1874, StR ZR 1738. 
1 4 2 Vgl. StM an Stadtmagistrat Landshut, 24.2.1875, StR ZR 1738. 
1 4 3 Druck: Gesetzblatt 1849/50, Sp. 54—66. 
1 4 4 Vgl. StM an Stadtmagistrat Hof, 24. 2. 1874, StR ZR 1738. 
1 4 5 Vgl. Gutachten des Rechtsrats Heitzer an StM, 13.8.1874, 15.9.1874, StR ZR 
1738; RTB Nr. 285, 16. 10. 1874; ausführlich zu den Bestimmungen des Vereinsgesetzes 
und den Entscheidungen des Hofer und Nürnberger Stadtmagistrats H. Eckert S. 195— 
201. 
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gesetz als die Organisationsform des Arbeitervereins, weswegen man sich in 
Regensburg auch zu einer Umwandlung entschloß. Der Stadtmagistrat Regens-
burg schritt auch nach dem Grundsatzurteil vom Oktober 1874, trotz rechtlicher 
Handhabe, nicht gegen die Mitgliedschaft der Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei ein, da sie nur geringen Anklang gefunden hatte 1 4 6 . 
Obwohl das allgemeine Interesse an der sozialistischen Sache in Regensburg gar 
nicht so gering war — Volksversammlungen mit bekannten auswärtigen Referen-
ten, wie beispielsweise Tauscher am 25. Juli 1874, zogen immerhin 500—600 Zu-
hörer a n 1 4 7 — , wurde die Zahl der tatsächlichen Parteimitglieder immer geringer. 
Unmittelbar vor seiner Selbstauflösung am 1. August 1874 zählte der Sozial-
demokratische Arbeiterverein noch 32 Mitglieder 1 4 8, zur Neukonstituierung der 
Mitgliedschaft der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei am 8. August 1874 er-
schienen nur mehr zehn. Als Vertrauensmann wurde in dieser Versammlung 
Schneider Johann Graßmann, als Revisoren wurden Johann Moser und Maurer-
geselle Johann Held gewählt 1 4 9 . Der Vertrauensmann hatte die Verbindung mit 
dem Parteiausschuß aufrechtzuerhalten, die Beiträge zu kassieren und die Mit-
gliedschaft zu leiten; die Revisoren überwachten das Kassenwesen. In den folgen-
den drei Parteiversammlungen von September bis November 1874 sank dann die 
Teilnehmerzahl von vierzehn über acht auf sieben 1 5 0. Die Mitgliedschaft der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei in Regensburg sei „in Auflösung begrif-
fen" 1 5 1 , so stellte Regierungspräsident Pracher fest. Diese Entwicklung war ohne 
besondere Verbote der Behörden eingetreten. Nach dem resignierenden Rücktritt 
Graßmanns wurde am 21. November 1874 Schneider Martin Reitmayr zum 
neuen Vertrauensmann gewählt 1 5 2 . 
Auch 1875 hielt die Stagnation zunächst an. Einem Vortrag am 16. Januar 
über Reptilienpresse, d.h. eine durch preußische Regierungsgelder unterstützte 
Presse, und Arbeiterpresse wohnten nur zwölf Teilnehmer bei, was den Genossen 
Iblager zu dem Tadel veranlaßte, die hiesigen Arbeiter hätten „gar kein Interesse 
an der guten Sache" 1 5 3 . Für das Thema „Die Vereinigung der beiden sozialdemo-
kratischen Arbeiterfraktionen in Deutschland" 1 5 4 am 13. März interessierten sich 
nur neun Personen, zu einer Mitgliederversammlung am 10. Mai erschienen 12 
Personen 1 5 5. Als am 19. März Vertrauensmann Reitmayr aus Enttäuschung ab-
dankte, konnte nur mit Mühe der Bildhauer Gustav Christian Danzer aus Mainz 
als Nachfolger gewonnen werden 1 5 6 . Er gab diese Funktion aber bereits am 10. Mai 
an den Schlosser Josef Malgersdorfer ab 1 5 7 . 
Wie schon der geringe Versammlungsbesuch erwarten läßt, war die Zahl der 
Parteimitglieder zu diesem Zeitpunkt nicht allzu hoch. Im Frühjahr 1875 umfaßte 
1 4 6 Vgl.VBStM 1874,S.36. 
1 4 7 Vgl. WBR 3. 8.1874, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 751. 
1 4 8 Vgl. Protokoll SDAP Coburg 1874, S. 104. 
1 4 9 Vgl. PUB Kraus an StM, 9.8.1874, StR ZR 1737; Volksstaat Nr. 110, 20.9.1874. 
1 5 0 Vgl. VBStM 1874, S. 37. 
1 5 1 WBR 30.11.1874, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 751. 
1 5 2 Vgl. PUB Kraus an StM, 22.11.1874, StR ZR 1737. 
1 5 3 PUB Kraus an StM, 18.1.1875, StR ZR 1737. 
1 5 4 PUB Kraus an StM, 19. 3.1875, StR ZR 1737. 
1 5 5 Vgl. PUB Kraus an StM, 10. 5. 1875, StR ZR 1737. 
1 5 6 Vgl. Anm. 154. 
1 5 7 Vgl. Anm. 155; Volksstaat Nr. 45, 21.4.1875 (fälschlich Jakob Malgersdorfer). 
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die Mitgliedschaft der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Regensburg 14 Per-
sonen 1 5 8 , bis zum Vereinigungskongreß der Sozialdemokraten Deutschlands am 
22.—27. Mai 1875 in Gotha verminderte sich die Zahl sogar auf 12 1 5 9 . Auf diesem 
Kongreß verschmolzen die bisher getrennten Parteien der Lassalleaner und Eise-
nacher zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD), entsprechend be-
nannte sich die Regensburger Mitgliedschaft in „Mitgliedschaft der Sozialisti-
schen Arbeiterpartei Deutschland" 1 6 0 um. Am 28. April 1876 vollzog diese Orts-
mitgliedschaft eine nochmalige Umwandlung, nach dem Vorbild der Gesamtpartei 
organisierte man sich in Form eines ständigen Wahlkomitees, um erneuten staat-
lichen Auflösungsversuchen zu entgehen 1 6 1 ; das Berliner Stadtgericht hatte im 
März 1876 ein Verbot der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands für Preu-
ßen verfügt 1 6 2 . 
In Reflexion ihrer Lage beklagten die Regensburger Sozialdemokraten immer 
wieder den Mangel an geeigneten agitatorischen Kräften 1 6 3 . Das in der Sozial-
demokratischen Partei gut ausgebildete System der „fliegenden Agitatoren" 1 6 4 
bewahrte Mitgliedschaften wie die Regensburger denn auch immer wieder vor 
einer Selbstaufgabe. Am 27. Juni 1875 erstattete Jakob Endres aus Augsburg, 
dem die Regensburger ihre Stimme für den Vereinigungskongreß in Gotha über-
tragen hatten 1 8 5, Bericht über den Kongreß und empfahl für die kommende 
Landtagswahl im Juli 1875 Stimmenthaltung166. Wie Endres, so verschonte auch 
der Reichstagsabgeordnete und Parteivorsitzende Wilhelm Hasenclever das Zen-
trum nicht mit Angriffen, wenngleich der Schwerpunkt seiner Kritik sich gegen 
die Liberalen richtete1 6 7. Er beleuchtete vor etwa 600 bis 700 Personen in den 
überfüllten Schanklokalitäten der Strasserschen Bierbrauerei in des Ostengasse die 
Gesetzgebungstätigkeit des Reichstags und verurteilte die Ausnahmegesetzgebung 
des Kulturkampfs und den preußischen Militarismus, wie er sich im Septenats-
gesetz und Landsturmgesetz zeigte 1 6 8. Grillenberger, der sich erneut für eine 
Volksversammlung am 25. Oktober 1875 gewinnen ließ, deutete hingegen an, daß 
bei künftigen Landtagswahlen die Sozialdemokraten einer Unterstützung der 
„schwarzen Partei" 1 6 9 (Patriotenpartei) nicht abgeneigt seien, wenn sie sich zu Zu-
geständnissen, wie einem verbesserten Wahlgesetz und verminderten Militärlasten 
verstünde; er sprach vor etwa 300 Zuhörern, nur zwei von ihnen ließen sich aber 
als neue Parteimitglieder aufnehmen 1 7 ° . Die anstehenden Reichstagswahlen führ-
ten im Herbst 1876 zu einem Zyklus von drei Volksversammlungen, am 14. Ok-
tober mit dem Gemeindebevollmächtigten und „Schöpfer der Sozialdemokratie 
1 5 8 Vgl. Anm. 154. 
1 5 9 Vgl. Protokoll SAPD Gotha 1875, S. [83] (Verzeichnis der Delegierten, Orte und 
Zahl der Mitglieder). 
1 6 0 StM an RegOR, 12. 11.1872, StR ZR 1737. 
1 6 1 Vgl. Lechner an StM, 28.4.1876, StR ZR 1737. 
1 8 2 Vgl. F. Osterroth, D. Schuster S. 51. 
1 8 3 Vgl. z.B. Volksstaat Nr.83, 14.10.1871, Nr. 8, 25.1.1873, Nr.92, 13.8.1875. 
1 8 4 H. Eckert S. 223. 
1 6 5 Vgl. PUB Kraus an StM, 10. 5.1875, StR ZR 1737. 
1 6 6 Vgl. J. Malgersdorfer an StM, 26. 6.1875, StR ZR 1737, RTB Nr. 175, 28. 6.1875. 
1 6 7 Vgl. RM Nr. 166,27. 7.1875; WBR 26.1.1875, StAA Reg. Kdl Abg. 1949,Nr, 14 201. 
1 6 8 Vgl. PUB Kraus an StM, 28.7. 1875, StR ZR 1737; Volksstaat Nr. 92, 13.8.1875. 
1 8 9 PUB Kraus an StM, 26.10.1875, StR ZR 1737. 
1 7 0 Vgl. StM an RegOR, 28.10.1875, StR ZR 1737. 
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in Fürth" 1 7 1 , Gabriel Löwenstein, am 23. Oktober mit Leonhard Tauscher und 
am 3. Dezember mit Jakob Endres aus Augsburg. Löwenstein drängte die Regens-
burger, sich mit einem Kandidaten an der Reichstagswahl zu beteiligen. Z u diesem 
Kandidaten wurde dann auf Vorschlag Tauschers Endres gewählt. Insgesamt 
zeigte sich bei diesen Versammlungen aber bereits ein deutlich nachlassendes Inter-
esse der Regensburger Arbeiterschaft an der Sozialdemokratie, es waren jeweils 
nur etwa 100 Personen erschienen 1 7 2 . Die gleiche Zahl fand sich zu dem Vortrag 
„Die Lage unserers Gewerbe- und Arbeiterstandes und die projektierte vierpro-
zentige Steuererhöhung in Bayern" 1 7 3 des ehemaligen Metalldrehers Gustav Wie-
mer aus Chemnitz ein. Daß die Wahl des Themas auch einen Einfluß auf die 
Besucherzahl hatte, bewiesen zwei Volksversammlungen mit dem Redakteur des 
Münchner „Zeitgeistes" 1 7 4 , Alois Kiefer. Während die allgemeine Thematik „Die 
Entwicklung des Sozialismus und seine Grundzüge" 1 7 5 am 23. Dezember 1877 nur 
40 Personen interessierte, waren es bei dem existenznäheren Thema „Die allge-
mein herrschende Not. Ist der sozialistisch organisierte Staat im Stande, dieselbe 
gründlich zu beseitigen?" am 26. Januar 1878 immerhin 160 1 7 ß. Trotz dieser 
wechselnden Zahlen war ein Abwärtstrend in der Regensburger Sozialdemokratie 
gegenüber dem Stand von 1872/73 nicht zu verkennen, er bestätigte sich auch in 
den Ergebnisssen der Reichstagswahlen. Während der Kandidat Rick 1874 im 
Wahlkreis Regensburg 297 Stimmen erreicht hatte, trafen auf Endres 1877 noch 
178, auf Kiefer 1878 nur noch 79 Stimmen 1 7 7. 
Innerhalb der bayerischen Sozialdemokratie spielten die Regensburger Sozial-
demokraten bis 1878 naturgemäß keine größere Rolle. Lediglich 1872/73 schienen 
sie kurzzeitig den engen lokalen Rahmen durchbrechen zu wollen. Im Herbst 
1872 setzte sich Rick im Namen des Sozialdemokratischen Vereins Regensburg im 
„Volksstaat" für die baldige Abhaltung eines ursprünglich für den 14. November 
1872 in München geplanten süddeutschen Arbeitertages ein. Die Regensburger 
hatten bereits ihre Delegierten gewählt (Hock und Jung) und entsprechende Be-
schlüsse zu den Punkten „1. Schaffung eines Agitationskomitees für Bayern, 2. die 
Inhandnahme der Gewerkschaftsunion" 1 7 8 gefaßt. Die von Nürnberg-Fürth her-
beigeführte Verschiebung kritisierte Rick als schädliche Eifersüchteleien. Auf der 
schließlich zu Ostern 1874 in Nürnberg abgehaltenen bayerischen Landesver-
sammlung der Sozialdemokraten war Regensburg dann aber nicht anzutreffen 1 7 9. 
Auch die jährlichen Kongresse der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei bzw. 
Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands wurden nur sporadisch beschickt. Erst-
1 7 1 W.Fischer S. 136 (dort auch Kurzbiographie); vgl. auch H.Eckert S. 178 f. u. ö. 
1 7 2 Vgl. StM an RegOR, 15. 10. 1876, 24.10.1876, 12. 12. 1876, StR ZR 1737; WBR 
18. 12. 1876, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 201. 
1 7 3 PUB Kleiner an StM 26. 10. 1877, StR ZR 1737; WBR 29. 10. 1877, StAA Reg. 
Kdl Abg. 1949, Nr. 14 201; RM Nr. 244, 26. 10. 1877. 
1 7 4 „Der Zeitgeist, Organ für das arbeitende Volk" erschien in München von Juni 
1873 bis Oktober 1878. Vgl. A. Eberlein, Bd. 4, S. 1960. 
1 7 5 PUB Kleiner an StM, 25. 12. 1877, StR ZR 1737; WBR 31. 12. 1877, StAA Reg. 
Kdl Abg. 1949, Nr. 14 201. 
1 7 8 Vgl. Stemmer an StM, 21. 1. 1878 und PUB Kleiner an StM, 28. 1. 1878, StR ZR 
1737. 
1 7 7 Vgl. Tabelle 6. 
1 7 8 Volksstaat Nr. 92,16.11. 1872. 
1 7 9 Vgl. H. Eckert S. 223, Anm. 314 (Teilnehmerliste). 
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mals vertrat der Nürnberger Anton Memminger die Regensburger auf dem Kon-
greß zu Mainz 1872 1 8 0 . Für den Kongreß 1874 in Coburg übertrugen sie ihr 
Mandat Carl Friedrich Rick, der damals bereits seinen Wohnsitz in München 
hatte 1 8 \ und für den Vereinigungskongreß in Gotha 1875 dem Augsburger Jakob 
Endres 1 8 2 . Es fällt auf, daß es sich dabei jeweils um auswärtige Delegierte han-
delte. Dies hatte in erster Linie finanzielle Gründe, personell wären die Regens-
burger wohl auch in der Lage gewesen, sich mit Leuten wie Franz Xaver Luber, 
Wilhelm Hock, Carl Friedrich Rick (so lange er in Regensburg war), Michael Jung, 
Josef Iblager oder Ignaz Sommer notfalls selbst zu vertreten; deren Beiträge im 
„Volksstaat" offenbarten jedenfalls das nötige Selbstbewußtsein 1 8 3. 
c) Die Sozialdemokraten unter dem Sozialistengesetz (1878—1890) 
A m 19. Oktober 1878 beschloß der Reichstag das „Gesetz gegen die gemein-
gefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie" 1 8 4 , zwei Tage später trat es in 
Kraft. Am 21. Oktober erklärte das Zentralwahlkomitee der Sozialistischen 
Arbeiterpartei Deutschlands, die damalige oberste Parteileitung, öffentlich seine 
Selbstauflösung 1 8 5. Daraufhin fiel auch in Regensburg jeder äußere Zusammen-
hang der Ortsmitgliederschaft bzw. des Wahlkomitees mit der Gesamtpartei hin-
w_eg.. Zwar ging vom Stadtmagistrat auch nach dem 21. Oktober kein Verbot des 
Wahlkomitees aus, doch stellte dieses Parteiorgan ab diesem Zeitpunkt jede Tätig-
keit e i n 1 8 6 ; es ist von da ab als erloschen zu betrachten. [Noch während der Be-
ratung des Sozialistengesetzes hatten die Sozialdemokraten eine Nebenorganisa-
tion des früheren Sozialdemokratischen Arbeitervereins, den „Sozialen Kranken-
unterstützungsverein" einer Statutenrevision unterworfen und 4hn in einen ^ A l l -
gemeinen Krankenunterstützungsyerein" umgewandelt187; dessen sämtliche zwölf 
Mitglieder im November 1878 waren frühere Mitglieder der Sozialistischen Ar-
beiterpartei, der- -Vor-stand* Schlosser Johann Moser, vormals kurzzeitiger Vor-
sitzender des Sozialdemokratisehen Arbeitervereins. Dieser Krankenunterstüt-
zungsverein stellte eine Art Notorganisation dar, um den Kontakt unter den 
Parteimitgliedern aufrechtzuerhalten. Irgendwelche Anzeichen politischer Tätig-
keit vermied er geflissentlichst, so daß Kreisregierung und Stadtmagistrat auch 
keinerlei Handhabe sahen, gegen ihn aufgrund des Sozialistengesetzes vorzu-
gehen 1 8 8 . Jöberwacht wurde dieser Verein sowie die früher aktiven Parteimit-
glieder auf Anordnung der Kreisregierung jedoch aufs schärfste 1 8 9 . 
Gegen den Zeitungsverkäufer Ignaz Stemmer wurde wegen Verbreitung des 
Münchner „Zeitgeistes" im November 1878 Strafverfolgung eingeleitet und 
180 vgl , Protokoll SDAP Mainz 1872, S. 55. 
1 8 1 Vgl. Protokoll SDAP Coburg 1874, S. 104. 
1 8 2 Vgl. Protokoll SAPD Gotha 1875, S. 83. 
183 v g l . Volksstaat Nr. 22, 16.3.1870, Nr. 35, 30.4.1870, Nr. 61, 29.7.1871, Nr. 74, 
13.9.1871, Nr. 24, 22.3.1873, Nr. 49, 18.6.1873, Nr. 54, 4.7.1873, Nr. 124, 14.12. 
1873, Nr. 12, 30.1. 1874, Nr. 54,10. 5. 1874. 
1 8 4 Druck: E. R. Huber, Dokumente, Bd. 2, S. 364—368. 
1 8 5 Vgl. F. Osterroth, D. Schuster S. 58. 
1 8 6 Vgl. StM an RegOR, 12.11. 1878, StR ZR 1737, auch StAA Reg. Kdl, Nr. 13 680. 
1 8 7 Vgl. ebd.; § 1: „Zweck des Vereins ist, seine Mitglieder in Krankheitsfällen eine 
Geldunterstützung zu gewähren." Statuten mit Genehmigungsvermerk der Kreisregie-
rung, Regensburg, 14.10. 1878, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 9534. 
1 8 8 Vgl. RegOR an StM, 20. 11.1872, StR ZR 1737. 
1 8 9 Vgl. ebd. 
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sämtliche vorhandenen Exemplare dieses Blattes und des „Vorwärts" beschlag-
nahmt^ 0. Das Bezirksgericht Regensburg stellte das Verfahren gegen Stemmer 
jedocn^am 20. Dezember 1878 ein 1 9 1 . |Als Sozialdemokraten „anrüchige" 1 9 2 Per-
sonen mußten sich des öfteren Haussuchungen gefallen lassen! so der Bildhauer 
Christian Danzer aus M a i n z 1 9 3 , der Schriftsetzer Johann Schmid aus Regens-
burg 1 9 4 , der Schriftsetzer Friedrich Löbenberg aus Wächter sbach/Hessen-N aussau1 9 5, 
der Maschinist Hugo Treffurth aus Nordhausen, der Schriftsetzer Johann Ehren-
fried Becher aus Regensburg, der Schuhmacher Friedrich Wilhelm Konrad Höl-
scher aus Harderode 1 9 6 und der Schneider Josef Liebl aus Arnschwang 197.LDas 
Denunziantentum blühte. Dem Stadtmagistrat genügte der Hinweis, daß in der 
Wohnung des Schriftsetzers Ludwig Arndt des Nachts das Licht .ziemhch lange 
brenne, um bei ihm eine Haussuchung durchzuführen 1 9 8 . Auch im Privat- und 
Arbeitsbereich hatten die Sozialdemokraten keinen leichten Stand: Beispielsweise 
ließ der Buchhändler und Buchdruckereibesitzer Josef Georg Manz in seinem 
Betrieb anschlagen, „daß jeder_Arbeiter, der sich sozialdemokratischer Agitatio-
nen verdächtig macht, gleich ob ledig oder verheiratet, die sofortige Entlassung zu 
gewärtigen habe" 1 9 9 . 
Jedoch luhten die ^Jctiyitäten der Sozialdemokraten auch während der Unter-
drückungsphase des Sozialistengesetzes nichLganz. Zum einen hatten die Sozial-
demokraten die Möglichkeit, sich legal innerhalb einer bestimmten JErist bei Wah-
len in Form von W^hlkomitees zu organisieren und sich an den Wahlen zu beteili-
gen, zum anderen arbeiteten sie im Untergrund weiter. Diese geheime Tätigkeit 
läßt sich jedoch nur insoweit fassen, als sie von den Behörden aufgedeckt wurde. 
So hatten Friedrich Löbenberg, ehemaliger Redakteur des „Zeitgeistes" in Mün-
chen, seit 1. Januar 1879 Reporter beim Neuen Bayerischen Volksblatt in Stadt-
amhof 2 0 0, und Buchbinder Eduard Böhler, Vorarbeiter bei M a n z 2 0 1 , eine Ver-
1 9 0 Vgl. StM an RegOR, 15.12.1878, StR ZR 1737. 
1 9 1 Vgl. Staatsanwalt am k. Bezirksgericht Regensburg an StM, 24. 12.1878, StR ZR 
1737. 
1 9 2 StM an Bezirksamt Stadtamhof, 3.1.1889, StR ZR 6685. 
1 9 3 PUB Kleiner an StM, 24. 6.1879, StR ZR 1737. 
1 9 4 StM an RegOR, 13.12. 1880, StRZR 1737. 
9 1 5 Vgl. RA Nr. 308,8.11.1881. 
1 9 6 Vgl. StM an RegOR, 9. 6.1885, StR ZR 1737. 
1 9 7 Vgl. PUB Huber an StM, 15.3.1887, StR ZR 6685. 
*°« Vgl. StM an RegOR, 17. 6. 1881, StR Z R 1737. 
1 9 9 StM an RegOR, 9. 6.1885, StR ZR 1737. 
200 Friedrich Löbenberg, geb. 16.2.1852 zu Olmütz; heimatberechtigt seit 27.1.1874 
in Wächtersbach/Hessen-Nassau, gründete 1869 bereits mit 17 Jahren einen Arbeiter-
bildungsverein in Frei-Waldau/Schlesien, war mit 18 Jahren Mitglied des sozialistischen 
Arbeitervereins in Graz, hielt sich anschließend in Frankfurt/M., Darmstadt und Pforz-
heim auf, war 1874 Redakteur des sozialistischen Goldarbeiter-Organs „Der Genossen-
schafter", begab sich dann in die Schweiz, war Mitglied der I. Internationale, übernahm 
1878 die Redaktion des „Zeitgeistes" in München und wurde vom Schwurgericht Ober-
bayern am 29.1.1879 wegen zurückliegender Vergehen in München zu sechsmonatiger 
Gefängnisstrafe verurteilt, die er vom 29.1—-29. 7.1879 in Nürnberg verbüßte. Vgl. Der 
I.Staatsanwalt am k. Landgericht Regensburg an StM, 19.11.1881, StAA Reg. Kdl 
Nr. 13 680; Verzeichnis der sozialdemokratischen Agitatoren, Nr. 8, HStAM MInn 
66 312; WBR 20.1.1879, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 202. 
2 0 1 Geb. 26.4. 1848 in Steinen/Baden, gest. 29.11.1904 in Regensburg. Familienbögen 
StR. 
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teilerzentrale für Sendungen des Züricher „Sozialdemokraten", des Organs der 
Deutschen Sozialdemokratie, in Regensburg eingerichtet. Die Zeitungen wurden 
aus der Schweiz nach Baden und Württemberg eingeschmuggelt und von Regens-
burg aus wieder in kleineren Paketen nach Sachsen und Preußen weitergeleitet. 
Löbenbergs Tätigkeit wurde durch einen Hinweis des Landgerichts Konstanz ent-
deckt 2 0 2 . Er wurde hierfür zu einer zweimonatigen, Böhler zu einer vierzehntägi-
gen GeJlngnisstrafe verurteilt 2 0 3 . Verteilerwege für die Einschleusung des „So-
zialdemokraten" aber fanden sich immer wieder. 1885 etwa diente dasüilumen-
geschäft der Kathi Schmidt in Regensburg als Anlaufstelle für Sendungen 2 0 i J 
Erste Gelegenheit zu einer öffentlichen Selbstdarstellung seit Oktober .1878 bot 
den Regensburger Sozialdemokraten eine Volksversammlung mit Grillenberger 
am 22. September 1883. Grillenberger referierte hier, wie kurz vorher auch be-
reits in München 2 0 5 , über das neue, vom Reichstag verabschiedete Krankenver-
sicherungsgesetz, dem er nur wenige positive Aspekte abgewinnen konnte, sowie 
über eine Erweiterung des Gemeindewahlrechts. Er wurde von einem „freneti-
schen Jubel der anwesenden Sozialdemokraten" 2 0 6 , deren Zahl sich nach Schät-
zung des Stadtmagistrats auf 50 der etwa 200 erschienenen Versammlungsteil-
nehmer belief 2 0 7 , begrüßt. Grillenberger schlug eine Petition an den Landtag vor, 
in der die Einführung des allgemeinen Gemeindewahlrechts für alle in einer Ge-
meinde wohnenden, eine direkte Steuer zahlenden bayerischen Staatsangehörigen 
— unter Abschaffung der bisherigen hohen Bürgerrechtsgebühren — gefordert 
wurde. Eine fünfköpfige Lokalkommission sammelte hierauf in den folgenden 
Tagen Unterschriften für diese Pedtion 2 0 8 . Auch veranlaßte Grillenbergers Auf-
tritt die Regensburger Genossen zu einem Vorstoß in Regensburg selbst. Am 1. No-
vember 1883 reichte Vorarbeiter Alois Staudinger im Namen von 63 Einwohnern 
der Stadt ein Gesuch an den Stadtmagistrat Regensburg um Erniedrigung der 
fir^gerrechtsgebühren ein, das jedoch abschlägig beschieden wurde 2 0 9 . Grillenberger wurde 1887 dann auch als Kandidat zu den Reichtagswahlen 
aufgestellt. A n den beiden vorausgegangenen Reichstagswahlen 1881 und 1884 
präsentierten die Regensburger Sozialdemokraten keinen eigenen Kandidaten} sie 
unterstützten 1881 lediglich den Kandidaten der extremen Katholischen Volks-
partei, Redakteur Johann Fußangel von Stadtamhof, der jedoch in der Stadt 
Regensburg nur 74 Stimmen erreichte210. In der am 10,.Februar 1887 angesetzten 
sozialdemokratischen WTählerversammlung, zu der Grillenberger als Redner ange-
kündigt war, erschienen circa„300 Personen; jedoch zog es der Kandidat vor, an 
2 0 2 Vgl. Der I. Staatsanwalt am k. Landgericht Regensburg an StM, 19.11.1881, StAA 
Reg. Kdl, Nr. 13 680. 
2 0 3 Vgl. WBR 8.5.1882, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 884; StM an RegOR, 
13.6.1882, StR ZR 1737. 
2 0 4 Polizeipräsident Berlin an StM, 21. 7.1885, StR ZR 1737. 
2 0 5 Vgl. RTB Nr. 259, 20. 9. 1883, Nr. 262,23. 9.1883. 
2 0 6 RTB Nr. 262,29. 9.1883. 
2 0 7 Vgl. StM an RegOR, 24.9.1883, StM ZR 1737, auch StAA Reg. Kdl Nr. 13 681. 
2 0 8 Dem Lokalkomitee gehörten an: 1) Schreiner Andreas Scharf, 2) Schreiner Johann 
Schmalzl, 3) Gärtner Mathias Rieger, 4) Schriftsetzer Alois Fritz, 5) Schuhmacher Josef 
Denk. Vgl. ebd. 
2 0 9 Vgl. Staudinger an StM, 1.11.1883, Protokoll Staudinger beim StM, 25.4.1884, 
StR ZR 1887. 
2 1 0 Vgl. zu den Stimmenzahlen Tabelle 6. 
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diesem Abend in München statt in Regensburg zu referieren, da „München wich-
tiger sei als Regensburg" 2 1 1 . Vielleicht aus Verstimmung darüber [trug man bei 
einer fälligen Ersatzwahl nach dem Tode des bisherigen Reichstagsabgeordneten 
Franz Frhr. v. Gruben Ende 1888 die Kandidatur nicht mehr Grillenberger, son-
dern Georg v. Vollmar aus München a n 2 1 2 . Vollmar sprach denn auch am 12. Ja-
nuar 1889 in der Gaststätte Seidenplantage außerhalb Regensburgs, nachdem eine 
geplante Versammlung im städtischen Neuhaussaal am 30. Dezember 1888 wegen 
Saalverweigerung abgesagt werden mußtest Die Sozialdemokraten, inzwischen 
selbstbewußter geworden und in einem Wahlausschuß zu dieser Wahl organisiert, 
reichten eine Beschwerde wegen Beeinträchtigung der Wahlfreiheit bei der Kreis-
regierung e i n 2 1 4 . Die Kreisregierung jedoch deckte den Stadtmagistrat, die Be-
schwerde wurde abgewiesen 2 1 5.]Vollmar erreichte in der Stadt RegensburgJ362 
Stimmen, im gesamten Wahlkreis Regensburg (Stadt Regensburg und Bezirks-
ämter Regensburg, Stadtamhof, Burglengenfeld) 816 Stimmen^ während Grillen-
berger 1887 408 bzw. 813 Stimmen erzielt hatte.^ Bei der nächsten Reichstagswahl im 
Februar 1890, noch vor Aufhebung des Sozialistengesetzes, kandidierte wiederum 
Grillenberger 2 1 6. Diesmal wurden für ihn in der Stadt schon„579 Stimmen, im 
gesamten Wahlkreis Regensburg 1631 Stimmen abgegeben^7. Die Unterdrük-
kungsmaßnahmen des Sozialistengesetzes hatten, wie im ganzen Deutschen Reich, 
den Effekt, der Sozialdemokratie immer mehr Wähler zuzuführen. 
j^Am 1. Oktober 1890 trat das Sozialistengesetz außer Kraft. Die Sozialdemo-
kraten Regensburgs beriefen am gleichen Tag zur Feier dieses Anlasses eine Volks-
versammlung ein. Buchbinder Eduard Böhler, der unter dem Sozialistengesetz zu 
einer Gefängnisstrafe verurteilt worden war, begrüßte die etwa 100 Anwesenden 
„unter dem Ausdruck der Freude" 2 1 8 . Redakteur Heinrich Oehme aus Nürnberg 2 1 9 
zog eine Bilanz der Verfolgungen unter dem Sozialistengesetz und hob das unauf-
haltsame Anwachsen der Sozialdemokratie zur stimmenstärksten Partei im Deut-
schen Reich bei den Reichstagswahlen 1890 hervor^Die Versammlung faßte den 
Beschluß, sich auf dem Parteitag in Halle a. S. am 12.—18. Oktober 1890 durch 
Karl Grillenberger aus Nürnberg vertreten zu lassen. 
In Halle wurde ein Organisationsstatut 2 2 0 verabschiedet, das bis zum Jahre 
1900 bestimmend für die Organisation der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands blieb. Es enthielt keine exakte Definition der Parteimitgliedschaft und ließ 
die Form der lokalen Organisation offen. Als Parteimitglied wurde jede Person 
betrachtet, die sich zu den Grundsätzen des Parteiprogramms bekannte und die 
2 1 1 Regensburger Abendblatt Nr. 34, 12.2.1887, (Ausschnitt), StR ZR 1837; PUB 
Huber an StM, 11.2.1887, StR ZR 1737. 
2 1 2 Zu Vollmar vgl. die Biographie von P. Kampffmeyer. 
2 1 3 Vgl. Huber an StM, 23.12. 1888, StM an Brandl, 27.12.1888, StR ZR 6685. 
2 1 4 Vgl. Brandl an RegOR, 30.12. 1888, StR ZR 6685. 
2 1 5 Vgl. RegOR an StM, 10.1.1889, StR ZR 6685. 
2 1 6 Vgl. FT Nr. 255, 30. 10.1889. 
2 1 7 Vgl. FT Nr. 30, 5. 2.1890, Nr. 48,26. 2.1890. 
2 1 8 Vgl. PUB Huber an StM, 2.1.1890, St ZR 6685. 
2 1 9 Zu Heinrich Oehme vgl. G. Gärtner, Zeit S. 104; MP Nr. 89, 18.4.1905 (Nachruf). 
2 2 0 Druck: Protokoll SPD Halle 1890, S. 5—8. 
d) Der Wahlverein zur Erzielung volkstümlicher Wahlen und 
das Vertrauensmännersystem (1889—1898) 
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Partei nach Kräften unterstützte, über die Zugehörigkeit zur Partei entschieden 
die Parteigenossen der einzelnen Orte oder Reichstagswahlkreise. Den Kontakt 
zwischen der Parteileitung (einem fünf köpf igen geschäftsführenden Vorstand und 
einer siebenköpfigen Kontrollkommission) sollten Vertrauensmänner herstellen, 
die in den einzelnen Reichstagswahlkreisen in öffentlichen Versammlungen ge-
wählt wurden 2 2 1 . Die Parteipraxis richtete sich nicht genau nach diesem Statut 2 2 2 , 
zudem entstanden dezentralisierte Landesverbände, wie z. B. in Bayern, die eine 
teilweise gesonderte organisatorische Entwicklung nahmen. So wurden hier — mit 
Billigung des Parteitages von Halle 2 2 3 — eigene Agitationsvereine für Süd- und 
Nordbayern eingerichtet. Sie hatten die Aufgabe, die Sozialdemokratische Partei 
systematisch, besonders in ländlichen Gegenden, weiter auszubreiten. Regensburg 
gehörte zum Bereich des bereits im Dezember 1890 gegründeten Sozialdemokra-
tischen Agitationsverein für Franken und die Oberpfalz mit Sitz in Nürnberg 2 2 4 . 
Wie aber sah die Organisation der Sozialdemokraten in Regensburg aus? Hier 
war ein „Wahlverein zur Erzielung volkstümlicher Wahlen für Reichstag, Land-
tag, Gemeinde etc. für den Reichstagswahlkreis Regensburg" bereits am 18. Mai 
1889 unter Assistenz des Nürnberger Genossen Martin Segitz gegründet wor-
den 2 2 5 . Nürnberg besaß einen Wahl verein seit 1884 2 2 6 , München seit Jahresbe-
ginn 1889 2 2 7 . Diese Arbeiterwahlvereine waren bereits unter dem Sozialistengesetz 
auf Kontinuität hin angelegt worden und bedeuteten nach Aussage der Münchner 
Post „den ehrlichen und loyalen Versuch der arbeitenden Klassen, nachdem die 
früher bestandenen Organisationen als ,Geheimbünde' verpönt wurden, auf 
friedlichem und gesetzlichem Wege eine Wahrung ihrer politischen Interessen zu 
versuchen" 2 2 8 . Auch der Regensburger Wahl verein beinhaltete in seinen Statuten 
von 1889 2 2 9 Bestimmungen mit der eindeutigen Absicht, den Verein als dauer-
hafte Institution zu etablieren: Vorgesehen waren regelmäßige monatliche Ver-
einsversammlungen, desgleichen Monatsbeiträge von mindestens 10 Pfennigen 
und eine jährliche Wahl der dreiköpfigen Vorstandschaft (Vorsitzender, Kassier, 
Schriftführer), zusätzlich drei Revisoren. A n die spezielle Aufgabe als Wahl-
verein erinnerte die Verpflichtung des Vorstandes, am Schluß jeder Wahlperiode 
einen Rechenschaftsbericht abzulegen, weiter die ihm eingeräumte Möglichkeit, 
sich zu Beginn einer Wahlperiode durch Kooptation zu ergänzen, sowie die 
spezielle Formulierung des Vereinszwecks in Paragraph 1: Es sollten Mitglieder 
gewonnen werden, um „bei Reichstags- und Landtags wählen etc. Männer in die 
betreffenden gesetzgebenden und Vertretungskörper zu wählen, welche Sparsam-
keit bei dem Haushaltetat zu erzielen suchen, sowie das Wohl des gesamten Voll-
kes im Auge behalten und dem gedrückten, hilfesuchenden Arbeiter-, Handwer-
ker- und Bauernstand kräftig zur Seite stehen." 2 3 0 Es fällt auf, daß die Wahl-
2 2 1 Vgl. ebd.; dazu Th. Nipperdey, Organisation S. 315 f. 
2 2 2 Vgl. G. A. Ritter, Arbeiterbewegung S. 46. 
223 vgl. Protokoll SPD Bayern Regensburg 1892, S. 9. 
2 2 4 Dessen erste Vorstände waren die Nürnberger Karl Oertel, Konrad Herrmann und 
Walther Roßkopf. Vgl. FT Nr. 290,10.12.1890; dazu D. Rossmeissl S. 132. 
2 2 5 Vgl. Brandl, Scharf, Böhler an StM, 30.5.1889, StR ZR 3210; FT Nr. 251, 25.10. 
1906. 
2 2 6 Vgl. H.EckertS. 210. 
2 2 7 Vgl. MP Nr. 2,13.1.1889 (Satzungen). 
2 2 8 MP Nr. 24,9. 6.1889. 
2 2 9 StR ZR 3210. 
2 3 0 Ebd. 
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kandidaten nicht direkt als Sozialdemokraten betitelt wurden, doch geschah dies 
ab dem Zeitpunkt einer Statutenänderung im März 1892. Nunmehr war es kurz 
und knapp die Aufgabe des Vereins, „socialdemokratische Vertreter bei allen 
Wahlen aufzustellen und für deren Wahl zu sorgen" 2 3 1 . Der Bezug auf den Ar-
beiter-, Handwerker- und Bauernstand wurde fallengelassen. Der Wahlverein 
wurde in Regensburg als Organisationsform auch nach der NichtVerlängerung des 
Sozialistengesetzes beibehalten. Er bildete die allgemeine Operationsbasis der 
Regensburger Sozialdemokraten, und zwar nicht nur zu Wahlzeiten, sondern das 
ganze Jahr über. 
Da jedoch dem Wahlverein der Kontakt mit dem Parteivorstand vereinsrecht-
lich untersagt war, entwickelte sich auch hier das Vertrauensmännersystem, wie es 
im Organisationsstatut der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands von 1890 
vorgesehen war. Am 15. Juni 1891 wurde zum erstenmal ein Vertrauensmann in 
der Person des Schuhmachers Xaver Obermayr gewählt 2 3 2 . Die Wahl erfolgte in 
einer öffentlich ausgeschriebenen Versammlung, zu der jedermann Zutritt hatte. 
Für die Einberufung zeichnete jetzt und später nicht der Sozialdemokratische 
Wahlverein, sondern irgend ein Sozialdemokrat als Einzelperson verantwortlich. 
Der Vertrauensmann hatte nach der Erklärung Obermayrs mit dem Parteivor-
stand, Reichstagsabgeordneten Ignaz Auer, in Verbindung zu treten 2 3 3 . Z u seinem 
Aufgabenbereich gehörte es, einen Teil der Mitgliedsbeiträge an die Parteileitung 
zu überweisen, Mitteilungen von dort entgegenzunehmen und über den Stand der 
Parteibewegung Berichte abzufassen 2 3 4 . 
In der Praxis bestanden somit zwei lokale Organisationsformen, Wahlverein 
und Vertrauensmännersystem, nebeneinander. Die Organisation der Regensbur-
ger Sozialdemokratie stimmte hierin mit dem allgemein verbreiteten Organisa-
tionsschema der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands überein, wie sie Nip-
perdey für diese Phase als typisch festgestellt hat 2 3 5 . Das Verhältnis zwischen 
beiden Institutionen war formell nicht geregelt, doch ergab es sich aus der Funk-
tionsteilung: In die Kompetenz des Wahl Vereins fielen die lokalen Aktivitäten, 
in die Kompetenz des Vertrauensmannes die überregionalen Kontakte. Die beiden 
Einrichtungen ergänzten sich, den Führungsprimat hatte, zunächst jedenfalls, die 
Vorstandschaft des Wahlvereins. So äußerte Thomas Neuwirth am 22. April 1893 
in einer öffentlichen Versammlung, in der die Wahl eines Vertrauensmannes auf 
der Tagesordnung stand, daß der Wahlverein „als leitende Kraft der sozialisti-
schen Partei zu betrachten sei" 2 3 6 . Der wichtige Kontakt zur Parteizentrale, die 
damit verbundene Weisuiigsbefugnis und der größere Informationshintergi und 
bewirkten aber bald (zumindest ab 1895) eine Verschiebung des Führungsschwer-
gewichts auf die Person des Vertrauensmannes. Die Person des Vorsitzenden des 
Wahlvereins und des Vertrauensmannes zeigten, abgesehen von einer Ausnahme, 
keine Identität. Vorsitzender des Wahlvereins war zunächst Schreiner Georg Herr-
mann; er war noch unter dem Sozialistengesetz gewählt worden und hatte den 
2 3 1 Statut des Wahlvereins zur Erzielung volkstümlicher Wahlen für den Reichstags-
wahlkreis Regensburg [1892], StR ZR 3210; dazu Dalimeier an StM, 24.3.1892, PUB 
Huber an StM, 27.3.1892, StR ZR 3210. 
2 3 2 Vgl. Obermayr an StM, 11.6.1891, PUB Rauch an StM, 16.6.1891, StR ZR 
6685; RTB Nr. 165, 18. 6. 1891. 
2 3 3 PUB Lemberger an StM, 12. 6.1891, StR ZR 6685. 
2 3 4 Vgl. G. A. Ritter, Arbeiterbewegung S. 47. 
2 3 5 Vgl. Th. Nipperdey, Organisation S. 316. 
2 3 8 PUB Neumeyer an StM, 23.4.1893, StR ZR 6685. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0246-5
Gründungsvorsitzenden, Schreiner Johann Brandl, im September 1889 abgelöst 2 3 7 . 
Es folgten von 1891 bis 1893 der Monteur Georg Dallmeier 2 3 8 , im Jahr 1893 
kurzzeitig der Kaufmann Thomas Neuwirth 2 3 9 , von 1893 bis 1894 der Schneider 
Wilhelm Schade 2 4 ° , von 1894 bis 1896 der Schreiner Wilhelm Kolter 2 4 1 , von 1896 
bis 1898 der Schreiner Clemens Höhne 2 4 2 und von 1898 bis Anfang 1899 der 
Schneider Johann Ott 2 4 3 . Als Vertrauensmann hingegen fungierte, wie erwähnt, 
als erster Xaver Obermayr, dann von Ende 1891 bis Frühjahr 1893 der Schreiner 
Clemens Höhne 2 4 4 , im Laufe des Jahres 1893 zeitweise Thomas Neuwirth 2 4 5 , als 
einziger gleichzeitig Vorsitzender des Wahlvereins sowie Kandidat der Sozial-
demokraten für die Reichstags wähl im Juni 1893, anschließend von Ende 1893 bis 
1898 der Schuhmachermeister Johann Baptist Hagen 2 4 6 . Während die Vorsitzen-
den des Wahlvereins ziemlich häufig wechselten, wies die Vertrauensmännerstelle 
seit der Besetzung mit Hagen eine ununterbrochene fünfjährige Kontinuität auf. 
Die Jahre unmittelbar nach 1890 brachten einen großen Aufschwung der Par-
tei- und Gewerkschaftsbewegung, der Aktionsstau, der unter dem Sozialisten-
gesetz eingetreten war, äußerte sich nunmehr in einer Unzahl öffentlicher Ver-
sammlungen2 4 7. Einen ersten Höhepunkt stellte hierbei eine Volksversammlung 
mit dem Reichstagsabgeordneten Wilhelm Liebknecht am 23. September 1891 in 
Reinhausen dar. Liebknecht referierte, stürmisch begrüßt, vor rund 500—600 Zu-
hörern im Schrödelsaal über „Die gegenwärtige Lage der Sozialdemokratie und 
ihre Bestrebungen" 2 4 8 . Er verglich die Lage der Sozialdemokraten in Regensburg 
mit der Situation der ersten Christen, die sich in Katakomben treffen mußten; in 
der Stadt war nämlich wiederum kein Lokal für diese Veranstaltung zu erhalten, 
die bereits zugesagte Erlaubnis für die Benutzung des Neuhaussaals wurde zurück-
gezogen2 4 9. Weiter skizzierte er den sozialistischen Zukunftsstaat, plädierte für 
das Ziel eines allgemeinen Weltfriedens und warnte vor einem nächsten Krieg, 
in welchem sich nicht nur Tausende, sondern Millionen hinschlachten würden. 
Zum Schluß nahm die Versammlung eine Resolution an, die eine Überführung 
der Arbeitsmittel in den Besitz der Gesamtheit auf gesetzlichem Wege forderte, 
um eine geregelte Verteilung der Konsumptionsmittel zu ermöglichen und den 
Völkerfrieden zur Wahrheit zu machen 2 5 0 . 
2 3 7 Vgl. Brandl, Scharf, Böhler an StM, 30. 5. 1889, Herrmann an StM, 30. 9.1889, 
StR ZR 3210. 
2 3 8 Vgl. Dallmeier an StM, 30.7.1891, 24.3.1892, 5.3.1893, PUB Griffke an StM, 
18.12. 1892, StR ZR 3210. 
2 3 9 Vgl. Neuwirth an StM, 9. 3.1893. 
2 4 0 Vgl. Schade an StM, [1. 8. 1893], StR ZR 3210. 
2 4 1 Vgl. Kolter an StM, 1.8.1894, StR ZR 3210; StM an RegOR, 10.1.1895, StAA 
Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 3666. 
2 4 2 Vgl. Graßl an StM, 29. 7.1896, StR ZR 3210. 
2 4 3 Vgl. Ott an StM, 3.8.1898, StR ZR 3210. 
2 4 4 Vgl. Höhne an StM, 13.11.1891, StR ZR 6685. 
2 4 5 Vgl. PUB Neumeyer an StM, 23.4.1893, StR ZR 6685. 
2 4 6 Vgl. PUB Lemberger an StM, 3.12.1893, PUB Griffke an StM, 7.1.1895, 18.11. 
1895, PUB Baumer an StM, 30.11.1896, PUB Janz an StM, 24.1.1898, StR ZR 6685. 
2 4 7 Vgl. die Versammlungsanzeigen beim StM, 1890 ff., StR ZR 6685. 
2 4 8 Bezirksamt Stadtamhof an RegOR, 15.9.1891 (Beilage, Kommissionsbericht Poll), 
StAA Reg. Kdl Nr. 13 682. 
2 4 9 Vgl. dazu auch PUB Huber an StM, 13. 9.1891, StR ZR 6685. 
2 5 0 Vgl. RTB Nr. 265, 26.9.1891; WBR 27.9.1891, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, 
Nr. 13 933. 
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1. Landesparteitag in Reinhausen 
Ein herausragendes Ereignis bildete der 1. Landesparteitag der Bayerischen 
Sozialdemokratie am 26. Juni 1892 in Regensburg, genauer gesagt, in Reinhausen, 
einem damals noch nicht eingemeindeten Vorort Regensburgs. Wiederum erwies 
es sich als unmöglich, in der Stadt selbst einen Saal für diesen Zweck zu erlangen2 5 1. 
Der liberal eingestellte Stadtmagistrat verweigerte den Sozialdemokraten seit 
1869 konstant den städtischen Neuhaussaal, den größten Saal der Stadt, den aber 
die liberale Partei regelmäßig benutzte. Auch auf die übrigen Wirte der Stadt 
übten die Behörden soviel Einfluß aus, daß keiner es wagte, eine sozialdemokra-
tische Versammlung bei sich ohne ausdrückliche amtliche Genehmigung zuzulassen. 
Zwar war nun nicht mehr zu erwarten, daß einem Wirt sofort die Konzession 
entzogen wurde — wie etwa noch dem Wirt der Seidenplantage 1889 nach Ab-
haltung einer nicht genehmigten sozialdemokratischen Wahlversammlung 2 5 2 , 
doch erzielten andere Mittel, wie die Verweigerung von Genehmigungen für 
Tanzveranstaltungen, Lokalbesuchsverbote für Militärpersonen usw. 2 5 3 die gleiche 
Wirkung. Die Wahl Regensburgs als Tagungsort des Landesparteitages war kein 
Verdienst der hier sitzenden Genossen, sondern zufällig und höchstens noch der 
geographischen Lage der Stadt zwischen München und Nürnberg, den beiden 
Zentren sozialdemokratischer Agitation im rechtsrheinischen Bayern, zuzuschrei-
ben. Die Anregung zu einem bayerischen Parteitag ging von der Konferenz der 
Sozialdemokraten Nordbayerns am 20. September 1891 in Nürnberg aus. Auf 
dem Erfurter Parteitag im Oktober 1891 vereinbarten die bayerischen Delegier-
ten dann Regensburg als Versammlungsort, mit den weiteren Vorarbeiten wurde 
Nürnberg betraut 2 5 4 . Zum Parteitag selbst erschienen 70 Delegierte aus 46 Orten 
Bayerns, darunter die drei Führer der bayerischen Sozialdemokratie, Georg v. 
Vollmar aus München, Karl Grillenberger aus Nürnberg und Franz Josef Ehrhart 
aus Ludwigshafen 2 5 5 . Hauptergebnis war der Beschluß, sich an den bevorstehen-
den bayerischen Landtagswahlen 1893 zu beteiligen. Im Hinblick darauf wurde 
ein ausführliches Wahlprogramm verabschiedet 2 5 6 , das die Grundlage für die 
Landtagswahlaktivitäten der Sozialdemokraten bis 1912 blieb. Es forderte in 
21 Punkten u. a. die Einführung des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten 
Landtagswahlrechts, tatkräftige Ausübung des Budget-, Kontroll- und Gesetz-
gebungsrechts des Landtags, Abschaffung der Kammer der Reichsräte, Gewäh-
rung unbeschränkter Vereins- und Versammlungsfreiheit, Trennung von Staat 
und Kirche. Verbesserung des Arbeiterschutzes und Arbeiterversicherungswesens. 
Gewerbegerichtsfrage 
Ein Ziel, das die Regensburger Sozialdemokraten in den neunziger Jahren 
hartnäckig verfolgten und das als exemplarischer Interessenskonflikt zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern in der politischen Agitation immer wieder ver-
wertet wurde, war die Schaffung eines Gewerbegerichts. Das Reichsgesetz vom 
29. Juli 1890 sah Gewerbegerichte, die arbeits- und tarifrechtliche Streitigkeiten 
2 5 1 Vgl. Protokoll SPD Bayern Regensburg 1892, S. 3. 
2 5 2 Vgl. FT Nr. 22, 26.1. 1889. 
2 5 3 Vgl. PUB Huber an StM, 27. 3. 1892, StR ZR 3210. 
2 5 4 Vgl. MP Nr. 94,26.4.1892. 
255 vgl. Protokoll SPD Bayern Regensburg 1892, S. 19. 
2 5 6 Druck a. a. O. S. 14—18. 
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zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern schlichten sollten, als Möglichkeit vor, 
überließ jedoch die Entscheidung über deren Errichtung den Verwaltungsbehör-
den. Am 15. März 1891 beschäftigte sich eine vom Sozialdemokraten Xaver 
Obermayr einberufene öffentliche Versammlung mit dieser Thematik 2 5 7 , bereits 
zwei Tage später beschloß der Stadtmagistrat, kein Schiedsgericht zu errichten 2 5 8 . 
Nachdem ein weiteres Nachfassen im Juni 1891 erfolglos geblieben war 2 5 9 , reichte 
im Februar 1893 eine eigens gebildete Kommission aus vier Arbeitnehmern und 
vier Arbeitgebern eine mit 100 Unterschriften versehene Petition ein. Der Stadt-
magistrat aber lehnte ein solches Begehren, welches „öffentlich den Stempel einer 
Agitation einiger hiesiger politischer Agitatoren an sich trage" 2 6 ° , strikt ab. Unter-
stützt wurde er dabei von gleicherweise negativen Beschlüssen der Handels- und 
Gewerbekammer der Oberpfalz und von Regensburg2 6 1. Von dieser Haltung 
gingen beide Gremien auch nicht ab, als ihnen durch das Staatsministerium des 
Innern 1894 indirekt der Vorwurf gemacht wurde, es mangele ihnen am richtigen 
Verständnis für die Bedeutung dieser Gerichte 2 6 2 . Erst 1899 befürwortete die 
Handels- und Gewerbekammer und im Anschluß daran auch der Stadtmagistrat 
die Errichtung eines Gewerbegerichts, nachdem man sich mit einer Umfrage bei 
anderen Städten von der Vorteilhaftigkeit dieser Institution auch für die Arbeit-
geber überzeugt hatte 2 6 3 . 
Aktivitäten auch außerhalb der Stadtgrenzen 
Der Wahlverein zur Erzielung volkstümlicher Wahlen war bereits als Verein 
für den Umfang des Reichstagswahlkreises Regensburg gegründet worden. An-
fangs bestand aber nur die Ortsgruppe in Regensburg. Durch eine lebhafte Werbe-
tätigkeit des nordbayerischen Agitationsvereins, die in erster Linie von Nürn-
berger Sozialdemokraten, aber auch von Regensburger Parteimitgliedern getra-
gen wurde, konnten in den Jahren 1891—1894 in verschiedenen Orten der Ober-
pfalz, speziell auch im Reichstagswahlkreis Regensburg, weitere Mitglieder für die 
Sozialdemokratie gewonnen werden 2 6 4 . Für die Vororte Reinhausen-Weichs 
wurde am 19. März 1894 von Regensburg aus ein eigener Sozialdemokratischer 
Wahlverein gegründet 2 6 5 , in den übrigen Orten des Reichstagswahlkreises Regens-
burg bildeten sich lediglich lose Gruppierungen, die mit dem Regensburger Wahl-
verein über Beauftragte in Verbindung standen. Aufgrund eines Beschlusses des 
2. Landesparteitages in München 1894, der den Aufbau einer gesamtbayerischen 
Landesorganisation der Sozialdemokratischen Partei vorsah — gegliedert in eine 
Landeszentralstelle (Landestagsfraktion) und Vertrauensmänner auf Orts- und 
2 5 7 Vgl. Obermayr an StM, 13.3. 1891, StR ZR 6685. 
2 5 8 Vgl. Aktvermerk StM, 4. 7.1891, StR ZR 6685. 
259 vgl. PUB Huber an StM, 3. 7.1891, StR ZR 6685. 
260 MPNr.91, 21.4. 1893. 
2 6 1 Vgl. JBHGK 1891, S. 33 f., 1893, S. 4 f. 
2 6 2 StMInn an RegOR, 11.3.1894, JBGHK 1894, S. 3 ff. (Abdruck dieser Entschlie-
ßung); auch MP Nr. 169, 27. 7. 1895. 
2 6 3 Vgl. JBHGK 1899, S. 3 f. 
2G4 vgl. Protokoll SPD Bayern Regensburg 1892, S.9f., München 1894, S.56; dazu 
RTB Nr. 202, 25.7.1891; Berichte über Agitationen in der Oberpfalz zu Beginn des 
Jahres 1892 auch in StAA Reg. Kdl Nr. 13 683; WBR 25.1.1892, StAA Reg. Kdl Abg. 
1949, Nr. 13 883. 
2 6 5 Vgl. Bezirksamt Stadtamhof an RegOR, 2.3.1894, 18.4.1894, StAA Reg. Kdl 
Nr. 13 683 (mit Satzungen). 
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Kreisebene (Regierungsbezirksebene!) 2 6 0 — , fand am Ostermontag, den 15. April 
1895, in Regensburg eine Vertrauensmännerkonferenz statt — allerdings nicht 
für den gesamten Kreis Oberpfalz und Regensburg, sondern nur für den Reichs-
tagswahlkreis Regensburg 2 8 7 . Es erschienen 30 Beauftragte aus 15 Orten, als Ver-
treter des Agitationsvereins für Franken und die Oberpfalz war Genosse Philipp 
Wiemer aus Nürnberg anwesend. Zum Reichstagswahlkreis-Vertrauensmann 
wurde Baptist Hagen gewählt; zur Finanzierung der Agitation beschloß man, 
eigene Agitationsmarken in Vertrieb zu bringen 2 8 8 . Die Institution des Regie-
rungsbezirksvertrauensmannes konnte sich auch im übrigen Bayern nicht durch-
setzen 2 8 9, als grundlegendes Organisationselement behauptete sich der Reichs-
tagswahlkreis und der Vertrauensmann dieses Gebietes, wie dies im Organisations-
statut der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands von 1890 vorgesehen war 2 7 0 . 
Der von den Regensburger Sozialdemokraten nach 1890 entfaltete Aktivismus 
stieß bis etwa 1894/95 auf ein noch relativ reges Interesse der Arbeiterschaft, 
das jedoch ab Mitte der neunziger Jahre bis zur Jahrhundertwende hin merklich 
nachließ. Die Teilnehmerzahlen an öffentlichen Versammlungen bewegten sich 
zwischen 80 und 180 Personen, so bei Volksversammlungen mit den Nürnberger 
Referenten Heinrich Oehme am 12. September 1891 (circa 100), Johann Scherm 
am 8. November 1891 (circa 80) und Gabriel Löwenstein am 22. November des 
gleichen Jahres (circa 100) 2 7 1 , oder etwa mit dem Führer der rheinpfälzischen 
Sozialdemokratie, dem Landtagsabgeordneten Franz Josef Ehrhart, am 19. No-
vember 1893 (circa 180 Personen) 2 7 2 . Ausnahmen bildeten die bereits erwähnte 
Volksversammlung mit Liebknecht und die Maifeier der ersten Jahre. Der Grün-
dungskongreß der II. Internationale hatte im Juli 1889 zu Paris den l . M a i als 
Demonstrationstag zur Durchsetzung des Achtstundenarbeitsstags proklamiert 2 7 3 . 
Zwar war 1890 die geplante Maifeier vom Stadtmagistrat noch verboten worden 
und daraufhin unterblieben 2 7 4 , doch fanden sich 1891 hierzu — Festredner war 
Gabriel Löwenstein — rund 500 Personen ein; sie verabschiedeten eine Resolu-
tion mit der Forderung nach einem Achtstunden-Normalarbeitstag 2 7 5 . Die Be-
teiligung an diesen Maifeiern, die in Regensburg jeweils auf den ersten Sonntag 
im Mai verlegt wurden, ließ jedoch in den folgenden Jahren deutlich nach: 1894 
erschienen noch circa 250—300 Personen, Festredner war diesmal Philipp Wiemer 
aus Nürnberg 2 7 8 . 
1896 machten sich in der Regensburger Sozialdemokratie ziemliche Verfalls-
erscheinungen bemerkbar: Zu den öffentlichen Parteiversammlungen erschienen 
2 8 8 Vgl. Protokoll SPD Bayern München 1894, S. 41—54. 
2 0 7 Vgl. MP Nr. 76,3.4.1895; Hagen an StM, 13.4. 1895, StR ZR 3210. 
5 X 6 8 Vgl. PUB Neumeyer an StM, 16.4.1895, StR ZR 6685; MP Nr. 90, 20.4.1895. 
269 y g L z u r Durchführung des Parteitagsbeschlusses von 1894 den Bericht Scherms auf 
dem 3. Landesparteitag in Würzburg 1896: Protokoll SPD Bayern Würzburg 1896, S. 37. 
2 7 0 S. o. Anm. 220. 
2 7 1 Vgl. PUB Huber an StM, 13.9.1891, 8.11.1891, 23.11.1891, StR ZR 6685; 
WBR 20. 9.1891, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 933. 
2 7 2 Vgl. Bezirksamt Stadtamhof an RegOR, 15 11. 1893 und PUB Boveri an Bezirks-
amt Stadtamhof 20.11. 1893, StAA Reg. Kdl, Nr. 13 683. 
2 7 3 Vgl. J. Braunthal, Bd. 1, S. 254. 
2 7 4 Vgl. RTB Nr. 120,2. 5. 1890, Nr. 221, 3. 5. 1890. 
2 7 5 Vgl. PUB Huber an StM, 4.3. 1891, StR ZR 3210; WBR 4.5. 1891, StAA Reg. 
Kdl Abg. 1949, Nr. 13 933. 
2 7 8 Vgl. RTB Nr. 121, 3. 5. 1894; BVBo Nr. 103, 3./4. 5. 1894; MP Nr. 104, 9. 5. 1894. 
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weniger als 50 Leute, der Sozialdemokratische Wahlverein Reinhausen-Weichs 
erwies sich als Totgeburt, er entwickelte schon ab Juni 1894 keinerlei Aktivitäten 
mehr 2 7 7 . Die Ursache für das nachlassende Interesse führte man—wie bereits in den 
siebziger Jahren — auf das Fehlen zugkräftiger Redner und die ständigen „Saalab-
treibungen" (Saalverweigerungen seitens der Wirte durch Behördeneinfluß) zu-
rück. Wahl Vereinsvorsitzender Clemens Höhne wurde beauftragt, auf dem Nürn-
berger Landesparteitag 1896 den Antrag einzubringen, Regensburg möchte von 
Zeit zu Zeit durch gute auswärtige Referenten unterstützt werden 2 7 8 . Dort wur-
den aber derartige Anträge, die auch von anderen Orten gestellt wurden, als 
Armutszeugnis der jeweiligen Genossen zurückgewiesen 2 7 9 . Die Sozialdemokratie 
verlor in den nächsten Jahren weiter an Anhang, zu der öffentlichen Parteiver-
sammlung am 23. Januar 1898 fanden sich nur mehr 32 Leute ein. Eine gewisse 
Resignation machte sich daraufhin auch beim Rest der Parteimitglieder breit: 
Man beschloß, einen seit 1894 bestehenden Pressefonds 2 8 0 aufzulösen, da keine 
Aussicht auf Gründung eines eigenen Blattes bestehe. Berichte über die Regens-
burger Parteiverhältnisse sollten in Zukunft von einer dreiköpfigen Pressekom-
mission an die Münchner Post 2 8 1 geschickt werden. Auch sollte die Agitation auf 
dem Lande zunächst eingestellt werden, da dort der Einfluß der Geistlichen noch 
zu groß sei; man wollte abwarten, bis der Bayerische Bauernbund das Landvolk 
den Geistlichen entfremdet habe, dann sei wieder die Zeit für die Sozialdemo-
kratie gekommen. Bis dahin sollten die Kräfte auf die Stadt beschränkt werden, 
vor allem sollte man hier versuchen, die christlichen Vereine (Katholische Arbeiter-
vereine und Christliche Gewerkschaften) zu unterwandern 2 8 2 . Bei der Reichstags-
wahl im Juni 1893 hatte der sozialdemokratische Kandidat, Kaufmann Thomas 
Neuwirth aus Regensburg, in der Stadt 845, im Wahlkreis Regensburg 2448 
Stimmen erreicht; demgegenüber sank die Stimmenzahl für den Kaufmann Philipp 
Wiemer aus Nürnberg bei der Reichstagswahl im Juni 1898 auf 597 bzw. 1685 2 8 3 . 
Die Bilanz des Jahres 1898 war für die Regensburger Sozialdemokratie nicht eben 
positiv, hinsichtlich des Reichstagswahlergebnisses war man auf den Stand des 
Jahres 1890 zurückgefallen. 
e) Der Sozialdemokratische Verein Regensburg (1899—1914) 
Nachdem das vereinsrechtliche Verbindungsverbot für politische Vereine in 
Bayern im Juni 1898 aufgehoben worden war 2 8 4 — auf Reichsebene erfolgte dies 
erst durch die Lex Hohenlohe im Dezember 1899 — , verabschiedete der Bayerische 
Landesparteitag im Oktober 1898 in Würzburg eine gesamtbayerische Organisa-
tion, die nun auf dem Verbandsprinzip beruhte. Die Grundeinheit bildete der 
2 7 7 Vgl. Bezirksamt Stadtamhof an RegOR, 3.4.1894, StAA Reg. Kdl, Nr. 13 683. 
278 vgl . PUB Lemberger an StM, 28.6.1896, StR ZR 6685; MP Nr. 145, 1.7.1896. 
2 7 9 Vgl. Protokoll SPD Bayern Nürnberg 1896, S. 44. 
280 vgl . PUB Höcht an StM, 19. 8.1894, StR ZR 6685. 
2 8 1 Gegr. 1887, ab November 1889 als Organ der Arbeiterpartei Münchens von den 
Reichstagskandidaten Georg v. Vollmar und Georg Birk herausgegeben. Vgl. A. Knaus 
S. 17. 
282 vgl . PUB Janz an StM, 24. 1.1898, StR ZR 6685; dazu bereits Teil II, VO 120 
(1980) S.304 f. 
2 8 3 Vgl. Tabelle 6. 
2 8 4 Verboten war es politischen Vereinen künftig nur mehr, mit Vereinen, welche 
außerhalb des Deutschen Reiches ihren Sitz hatten, in Verbindung zu treten. Vgl. Vereins-
gesetznovelle vom 15. 6.1898, Druck: Gesetzblatt 1898, S. 289 ff. 
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Ortsverein. Die Landespartei war in drei Gauverbände untergliedert: den Gau 
Südbayern (Oberbayern, Niederbayern und Schwaben) mit Sitz in München, den 
Gau Nordbayern (Ober-, Mittel- und Unterfranken, Oberpfalz) mit Sitz in Nürn-
berg und den Gau Rheinpfalz mit Sitz in Ludwigshafen a. Rh. Als Parteispitze 
sollte ein auf den Landesparteitagen gewählter Landesvorstand amtieren 2 8 5 , der 
jedoch bis 1905 identisch mit der Landtagsfraktion blieb 2 8 6 . Die Bayerische Sozial-
demokratie führte bereits 1898 einen festen Mitgliedsbeitrag ein, während die 
Sozialdemokratische Partei im Reich definitiv erst in ihrem Organisationsstatut 
von 1909 2 8 7 einen solchen festsetzte. Auch die Umstellung vom Vertrauensmän-
nersystem auf das Verbandssystem erfolgte in der Mutterpartei erst später. Trotz 
der neuen Rechtssituation hielt das auf dem Mainzer Parteitag 1900 beschlossene 
Organisationsstatut 2 8 8 an der Vertrauensmännerrepräsentation zunächst fest, vor 
allem, um Frauen eine Mitwirkung in der Sozialdemokratischen Bewegung zu 
ermöglichen, denen eine Mitgliederschaft in politischen Vereinen bis zum Reichs-
vereinsgesetz von 1908 2 8 9 untersagt war. Das Jenaer Organisationsstatut von 
1905 2 9 0 erklärte dann die Sozialdemokratischen Vereine auf der Basis der Reichs-
tagswahlkreise zum Regelfall der örtlichen Organisation, das System der Ver-
trauensmänner zur zulässigen Ausnahme. Das Organisationsstatut von Leipzig 
1909 2 9 1 beseitigte schließlich das Vertrauensmännersystem ganz. 
Im Anschluß an die Beschlüsse des Würzburger Landesparteitags von 1898 
wurde in Regensburg Ende Januar 1899 der bisherige Wahlverein zur Erzielung 
volkstümlicher Wahlen in einen „Sozialdemokratischen Verein Regensburg" 
überführt 2 9 2 . Der neue Verein war der Sozialdemokratischen Partei Bayerns, Gau 
Nordbayern, angeschlossen. Er machte es sich zur Aufgabe, „für die Grundsätze 
und Bestrebungen der Sozialdemokratie einzutreten, für politische und wirtschaft-
liche Aufklärung zu wirken und insbesondere auch bei Wahlen die Kandidaturen 
der Sozialdemokratischen Partei zu unterstützen" 2 9 3 . Geleitet wurde er von 
einem Vorstand aus fünf Personen (einem ersten und zweiten Vorsitzenden, 
einem Kassier und einem ersten und zweiten Schriftführer), die Prüfung des 
Kassenwesens besorgten drei Revisoren. Mitgliederversammlungen sollten min-
destens einmal im Monat stattfinden. Vom monatlichen Beitrag in Höhe von 
20 Pfennigen waren 5 Pfennige an den Gauvorstand abzuführen. 
Erster Vorsitzender war zunächst Hans Ott, der letzte Vorsitzende des Wahl-
vereins 2 9 4 . A n seiner Stelle wurde bereits im April 1899 der bisherige Vertrauens-
mann der Sozialdemokraten der Stadt Regensburg und des Reichstagswahlkreises 
Regensburg, Johann Baptist Hagen, gewählt. Er stand mit Unterbrechung des 
Jahres 1909/10, wo ihn kurzzeitig nochmals Hans Ott ablöste 2 9 5 , bis 1912 an der 
2 8 5 Vgl. Satzungen der Sozialdemokratischen Partei Bayerns, Protokoll SPD Bayern 
Würzburg 1898, S. 68 ff.; dazu H. Hirschfelder S. 471. 
2 8 6 Vgl. R. Jansen S. 95; D. Albrecht S. 310. 
2 8 7 Druck: Protokoll SPD Leipzig 1909, S. 6—10. 
2 8 8 Druck: Protokoll SPD Mainz 1900, S. 6 ff. 
2 8 9 Druck: E. R. Huber, Dokumente, Bd. 2, S. 374—378. 
2 9 0 Druck: Protokoll SPD Jena 1905, S. 6—10. 
2 9 1 Vgl. Anm. 287. 
2 9 2 Vgl. Ott an StM, 24.1.1899, StR ZR 3210. 
2 9 3 § 1 des Statuts des Sozialdemokratischen Vereins Regensburg, StR ZR 3210. 
2 9 4 Vgl. Anm. 243. 
2 9 5 Vgl. Ott an StM, 27.10. 1909, StR ZR 3210. 
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Spitze des Vereins 2 9 8 . Hagen entwickelte sich in dieser Zeit zur tragenden Säule 
der Sozialdemokratischen Partei in Regensburg. Er stammte aus der nördlichen 
Oberpfalz 2 9 7 und hatte seinen Wohnsitz bereits seit 1886 in Regensburg 2 9 8 . Unter 
dem Sozialistengesetz machte er sich jedoch noch nicht als Anhänger der Sozial-
demokratie bemerkbar 2 9 9 , sondern tauchte erstmals 1892/93 als Kassier des 
Sozialdemokratischen Wahl Vereins auf 3 0 0 . Von ernster ruhiger Art, war er zwar 
nicht mit hinreißenden rhetorischen Fähigkeiten begabt, doch gehörte er zu den 
wenigen Sozialdemokraten am Ort, die sich befähigt zeigten, in öffentlichen Ver-
sammlungen, Maifeiern usw. als Redner aufzutreten3 0 1. Hagen steuerte gezielt 
daraufhin, daß der Sozialdemokratische Verein Regensburg sich auf seine eigenen 
Kräfte besann und nicht immer nur nach Hilfe von auswärts rief. Er selbst bildete 
sich, um völlig unabhängig für die Partei arbeiten zu können, vom Schuhmacher-
gehilfen zum Schuhmachermeister fort und eröffnete ein Zigarrengeschäft, das 
zugleich als Kontaktstelle der Regensburger Sozialdemokraten und Sozialistischen 
Gewerkschaften diente. Nebenbei war er auch führend in der Regensburger Ge-
werkschaftsbewegung tätig und ab 1907/08 hauptamtlicher Angestellter der 
Regensburger Filiale des Fabrik- und Hilfsarbeiterverbandes 3 0 2 . 1903 gingen die 
Regensburger Sozialdemokraten endgültig davon ab, bei Reichstagswahlen einen 
auswärtigen Kandidaten zu nominieren. In den drei Wahlen bis 1912 wurde 
jeweils Hagen aufgestellt, 1907 auch bei den Landtags wählen 3 0 3 . Dem zähen 
Einsatz Hagens in vielen Agitationsveranstaltungen war es primär zuzuschreiben, 
daß die Sozialdemokratische Partei nach der Jahrhundertwende in Stadt und 
Reichstagswahlkreis Regensburg mehr und mehr erstarkte. 
Der Sozialdemokratische Verein Regensburg war weiterhin die Organisations-
form der Sozialdemokratischen Partei des gesamten Reichstagswahlkreises Regens-
burg. Auf einer Vertrauensmännerkonferenz dieses Wahlkreises am Pfingstmon-
tag, den 19. Mai 1902, in Burglengenfeld, zu der 35 Delegierte aus 18 Orten er-
schienen waren, stand die Nominierung des Reichstagswahlkandidaten für 1903 
auf der Tagesordnung; sie wurde von den Delegierten unter Billigung des an-
wesenden Vertreters des nordbayerischen Gau Vorstandes, Genosse Josef Simon 
aus Nürnberg, dem Sozialdemokratischen Verein Regensburg zur Entscheidung 
überlassen 3 0 4 . Ferner wurde der Beschluß gefaßt, das Institut der Vertrauens-
2 9 8 Vgl. Hagen an StM, 10.4.1899, ZR 3210; MP Nr. 30, 7.2.1903, Nr. 30, 7.2. 
1905; RTB Nr. 30, 1.2. 1906; Hagen an StM 30.4. 1908, StR ZR 1886; NDP Nr. 102, 
2.5. 1910, Nr. 176, 2.8. 1911. 
2 9 7 Geb. 28. 1.1863 in Ramlersreuth, Bezirksamt Kemnath, gest. 6.11.1923 in Regens-
burg. Vgl. Familienbögen StR. 
2 9 8 Vgl. Adreßbuch 1886, S. 162. 
2 9 9 Hagen fehlt in einem vom Stadtmagistrat Regensburg 1889 aufgestellten Verzeich-
nis sozialdemokratischer Agitatoren. Vgl. StM an Bezirksamt Stadtamhof, 3.1.1889, 
StR ZR 6685. 
300 V g l . Protokoll Hagen beim StM, 7.4.1892, StR ZR 3210. 
3 0 1 Vgl. z. B. PUB Janz an StM, 24.3.1901, StR ZR 6685; Bezirksamt Burglengenfeld 
an RegOR, 25.3.1901, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 4340; Hermann an StM, 3.4. 
1903, StR ZR 6685; MP Nr. 101, 6.5.1903, Nr. 107, 13.5.1903; PUB Janz an StM, 
2.5.1904, StR ZR 6685; RTB Nr. 78, 31. 3.1905. 
3 0 2 Vgl .RVNr. 1, 5.9.1908. 
303 v g l . MP Nr. 75, 3.4.1903, Nr. 50, 2.3.1905, Nr. 16, 19.1.1907; RTB Nr. 60, 
3.3.1905; NDP Nr. 68, 23.3. 1910. 
3 0 4 Vgl. MP Nr. 115, 23.5.1902. 
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männer auszubauen 3 0 5 . Hierbei wurden die Begriffe des Organisationsstatuts der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands vom Jahr 1900 und des Organisations-
statuts der Bayerischen Sozialdemokratischen Partei 1898/1900 offensichtlich 
vermischt. Das bayerische Statut kannte nämlich den Begriff des „Vertrauens-
mannes" nicht, sondern nur den Begriff des „Obmanns", der an Orten innerhalb 
eines Reichstagswahlkreises aufgestellt werden sollte, wo zu wenig Mitglieder 
existierten, um einen eigenen Verein zu bilden. Die Vertrauensmänner bzw. Ob-
männer hatten mit dem im Reichstagswahlkreis existierenden Verein, d.h. in 
unserem Falle mit dem Regensburger Verein, Verbindung aufrecht zu erhalten 3 0 6 . 
Ein Kreisvertrauensmann wurde hingegen nicht mehr gewählt, da die entspre-
chende Funktion jetzt in den Händen des ersten Vorsitzenden des Regensburger 
Sozialdemokratischen Vereins lag. Hagen äußerte auf dieser Vertrauensmänner-
konferenz 1902, die Partei sei zwar erstarkt, doch seien in dem „schwarzen Re-
gensburg" 8 0 7 angesichts des dort gut organisierten Zentrums auf absehbare Zeit 
keine großen Erfolge zu erzielen. 
Die Bemühungen zur Mitgliedergewinnung richteten sich daher schwerpunkt-
mäßig auf Orte der Umgebung mit relativ hohem Industriebevölkerungsanteil, 
so vor allem auf Schwandorf, Leonberg, Teublitz und Pirkensee (Tonwaren-
fabrik, Braunkohleabbau), Burglengenfeld und Maxhütte-Haidhof (Eisenwerk 
und Kohleabbau) 3 0 8 . Im September 1902 wurde in Leonberg die erste Sektion 
des Sozialdemokratischen Vereins Regensburg gegründet 3 0 9 . Sektionen waren 
Ortsvereine, die Bestandteile des Sozialdemokratischen Vereins eines Reichstags-
wahlkreises darstellten, den Auftrag zu eigenständiger Agitation hatten und 
eine begrenzte Selbstverwaltung (einen Sektionsführer bzw. einen Vorsitzenden 
und einen Kassier) besaßen 3 1 0 . Anfangs 1902 waren an den Sozialdemokratischen 
Verein vier Sektionen angeschlossen, außer Leonberg waren dies Großberg, 
Reinhausen und Keilberg; zudem stand die Vereinsleitung mit rund 100 Ver-
trauensmännern im Reichstagswahlkreis Regensburg in Verbindung 3 1 1 ; 1907 
waren es dann sechs, und zwar nach Wegfall Keilbergs zusätzlich Schwandorf, 
Pirkensee und Münchshofen 3 1 2 . Z u den Generalversammlungen des Sozialdemo-
kratischen Vereins Regensburg wurden Vertreter dieser Sektionen eingeladen3 1 3. 
Außerdem dienten der Kommunikation allgemein sowie der Nominierung von 
Reichstags- und Landtagskandidaten, der Wahl von Parteitagsdelegierten etc. die 
nach Bedarf — meist nur vor Wahlen — einberufenen Vertrauensmännerkon-
ferenzen bzw. Parteikonferenzen des Reichstagswahlkreises Regensburg3 1 4. 
3 0 5 Vgl. k. Bezirksamt Burglengenfeld an RegOR, 23. 5. 1902 (Anlage), StAA Reg. 
Kdl Abg. 1949, Nr. 3562. 
3oo vgl. Protokoll SPD Bayern Fürth 1900, S.53; Protokoll SPD Mainz 1900, S. 6. 
3 0 7 Anm. 305. 
3 0 8 Vgl. P. Schweigier S. 175 f. 
309 vgl. MP Nr. 222, 1.10.1902. 
3 1 0 Vgl. Satzungen der Sozialdemokratischen Partei Bayerns. Nach den Beschlüssen 
des Schweinfurter (1906) und Münchner (1908) Parteitages. Protokoll SPD Bayern, 
München 1908, S. 150; Statut des Sozialdemokratischen Vereins für den Reichstagswahl-
kreis Regensburg, StR ZR 3210. 
3 1 1 Vgl. MP Nr. 24, 30.1. 1906; RTB Nr. 30, 1.2. 1906. 
3 1 2 Vgl. FT Nr. 89, 14.4.1908. 
3 1 3 Vgl. MP Nr. 148, 5. 7.1906 
3 1 4 Vgl. Anm. 304 und 305; WBR 25.5. 1902, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 754; 
MP Nr. 222, 1. 10.1902, Nr. 50, 2.3. 1905, RTB Nr. 58, 1.3. 1905, Nr. 60, 3.3.1905; FT 
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Auch in der Stadt Regensburg wurde die Organisation des Sozialdemokrati-
schen Vereins weiter verbessert. Nach einem Organisationsplan Johann Baptist 
Hagens und Michael Burgaus, des Vorsitzenden des Gewerkschaftsvereins Regens-
burgs, wurde die Stadt in acht Agitationsbezirke (auch Bezirksorganisationen 
oder Untersektionen genannt) eingeteilt, um eine größere Aktionsfähigkeit zu 
erreichen. Diese Substrukturierung wurde bereits im April 1909 abgeschlossen und 
bewährte sich gut 3 1 5 . 
Nachdem bei den Gemeindewahlen 1908, die zum erstenmal nach dem Verhält-
niswahlrecht durchgeführt wurden, einzig die beiden Kreise Niederbayern und 
Oberpfalz — damit auch Regensburg — ohne sozialdemokratische Vertretung 
in den städtischen Rathäusern geblieben waren, leitete der Sozialdemokratische 
Verein Regensburg die Gründung eines Heimat- und Bürgerrechtsvereins im März 
1909 in die Wege 3 1 8 . Den organisierten Arbeitern wurde es zur Pflicht gemacht, 
diesem Verein beizutreten, um die noch immer bestehenden hohen Bürgerrechts-
gebühren bis zur Gemeindewahl aufbringen zu können; gleichzeitig bemühte sich 
dieser Verein mit Eingaben an die Gemeindebehörden um Senkung der Ge-
bühren 3 1 7 . 
Da entsprechende Vorstöße auch von der Regensburger Zentrumspartei ausgin-
gen 3 1 8 , wurde schließlich Ende 1910/ Anfang 1911 von den Regensburger Ge-
meindebehörden eine spürbare Herabsetzung der Gebühren beschlossen. 1911 
zog mit dem Redakteur Robert Wunderlich der erste sozialdemokratische Ver-
treter in das Gremium der Gemeindebevollmächtigten e i n 3 1 9 . 1914 rückte Wun-
derlich sogar — mit Unterstützung der Liberalen 3 2 0 — in den Stadtmagistrat ein. 
Im Gremium der Gemeindebevollmächtigten saßen ab 1914 zwei Sozialdemo-
kraten, Gewerkschaftssekretär Michael Burgau und der für Wunderlich nach-
rückende Geschäftsführer Hermann Engler 3 2 1 . Die Regensburger Sozialdemokra-
ten hatten den Einzug ins Rathaus erst relativ spät erzwungen, dem Münchner 
Kollegium der Gemeindebevollmächtigten gehörte bereits 1893 der erste Sozial-
demokrat an 3 2 2 . Doch erging es den Regensburger Sozialdemokraten nicht anders 
als den Augsburgern 3 2 3 . 
Sozialdemokratische Frauenbewegung 
Eine sozialdemokratische Frauenbewegung entstand in Regensburg ab 1905/06. 
Der Jahresbericht des Sozialdemokratischen Vereins Regensburgs für 1905 er-
Nr.212, 11.9.1906; WBR 16.9.1906, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 13 755; FT 
Nr. 84, 8.4.1908; MP Nr. 173, 4.8.1909; NDP Nr. 62, 16.3.1910, Nr. 65, 19.3.1910, 
Nr. 68,23. 3.1910, Nr. 152,5.7.1911, Nr. 17,22.1.1913, Nr. 119,24.5.1914. 
3 1 5 Vgl. RV Nr. 4, 23.1.1909; MP Nr. 110, 16.5.1909; NDP Nr. 173, 28.7.1910. 
3 1 8 Vgl. RV Nr. 3, 16.1.1909, Nr. 4, 23. 1.1909. 
3 1 7 Vgl. DP Nr. 3, 18.9.1909; Ehrensberger an StM, 15.9.1909, StR ZR 1886. 
3 1 8 Vgl. Heim an StM, 25.1. 1909, StR ZR 1886. Zu den Verhandlungen hierüber im 
Stadtmagistrat und Gremium der Gemeindebevollmächtigten ausführliche Unterlagen in 
StR ZR 1886. Näheres s. u. S. 234 und 243. 
3 1 9 Vgl. VBStM 1910—1911, S. 19; NDP Nr. 265, 16. 11. 1911. 
3 2 0 Vermerk im Gemeindewahlakt des Stadtmagistrats 1914: „Da die Sozialdemokra-
ten aus eigener Kraft keinen Sitz im Magistrat hätten erringen können, haben einige 
Liberale für die Vorschlagsliste der Sozialdemokraten gestimmt." StR ZR 7638; vgl. 
dazu auch StR ZR 7640; RA Nr. 651, 24.12.1914. 
3 2 1 Vgl. NDP Nr. 286, 9. 12.1914, Nr. 101, 1.5.1915. 
3 2 2 Vgl. H.-J. Vogel S. 18. 
3 2 3 Vgl. I. Fischer S.379 L 
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wähnt, daß 22 Frauen und Mädchen freiwillig Parteibeiträge entrichteten und 
15 von ihnen die sozialdemokratische Frauenzeitschrift „Die Gleichheit" abon-
niert hätten 3 2 4 . Am 16. September 1906 wurde ein „Verein für Frauen und Mäd-
chen der Arbeiterklasse" gegründet 3 2 5 . Vereinsvorsitzende war Magda Hagen 3 2 < J, 
die Ehefrau des Vorsitzenden des Sozialdemokratischen Vereins Regensburg, 
Johann Baptist Hagen. Der Verein war als Bildungsverein konzipiert, da Frauen 
vor dem Reichsvereinsgesetz von 1908 noch keinem politischen Verein angehören 
durften. So lautete § 2 der Statuten: „Der Verein bezweckt: Seine Mitglieder 
durch Vorträge in alle Gebiete des Wissens einzuweihen und ihr Wissen zu be-
reichern, ihnen Gelegenheit zu geben, sich durch Lektüre fortzubilden und anre-
gende Geselligkeit unter sich zu pflegen 8 2 7 . In Wirklichkeit sollten auch die Frauen 
agitatorisch für die Partei und Freien Gewerkschaften wirken, vor allem aber die 
politische Gleichberechtigung der Frau anstreben 3 2 8 . Magda Hagen nahm bereits 
an der 4. Sozialdemokratischen Frauenkonferenz am 22./23. September 1906 in 
Mannheim teil und war gleichzeitig Delegierte des Sozialdemokratischen Vereins 
Regensburgs auf dem unmittelbar anschließenden Mannheimer Parteitag der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (23.-29. September 1906) 3 2 9 . Die auf 
der Mannheimer Frauenkonferenz aufgestellte Forderung nach dem aktiven und 
passiven Frauenwahlrecht als Korrelat zur wirtschaftlichen und sozialen Emanzi-
pation der Frau im industriellen Arbeitsprozeß 3 3 0 fand sich auch als Hauptthema 
in den Versammlungen wieder, zu denen Magda Hagen auswärtige Referentinnen 
nach Regensburg einlud, so bei der Vertrauensperson der Sozialdemokratischen 
Frauen Deutschlands, Ottilie Baader aus Berlin am 13. Oktober 1906 3 3 1 , bei der 
Augsburger Genossin Maria Greifenberg am 2. September 1907, die gleichzeitig 
über den internationalen Frauen- und Sozialistenkongreß 1907 in Stuttgart be-
richtete 3 3 2 , oder auch bei Helene Grünberg aus Nürnberg am 13. Dezember 1908333. 
Magda Hagen ging ebenfalls aufs Land und suchte in Leonberg, Burglengen-
feld, Schwandorf Gesinnungsgenossinnen zu gewinnen 3 3 4 . Die Erfolge waren 
allerdings eher bescheiden. Mitte 1910 gab es im gesamten Reichstagswahlkreis 
37 weibliche Parteimitglieder, Mitte 1912 nur mehr 22 3 3 5 . Ab Anfang 1910 exi-
stierte eine eigene Sektion der Frauen im Sozialdemokratischen Verein Regens-
burg 3 3 8 , die jedoch im August 1912 — ebenso wie alle anderen, etwa berufs-
3 2 4 Vgl. RTB Nr. 30, 1.2.1906; „Die Gleichheit" erschien seit 1891. Vgl. F. Osterroth, 
D. Schuster S. 84. 
a 2 0 Vgl. Hagen an StM, 17. 9. 1906, StR ZR 3201. 
3 2 6 Maria Magdalena Hagen, geb. 7. 7. 1866 in Regensburg, gest. Juli 1939 ebd. Vgl. 
Familienbögen StR. 
3 2 7 StR ZR 3201. 
328 vgl. FT Nr. 251, 25. 10.1906. 
329 vgl. Protokoll SPD Mannheim 1906, S. 477,482. 
3 3 0 Vgl. a. a. O. S. 455 f. 
3 3 1 Vgl. StM an RegOR, 13.10.1906. 
3 3 2 Vgl. MP Nr. 201, 5.9.1907; WBStM an RegOR, 7.9. 1907, StR ZR 7094. 
3 3 3 Vgl. Bezirksamt Burglengenfeld an RegOR, 19. 12.1908, StAA Reg. Kdl Abg. 
1949, Nr. 4340; RV Nr. 6, 10. 10. 1908. 
3 3 4 Vgl. Bezirksamt Burglengenfeld an RegOR, 2.12.1906, StAA Reg. Kdl Abg. 
1949, Nr. 4340; RV Nr. 6, 10. 10. 1908. 
335 vgl. Protokoll SPD Bayern Erlangen 1910, S. 45, Landshut 1912, S. 49. 
3 3 8 Vgl. NDP Nr. 48, 27. 2.1910, Nr. 35, 12. 2. 1910, Nr. 38, 16. 2. 1910. 
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orientierten Sondersektionen (Brauer- und Bäckersektionen) — aufgelöst wurde 3 3 7 . 
Die weiblichen Mitglieder waren von da ab dem Verein regulär eingegliedert. 
Sozialdemokratische Presse 
In einem Punkte war die Sozialdemokratische Partei in Regensburg ihren 
politischen Gegnern, Zentrum und Liberalen, gegenüber lange Zeit stark benach-
teiligt: Sie verfügte über kein eigenes Lokalblatt. Anstrengungen zur Schaffung 
einer Parteipresse wurden bereits in den neunziger Jahren mehrfach unternom-
men. 1894 erschien sogar kurzzeitig ein Blatt unter dem Titel „Die Arbeiter-
stimme" 3 3 8 , doch konnte es sich wegen zu geringer Abonnentenzahlen und auf-
tretender Differenzen der Partei mit dem Redakteur nicht lange halten. Die 
finanzielle Schwäche der Regensburger Sozialdemokratie ließ zunächst alle weite-
ren Zeitungspläne scheitern, man begnügte sich mit gelegentlichen Zuschriften an 
die „Münchner Post", die im Jahre 1904/05 circa 300 Abonnenten im Reichs-
tagswahlkreis Regensburg besaß 8 3 9 . Auf einer sozialdemokratischen Parteikonfe-
renz für die Oberpfalz am 9. September 1906 in Schwandorf wurde dann jedoch 
die „Fränkische Tagespost" zum offiziellen Presseorgan der oberpfälzischen 
Landtagswahlkreise Regensburg Stadt und Land, Stadtamhof, Cham, Nabburg, 
Burglengenfeld und Amberg bestimmt. Dies geschah auf Drängen des Vorsitzen-
den des nordbayerischen Sozialdemokratischen Gauverbandes, Max Walter aus 
Nürnberg, obwohl aus Regensburg ein eindeutiges Votum für die „Münchner 
Post" abgegeben worden war 3 4 0 . Die Regensburger aber verfolgten den Plan zur 
Gründung einer eigenen Zeitung beharrlich weiter. Am 5. September 1908 er-
schien die erste Nummer des sozialdemokratischen Wochenblatts „Regensburger 
Volksfreund" 3 4 1 , das jedoch bereits ein Jahr später (ab 16. September 1909) von 
einer sozialdemokratischen Tageszeitung, der „Donau-Post", abgelöst wurde. 
Die Gründung der „Donau-Post" bzw. „Neuen Donau-Post", so der Titel ab 
18. November 1909 3 4 2 , war auch die Ursache für eine Korrektur im Organisa-
tionsgefüge der Sozialdemokratischen Partei Bayerns. Auf Antrag des Landesvor-
stands und des Sozialdemokratischen Vereins Regensburg wurde der Reichstags-
wahlkreis Regensburg mit Beschluß des Erlanger Landesparteitags (13.—15. Au-
gust 1910) vom Gau Nordbayern abgetrennt und dem Gau Südbayern ange-
schlossen. Wie heftige Streitigkeiten auf dem Erlanger Parteitag nämlich zutage 
förderten, hatten sich die Regensburger Sozialdemokraten, der jahrelangen Ver-
tröstungen des nordbayerischen Gauvorstandes überdrüssig, der in puncto Presse-
förderung den fränkischen Raum (Hof, Bayreuth, Würzburg) offensichtlich be-
3 3 7 Vgl. NDP Nr. 189, 17.8.1912. 
3 3 8 Erscheinungszeitraum Juni-August 1894, Verleger und Redakteur der Sozialdemo-
krat Goldarbeiter Friedrich Joseph, Druck bei J. Wagner, Regensburg. Exemplare dieser 
Zeitung sind nicht erhalten. Vgl. StM an Stadtkommissär, 4. 6.1894, StM an RegOR, 
4.9.1894, StAA Reg. Kdl, Nr. 13 683; BVBo Nr. 122, 27./28. 5.1894; PUB Lemberger 
an StM, 27. 5.1894, StR ZR 6685. 
3 3 9 Vgl. RTB Nr. 13, 14.1.1905. 
3 4 0 Vgl. FT Nr. 212, 11.9.1906. 
3 4 1 „Regensburger Volksfreund. Oberpfälzische Nachrichten." Verantwortlicher Re-
dakteur Georg Wolf, Herausgeber und Verleger Josef Kollmeier, Regensburg; Druck: 
K . Beißwanger, Nürnberg. Preis vierteljährlich 65 Pf. 
3 4 2 Die Titeländerung wurde durch den gerichtlichen Einspruch eines bereits bestehen-
den Winkelblättchens gleichen Namens erzwungen. Vgl. NDP Nr. 54, 18.11.1909. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0257-7
vorzugte, direkt an den Landesvorstand gewandt und dort auch Unterstützung 
gefunden. Daraufhin äußerte der nordbayerische Gauvorstand den Wunsch, der 
Wahlkreis Regensburg möge — auch wegen seiner insgesamt mehr nach Süd-
bayern ausgerichteten ökonomischen Struktur dem südbayerischen Gauverband 
zugeteilt werden 3 4 8 . 
Die „Donau-Post" bzw. „Neue Donau-Post" erschien als Kopfblatt (Blatt mit 
eigenen Titel und eigenem Regionalteil) der „Münchner Post". Redakteur des 
Regensburger Regionalteils war der ehemalige Kürschnergehilfe Robert Wunder-
lich 3 4 4 . Er und Schneider Michael Burgau 3 4 5 waren neben Johann Baptist Hagen 
im Laufe der Jahre immer mehr in den Vordergrund getreten. Wegen eines ande-
ren Führungsstils und auch aufgrund größerer intellektueller Wendigkeit löste 
Wunderlich, seit 1906 bereits zweiter Vorsitzender des Sozialdemokratischen 
Vereins, den „Parteidiktator" 3 4 6 Hagen im Jahre 1912 in der Spitzenposition 
des Vereins ab 3 4 7 . Die „Neue Donau-Post" wurde bei der Firma Georg Birk & 
Cie. in München gedruckt, für ein eventuelles Defizit kamen der Sozialdemokra-
tische Verein Regensburg und die Gewerkschaften Regensburgs gemeinsam auf 3 4 8 . 
Um die Zeitung möglichst bald am Orte selbst herzustellen, wurde 1912 ein „Spar-
verein Neue Donau-Post" ins Leben gerufen, der das Kapital zur Gründung 
einer eigenen Druckerei aufbringen sollte 3 4 0 ; dieses Vorhaben aber konnte bis 
1918 nicht in die Tat umgesetzt werden. 
Mitgliederzahlen 
Die Zahl der Abonnenten der Parteipresse hing auch ab von der Entwicklung 
der Mitgliederzahl der Partei. Im Jahre 1901 gehörten dem Sozialdemokratischen 
Verein Regensburg im gesamten Reichstagswahlkreis Regensburg erst etwa 60, 
zu Beginn des Jahres 1903 210 3 5 0 , 1904 und 1905 gleichbleibend circa 250 3 5 1 und 
anfangs 1906 circa 270 Mitglieder an 3 5 2 . Das Jahr 1906/07 brachte mit den 
Wahlkämpfen zu den Reichstags- und Landtagswahlen der ersten Jahreshälfte 
1907 einen spürbaren Aufschwung. Bei der Landtagswahl 1907 wurde erstmals 
nach dem, von Sozialdemokraten und Zentrum im Landtag 1906 gemeinsam 
durchgesetzten, neuen Landtagswahlgesetz direkt gewählt. Kandidat Hagen 
konnte befriedigt feststellen, daß er bei der Agitation auf dem Lande nun von 
anderen Genossen „mit wahrer Begeisterung" 3 5 3 unterstützt würde. Mitte 1907 
umfaßte die Partei im Reichstagswahlkreis rund 400 3 5 4 , Ende 1907 dann bereits 
3 4 3 Vgl. Protokoll SPD Bayern Erlangen 1910. S. 71, 86—92, 95 f.; MP Nr. 173. 
4. 8. 1909. 
3 4 4 Robert Wunderlich, geb. 3. 6.1869 in Chemnitz, gest. 18. 4.1919 in Regensburg. 
Vgl. Familienbögen StR. 
3 4 5 Michael Burgau, geb. 25. 3.1878 in Regensburg, gest. 7. 1. 1949 ebd. Vgl. Famiüen-
bögen StR. 
3 4 6 So die Titulierung Hagens durch einen 1905 aus dem Sozialdemokratischen Verein 
ausgeschlossenen Sozialdemokraten. RA Nr. 318, 29. 6. 1905. 
3 4 7 Vgl. RTB Nr. 30, 1.2. 1906; NDP Nr. 189, 17. 8. 1912. 
348 v g l . Protokoll SPD Bayern Erlangen 1910, S. 95. 
3 4 9 Vgl. NDP Nr. 189, 17. 8. 1912, Nr. 231, 5.10.1912. 
3 5 0 Vgl. MP Nr. 30, 7. 2.1903. 
3 5 1 Vgl. MP Nr. 26, 2.2.1904, Nr. 30, 7.2.1905; RTB Nr. 13, 14. 1. 1905. 
3 5 2 Vgl. MP Nr. 24, 30. 1. 1906; RTB Nr. 30, 1.2. 1906. 
353 MPNr. 16, 19. 1.1907. 
3 5 4 Vgl. FT Nr. 159, 11.7. 1907. 
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550 3 5 5 , Mitte 1908 705, Mitte 1910 735 8 5 6 und Mitte 1912 schließlich 806 Mitglie-
der 8 5 7 . 
Gesonderte Mitgliederzahlen des Sozialdemokratischen Vereins für die Stadt 
Regensburg oder die einzelnen Sektionen im Wahlkreis sind nur teilweise greif-
bar. Die Sektion Leonberg zählte bei ihrer Gründung 1902 rund 40 Mitglieder 3 5 8 , 
Ende 1907 aber nur mehr 22, die Sektion Großberg zum letztgenannten Zeit-
punkt 13, Münchshofen 43, Pirkensee 39, Reinhausen 60 und Schwandorf 30 Mit-
glieder 3 5 9. In der Stadt Regensburg gab es 1901 etwa 40—50, 1903 rund 150 3 6 ° , 
1906 240 und 1907 360 Parteimitglieder361. Damit erreichten die Sozialdemo-
kraten in der Stadt 1907 nur etwa ein Drittel, 1912 maximal die Hälfte (stellt 
man einen weiteren Anstieg der Parteimitglieder im Reichstagswahlkreis in Rech-
nung) 3 6 2 der auf Seite des Zentrums (1912: circa 1100) und der Liberalen (1912: 
circa 1300) organisierten Parteimitglieder 3 6 3 . Selbst die Gesamtzahl der Sozial-
demokratischen Parteimitglieder im Reichstagswahlkreis Regensburg lag deutlich 
unter dem Mitgliederstand der konkurrierenden Parteien in der Stadt. 
Bei der Feststellung der zahlenmäßigen Unterlegenheit der Sozialdemokrati-
schen Partei am Vorabend des Ersten Weltkrieges soll aber nicht übersehen wer-
den, daß diese Partei insbesondere seit der Jahrhundertwende, auch in Regens-
burg beständig im Anwachsen begriffen war. Dies unterstreichen auch der Ergeb-
nisse der Reichstags- und Landtagswahlen. Die für Hagen abgegebene Stimmen-
zahl stieg bei den Reichstagswahlen in der Stadt von 793 im Jahre 1903, über 
1250 im Jahre 1907, auf 1572 im Jahre 1912, im gesamten Reichstagswahlkreis 
Regensburg entsprechend von 2519 über 3641 auf 4384. Im Jahre 1912 war damit 
die Sozialdemokratische Partei zur zweitstärksten Partei im Wahlkreis aufge-
rückt, die Liberalen hatten nur mehr 3890 Stimmen erzielt; von der Stimmenzahl 
des Zentrums (16 216) 3 6 4 freilich trennte sie noch eine breite Kluft. 
2. Die Freien Gewerkschaften 
a) Die Freien Gewerkschaften vor 1878 
Als erste Zentralgewerkschaften hatten sich in Deutschland 1865 der Allge-
meine Deutsche Zigarrenarbeiterverein, 1866 der Deutsche Buchdruckerverband 
und 1867 der Allgemeine Deutsche Schneiderverein gebildet 3 6 5 . In Regensburg 
wurde ein Ortsverein des Deutschen Buchdruckerverbandes Anfang 1868 gegrün-
det 3 6 6 . Auf dem 2. Deutschen Buchdruckertag vom 11,—14. April 1868 nahm 
bereits der Notensetzer Schütz von der Firma Pustet als Vertreter des „Gauver-
355 vgl. F T N r . 8 9 j 14.4. 1908. 
3 6 6 Vgl. Protokoll SPD Bayern Erlangen 1910, S. 45. 
357 vgl. Protokoll SPD Bayern Landshut 1912, S. 49. 
3 5 8 Vgl. MP Nr. 222, 1.10. 1902. 
359 vgl. Protokoll SPD Bayern München 1908, S. 55; auch FT Nr. 89, 14.4.1908. 
3 6 0 Vgl. MP Nr. 30, 7.2.1903. 
3 6 1 Vgl. Anm. 352 u. 353. 
3 6 2 Zahlenangaben über die Parteimitglieder in der Stadt Regensburg werden von der 
ab 1908/09 existierenden sozialdemokratischen Lokalpresse verschwiegen. 
363 vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 271,367. 
3 6 4 Stimmenzahl nach Tabelle 6 u. 7. 
3 6 5 Vgl. U. Engelhardt, Bd. 1, S. 284 ff., 319 ff., 358 ff. 
3 6 6 Vgl. Industriegewerkschaft Druck und Papier,.90 Jahre S. 29. 
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bands Regensburg" teil 3 6 7 . Der Ortsverein des Deutschen Buchdruckerverbandes 
war zwar die erste gewerkschaftliche Organisation der Buchdrucker Regensburgs, 
nicht aber deren erster organisatorischer Zusammenschluß überhaupt. Seit 1851 
nämlich bestand angesichts der bei den Firmen Pustet und Manz zahlreich be-
schäftigten Drucker die „Typographia", ein Fortbildungs- und Geselligkeitsver-
ein 3 6 8 , deren Mitglieder denn auch den Grundstock des neugegründeten Ortsver-
eins des Deutschen Buchdruckerverbandes bildeten. Die Typographia jedoch exi-
stierte als eigener Verein weiter, der Orts verein des Buchdruckerverbandes wurde 
dem Stadtmagistrat erst gar nicht angezeigt. Dieser vermutete aber eine geheime 
Mitgliederschaft, da die Vereinsmitglieder der Typographia seiner Beobachtung 
nach mit Legitimationen und Quittungsmarken des Deutschen Buchdruckerver-
bandes ausgestattet waren 3 6 9 . 
Im Jahr 1868 wurde die Trennung der deutschen Gewerkschaftsbewegung in 
zunächst drei Parteirichtungen entschieden. Als erster berief der Präsident des 
Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins, Johann Baptist Schweitzer, am 27. Sep-
tember 1868 einen Allgemeinen Deutschen Arbeiterkongreß nach Berlin, der nach 
seinem Plan eine einheitliche Gewerkschaftsorganisation für Deutschland be-
schloß: Zwölf nach Berufsgruppen gegliederte Zentralverbände, sogenannte Ar-
beiterschaften, sollten sich zu einem Allgemeinen Deutschen Arbeiterschaftsver-
band vereinigen, zu dessen Präsident Schweitzer gewählt wurde 3 7 ° . Unmittelbar 
anschließend gründete der liberale Nationalökonom Max Hirsch zusammen mit 
dem Fabrikanten Franz Duncker, am 29. September 1868 in Berlin die sogenannten 
Hirsch-Dunckersehen Gewerkvereine; diese standen der Deutschen Fortschritts-
partei nahe 3 7 1 . In Rivalität zur Lassalleanischen und liberal-demokratischen Ge-
werkschaftsbewegung bemühte sich auch August Bebel als Vorsitzender des Ver-
bandes der Deutschen Arbeitervereine um die Gewinnung der Gewerkschaften. 
Der Kongreß der I. Internationale 1866 in Genf hatte den Gewerkschaften nach 
der Konzeption von Karl Marx die Funktion eines „Hebel(s) der Aufhebung des 
Systems der Lohnherrschaft und der Kapitalherrschaft selbst" 3 7 2 zugewiesen. Im 
November 1868 veröffentlichte Bebel ein Musterstatut für Gewerksgenossen-
schaften. Nacheinander entstanden ab Anfang 1869 die Internationalen Gewerks-
genossenschaften der Manufaktur-, Fabrik- und Handarbeiter, der Maurer 
und Zimmerer, der Metallarbeiter, der Holzarbeiter, der Schneider, Kürschner 
und Kappenmacher, der Schuhmacher, der Buchbinder, der Berg- und Hütten-
arbeiter3 7 3. Erst die Vereinigung der beiden sozialistischen Arbeiterparteien 1875 
auf dem Kongreß zu Gotha zog dann unmittelbar auch die Verschmelzung der 
beiden konkurrierenden Gewerkschaftsbewegungen sozialistischer Prägung nach 
sich 3 7 4 . 
3 6 7 Vgl. U.Engelhardt, Bd. 1, S.481; der Gauverband Regensburg zählte damals 
87 Mitglieder. 
3 6 8 Vgl. Typographia Regensburg S. 2. 
3 6 9 Vgl. RegOR an StMInn, 20. 7.1869, HStAM MInn 46 098. 
3 7 0 Vgl. U. Engelhardt, Bd. 1, S. 600 ff., 632 ff., 647 ff. 
3 7 1 Vgl. E.R. Huber, Verfassungsgeschichte, Bd. 4, S. 1141 f.; U.Engelhardt, Bd. 1, 
S. 614 ff., 622 ff. 
3 7 2 J. Braunthal, Bd. 1, S. 140. 
3 7 3 Vgl. A.Bebel, Bd. 1, S. 200—213; E. R. Huber, Verfassungsgeschichte, Bd. 4, 
S. 1142f.; H.Limmer S.29. 
3 7 4 Vgl. Anm. 373; dazu K. Fugger S. 49. 
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In Regensburg traten die Internationalen Gewerksgenossenschaften zum ersten-
mal im Sommer 1869 auf den Plan. Ein Zweigverein des Internationalen Vereins 
für Buchbinder und verwandte Geschäftszweige wurde Anfang Juni 1869 gegrün-
det, löste sich jedoch bereits nach sechs Wochen freiwillig wieder auf, nachdem er 
vom Stadtmagistrat zum politischen Verein erklärt worden war 3 7 5 . Zur Begrün-
dung bezog sich der Stadtmagistrat auf einen Passus der Satzung, der die „Orga-
nisation gegenüber den Bedrückungen der Arbeitgeber und Bevormundung seitens 
der Behörden" 3 7 6 zum Vereinszweck erklärte. Ein 1870 entstandener Hirsch-
Dunckerscher Gewerksverein der Schuhmacher 3 7 7 wechselte während einer Lohn-
bewegung im Mai 1872 in das Lager der Sozialistischen Gewerkschaften über 3 7 8 . 
Die wirtschaftliche Prosperitätsphase 1871/73 brachte auch den Durchbruch der 
Gewerkschaften in Regensburg. Am 20. November 1871 wurde ein Fachverein 
der Kleidermacher gegründet 3 7 9 , dazu im Jahr 1871 noch ein Fachverein der 
Tischler und Holzarbeiter 3 8 0 . Einem Hafnerfachverein traten im Februar 1872 
sofort 20 der 25 in Regensburg arbeitenden Gehilfen b e i 3 8 1 . Anfang März 1872 
zählte der Fach verein der Tischler und Holzarbeiter 85, der Schneiderfachverein 
75 und der Schuhmacherfachverein 54 Mitglieder 3 8 2 . Auch die Maler 3 8 3 , Maurer 
und Zimmerer 3 8 4 und zuletzt die Metallarbeiter 3 8 5 schufen sich von April bis Juni 
1872 ihre jeweiligen Fachvereine. 
Die Fachvereine waren alle nach dem gleichen Statut organisiert und hatten die 
gegenseitige Unterstützung mit Kranken-, Invaliden- und Sterbekassen zum 
Ziel 3 8 6 . Im Laufe des Jahres 1872/73 schlössen sich dann diese lokalen Fach-
vereine den Zentralgewerkschaften Bebelscher Richtung an. Die Schneider er-
klärten sich im März 1872 zu einer Mitgliedschaft der Schneidergewerksgenossen-
schaft Allgemeiner Deutscher Schneiderverein 3 8 7 , die Maler bildeten im Novem-
ber 1872 eine Mitgliedschaft der Internationalen Gewerkschaft der Maler, 
Lackierer und Vergolder 3 8 8 , die Maurer und Zimmerer im Dezember 1872 eine 
Mitgliedschaft der Internationalen Gewerksgenossenschaft der Maurer und Zim-
merer 3 8 9, die Metallarbeiter im Februar 1873 eine Mitgliedschaft der Internatio-
3 7 5 Vgl. Gehrig an StM, 7. 6.1869, Protokoll Gehrig beim StM, 16. 7. 1869, StR ZR 
3281; dazu StM an RegOR, 7.7.1869, 16.7.1869, StR ZR 3169; RegOR an StMInn, 
20. 7.1869, HStAM MInn 46 098. 
3 7 6 StM an Gehrig, 25.6. 1869, StR ZR 3281; Satzung vollständig in StR ZR 3169. 
3 7 7 Vgl. VBStM 1872, S. 22, 
3 7 8 Vgl. RTB Nr. 143, 25.5.1871, Nr. 148, 31.5.1871; Volksstaat Nr. 5, 17.1.1872, 
Nr. 18, 2.3.1872. 
3 7 9 Vgl. März an StM, 25.11.1871, StR ZR 3437. 
380 v g l . Volksstaat Nr. 5, 17.1.1872. 
3 8 1 Vgl. Volksstaat Nr. 24, 23.3.1872; Jung an StM, 24.3.1872, StR ZR 3316. 
3 8 2 Vgl. Volksstaat Nr. 18, 2.3. 1872. 
3 8 3 Iblager an StM, 28.4.1872, StR ZR 3328. 
3 8 4 Vogler (u. a.) an StM, 13. 5. 1872, StR ZR 3410. 
3 8 5 Vgl. Stahl an StM, 20. 6.1872. 
3 8 6 Vgl. VBStM 1872, S. 21; Vereinszweck war nach den Statuten des Fachvereins der 
Kleidermacher vom 20.11.1871, § 1 : „1.) Wahrung und Förderung der materiellen 
Interessen der Fachgenossen; 2.) Veranstaltung geselliger Unterhaltungen." StR ZR 3437. 
3 8 7 Protokoll März beim StM, 23.3.1872, StR ZR 3437. 
3 8 8 Vgl. Iblager an StM, 27. 11. 1872, StR ZR 3328. 
3 8 9 Vgl. Zeiß an StM, 12.12.1872, StR ZR 3410. 
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nalen Gewerkschaft der Metallarbeiter 3 9 0 . Ebenso traten ab 1872/73 Mitglied-
schaften der Internationalen Gewerkschaft der Schuhmacher391 und der Inter-
nationalen Gewerkschaft der Tischler und Holzarbeiter hier auf, außerdem eine 
Filiale des Hutmacher-Zentralvereins 3 9 2 . Lediglich der Fachverein der Hafner 
behielt seine Form bei, für diesen Berufszweig existierte kein Zentral verein. Für 
den Aktivismus innerhalb der Gewerkschaftsbewegung Regensburg in dieser Phase 
aber ist es bezeichnend, daß eben vom Regensburger Hafnerverein im „Volks-
staat" ein Aufruf zur Gründung einer Zentralgewerkschaft der Töpfer (Hafner) 
Deutschlands erlassen wurde 3 9 3 ; er führte allerdings zu keinem greifbaren Ergeb-
nis 3 9 4 . Sehr rührig war auch die Regensburger Schneider-Mitgliedschaft. 1872/73 
hatte die Kontrollkommission des Allgemeinen Deutschen Schneidervereins in 
Regensburg ihren Sitz, während zum Vorort Chemnitz bestimmt war 3 9 5 . Mehr-
fach meldeten sich auch die Regensburger Schneider im „Volksstaat" zu Wort, 
riefen ihre Kollegen zum Eintritt in die Gewerkschaft auf und unterbreiteten 
Verbesserungsvorschläge zur Organisation des Allgemeinen Deutschen Schneider-
vereins 3 9 0 . 
Im Frühjahr/Sommer 1872 zählten die Regensburger Sozialistischen Gewerk-
schaften bereits etwa 550 Mitglieder, sie waren mit dem Schneider Carl Friedrich 
Rick als Delegiertem auch auf dem Gewerkschaftskongreß der Eisenacher im Juli 
1872 in Erfurt vertreten 3 9 7 . Das rasche Wachstum der Regensburger Gewerk-
schaften erwies sich jedoch als Strohfeuer. Bis Anfang 1873 schrumpfte die Mit-
gliederzahl bereits wieder auf die Hälfte, und der einsetzende Wirtschaftsab-
schwung führte im Jahr 1874/75 sogar zu einer Auflösung der meisten hiesigen 
Mitgliedschaften der Internationalen Gewerkschaften 3 9 8 . Nur die Ortsmitglied-
schaften der Schuhmacher sowie der Tischler und Holzarbeiter hielten sich über 
Wasser und entwickelten zum Teil noch eine recht lebhafte Tätigkeit. Auf allge-
meinen Schuhmacherversammlungen sprach im März und April 1877 jeweils der 
Schuhmacher Johann Geier aus Nürnberg über die Lohnfrage 3 9 9 , im Juli 1878 
nochmals Jakob Endres aus Augsburg über das Schuhmachergewerbe und die 
Großproduktion 4 0 0 . Angesichts der laufenden Reichstags Verhandlungen über das 
Sozialistengesetz zeigten die Schuhmachermitgliedschaft (zuletzt 74 Mitglieder) am 
9. Oktober 1878 und die Tischler- und Holzarbeitermitgliedschaft (zuletzt 84 Mit-
glieder) 4 0 1 am 13. Oktober 1878 ihre Auflösung an 4 0 2 . Die beim Stadtmagistrat 
3 9 0 Vgl. Malgersdorfer an StM, 16.2. 1893, StR ZR 3412. 
•™ Vgl. Volksstaat Nr. 24, 22. 3. 1873, Nr. 39, 14. 5. 1873, Nr. 52, 28. 6. 1873. 
3 9 2 Vgl. VBStM 1872, S. 22. 
3 9 3 Vgl. Volksstaat Nr. 82, 12.10. 1872 (Unterzeichner des Aufrufs Michael Jung). 
3 9 4 In den Akten des Stadtmagistrats Regensburg wurde der Fachverein der Hafner 
weiterhin als Fachverein geführt, es erfolgte keine Anmeldung als Mitgliedschaft einer 
Zentralgewerkschaft. Vgl. StR ZR 3316. 
3 9 5 Vgl. Volksstaat Nr. 92, 16.11.1872, Nr. 39, 14.5.1873; Protokoll Endner beim 
StM, 29.4.1873, StR ZR 3437. 
396 vgl . Volksstaat Nr. 92, 16.11.1872, Nr. 90, 5. 8.1874. 
3 9 7 Vgl. Volksstaat Nr. 8, 25. 1.1873; Protokoll Rick beim StM, 5.7. 1872, StR ZR 
1737. 
3 9 8 Vgl. VBStM 1876, S. 34 f. 
3 9 9 Vgl. PUB Kleiner an StM, 19. 3.1877,1. 5.1877, StR ZR 1737. 
400 vgl . WBR 8. 7.1878, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 202. 
4 0 1 Vgl. StM an RegOR, 3.9.1878, StR ZR 1737. 
4 0 8 Vgl. StM an RegOR, 12.11.1878, StR ZR 1737, auch StAA Reg. Kdl Nr. 13 680. 
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nicht gemeldete Ortsmitgliedschaft des Deutschen Buchdruckerverbandes, deren 
Existenz den Behörden wegen des gleichzeitigen Bestehens der Typographia ent-
ging, bestand auch während des Sozialistengesetzes fort 4 0 3 . 
Die Fachvereine, wie auch die Mitgliedschaften der Internationalen Gewerk-
schaften unterhielten von Anfang an 4 0 4 engen Kontakt zum Sozialdemokrati-
schen Arbeiterverein Regensburg bzw. dessen Nachfolgeorganisationen. Zudem 
war der Zusammenhang gewahrt durch einige Doppelmitgliedschaften und per-
sonelle Verflechtungen in den Führungsfunktionen. So war Wilhelm Hock zu-
gleich Kassier des Arbeitervereins und Vertrauensinann der Internationalen Ge-
werkschaft der Tischler und Holzarbeiter 4 0 5 , Carl Friedrich Rick Schriftführer 
des Arbeitervereins und Bevollmächtigter der Mitgliedschaft des Allgemeinen 
Deutschen Schneidervereins 4 0 8 , Michael Jung; Vorsitzender des Arbeitervereins 
und Vorstand des Hafner-Fachvereins 4 0 7 , Josef Iblager Mitglied des Wahlkomi-
tees 1873/74, des Lokalagitationskomitees 1874 und Bevollmächtigter der Mit-
gliedschaft der Internationalen Gewerkschaft der Maler, Vergolder und Lackie-
rer 4 0 8 , Johann Seidenbeck Kassier des Arbeitervereins und Ausschußmitglied des 
Fachvereins der Maurer, später Kassier der Mitgliedschaft der Internationalen 
Gewerkschaft der Maurer und Zimmerer 4 0 9 , Josef Malgersdorfer Kassier des 
sozialdemokratischen Reichstagswahlkomitees 1873/74 und Bevollmächtigter der 
Mitgliedschaft der Internationalen Gewerkschaft der Metallarbeiter410, Johann 
Moser Kassier der gleichen Gewerkschaft und Vorsitzender des Arbeitervereins4U, 
Ignaz Sommer Mitglied des Lokalagitationskomitees 1874 und Vertrauensmann 
der Internationalen Gewerkschaft der Schuhmacher412. Die führenden Köpfe, wie 
Rick, betrachteten die Gewerkschaften und Partei stets als eine Einheit 4 1 3 , d. h. 
letztendlich wurden von ihnen die Gewerkschaften den Parteizielen unterge-
ordnet. 
b) Der Gewerkschaftsverein Regensburg (1899—1914) 
Im Jahr 1899 wurde in Regensburg ein Gewerkschaftsverein als Dachorgani-
sation der bis dahin bestehenden 15 Ortsvereine bzw. Zahlstellen der sogenannten 
„Freien", d.h. der der Sozialdemokratischen Partei nahestehenden Gewerkschaf-
den gegründet 4 1 4 . Nach der vollständigen Zerschlagung der sozialistischen Ge-
4 0 3 Vgl. Industriegewerkschaft Druck und Papier, 90 Jahre S. 32 ff. 
404 Vgl. Volksstaat Nr. 5, 17.1.1872. 
4 0 5 Vgl. Huber an StM, 26. 2. 1872, StR ZR 1737: Volksstaat Nr. 63, 7. 8. 1872. 
4 « 8 Vgl. Jung an StM, 27. 10. 1872, StR ZR 1737, Protokoll Rick beim StM, 24. 5. 1872, 
StR ZR 3437. 
4 0 7 Vgl. Jung an StM, 27. 10. 1872, StR ZR 1737; Protokoll Jung beim StM, 24.3. 
1872, StR ZR 3316. 
4 0 8 Vgl. Moser an StM, 11. 12.1873, PUB Kraus an StM, 19.4.1874, StR ZR 1737; 
Iblager an StM, 27.11.1872, StR ZR 3328. 
4 0 9 Vgl. Jung an StM, 27. 10.1872, StR ZR 1737; Vogler (u. a.) an StM, 13. 5.1872, 
Protokoll Zeiß beim StM, 12.12.1872, StR 3410. 
4 1 0 Vgl. Schmalzl an StM, 11.12.1873, StR ZR 1737; Malgersdorfer an StM, 16.2. 
1873, StR ZR 3412. 
4 1 1 Vgl. Huber (u.a.) an StM, 4.5.1873, StR ZR 3412; Moser an StM, 11.5.1873, 
StR ZR 1737. 
4 1 2 Vgl. PUB Kraus an StM, 19.4. 1874, StR ZR 1737; Volksstaat Nr. 54, 10. 5.1874. 
4 1 3 Vgl. Volksstaat Nr. 8, 25. 1. 1873. 
4 1 4 Vgl. Hand- und Nachschlagebuch S. 155; RTB Nr. 3, 4. 1. 1900. 
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werkschaften 1878 waren einzelne örtliche Fachvereine als Unterstützungsvereine 
bereits in den achtziger Jahren wieder ins Leben getreten, so beispielsweise ein 
Fachverein der Steinmetzgehilfen 1884 4 1 5 und ein Fachverein der Tischler 1889 4 1 8 . 
Geradezu stürmisch erfolgte dann nach Nicht Verlängerung des Sozialistengesetzes 
in den neunziger Jahren die Gründung weiterer Ortsfilialen von Gewerkschaften, 
meist unter Assistenz auswärtiger Vertreter gewerkschaftlicher Zentralverbände. 
So organisierten sich die Bildhauer 4 1 7, Metallarbeiter4 1 8, Schneider4 1 9, Bauhand-
werker 4 2 ° , Holzarbeiter 4 2 1, Nahrungsmittel-Industriearbeiter 4 2 2 , Schuhmacher 4 2 3 , 
Hafner 4 2 4 und Brauer 4 2 5 . 
Der Mitgliederzuwachs des Gewerkschaftsvereins bzw. Gewerkschaftskartells 
Regensburg verlief bis 1905 relativ langsam, ab 1907/08 dann deutlich beschleu-
nigt. Bei den folgenden Zahlenangaben ist zu berücksichtigen, daß dem Gewerk-
schaftskartell auch auswärtige Mitgliedschaften angeschlossen waren und sich sein 
Verbreitungsgebiet bis Schwandorf, Burglengenfeld, Kelheim und Straubing er-
streckte426. Mitte 1904 gehörten ihm 22 Berufsorganisationen mit circa 1000 Mit-
gliedern 4 2 7, Mitte 1905 25 Berufsorganisationen mit circa 1500 Mitgliedern an 4 2 8 . 
Vom Jahre 1907 zum Jahre 1908 stieg die Mitgliederzahl dann von 2451 auf 
4054, die Zahl der Berufsorganisationen von 31 auf 32 4 2 9 . Ende 1909 wurden 
schließlich knapp 6000 Mitglieder erreicht 4 3 0 , die in den 34 folgenden Gewerk-
schaftsorganisationen erfaßt waren: 
1) Verband der Bäcker, Zahlstelle Regensburg; 2) Barbiere und Friseure, Orts-
verein Regensburg; 3) Verband der Bildhauer, Regensburg; 4) Verband der Bött-
cher, Zahlstelle Regensburg; 5) Zentralverband deutscher Brauereiarbeiter, Zahl-
stelle Regensburg; 6) Deutscher Buchbinderverband, Zahlstelle Regensburg; 
7) Verband der Deutschen Buchdrucker, Ortsverein Regensburg; 8) Buchdruckerei-
Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen, Zahlstelle Regensburg; 9) Deutscher Dachdecker-
verband, Filiale Regensburg; 10) Süddeutscher Eisenbahnerverband, Ortsgruppe 
Regensburg; 11) Verband der Erd- und Bauarbeiter, Filiale Regensburg; 12) Fa-
brikarbeiter-Verband, Filiale Regensburg; 13) Allgemeiner Deutscher Gärtner-
verband, Zahlstelle Regensburg; 14) Verband deutscher Gastwirtsgehilfen, Zweig-
verein Regensburg; 15) Zentralverband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, Orts-
gruppe Regensburg; 16) Deutscher Holzarbeiter-Verband, Zahlstelle Regens-
4 1 5 Vgl. Kölbl an StM, 20. 7.1884, StR ZR 3355. 
4 1 6 Vgl. Derwart an StM, 15.9.1889, StR ZR 3364; allgemein zum Wiederaufbau der 
gewerkschaftlichen Organisationen vgl. H.Wachenheim S.221—227; G.A.Ritter, K.Ten-
felde S. 77—84. 
4 1 7 Vgl. Grau an StM, 13. 5.1891, StRZR 6685. 
4 1 8 Vgl. Lersch an StM, 2.9.1891, StRZR 6685. 
4 1 9 Vgl. Höhne an StM, 20. 8.1891, Wessner an StM, 24.11.1891, StR ZR 6685. 
4 2 0 Vgl. Obermayr an StM, 25.1.1892, StR ZR 6685. 
4 2 1 Vgl. Herrmann an StM, 15.9.1893, Asen an StM, 16. 3. 1894, StR 6685. 
4 2 2 Vgl. Kolter an StM, 29.5.1894, StR ZR 6685. 
4 2 3 Vgl. Haselbauer an StM, 1. 6.1894, StR ZR 6685. 
4 2 4 Vgl. Ketterer an StM, 22. 6. 1894, StR ZR 6685. 
4 2 5 Vgl. Fischer an StM, 27. 5.1896, StR ZR 3173. 
4 2 6 MP Nr. 32, 8.2.1907; RA Nr. 159, 1. 4.1910. 
4 2 7 Vgl. RTB Nr. 184, 10. 7.1904. 
4 2 8 Vgl. MP Nr. 152, 9./10. 7.1905. 
4 2 9 Vgl. MP Nr. 32, 8.2.1907, Nr. 24, 30.1.1908; FT Nr. 22, 27. 1. 1908. 
4 3 0 Vgl. RV Nr. 6/7, 13.2.1909; NDP Nr. 48, 27. 2.1910. 
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bürg; 17) Verband der Kupferschmiede, Filiale Regensburg; 18) Verband der 
Maler, Anstreicher und verw. Berufsgenossen, Zahlstelle Regensburg; 19) Maschi-
nisten und Heizer, Verwaltung Regensburg; 20) Verband der Maurer Deutsch-
lands, Zahlstelle Regensburg; 21) Deutscher Metallarbeiter-Verband, Geschäfts-
stelle Regensburg; 22) Verband der Pflasterer und Steinsetzer; 23) Porzellan-
arbeiter Regensburg und Umgebung; 24) Verband der Sattler Regensburg; 25) 
Zentral verband der Schmiede Deutschlands, Zahlstelle Regensburg; 26) Deutscher 
Schneider-Verband, Zahlstelle Regensburg; 27) Deutscher Schuhmacher-Verband, 
Zahlstelle Regensburg; 28) Verband der Steinmetze, Filiale Regensburg; 29) Ver-
band der Stukkateure; 30) Verband der Tapezierer, Zahlstelle Regensburg; 
31) Textilarbeiter und Arbeiterinnen, Ortsgruppe Regensburg; 32) Verband der 
Töpfer, Filiale Regensburg; 33) Zentralverband der Transport- und Verkehrs-
Arbeiter Regensburg; 34) Zentral-Verband der Zimmerer Deutschlands, Orts-
gruppe Regensburg4 3 1. Im Jahre 1910/11 mußten die Freien Gewerkschaften 
allerdings, u. a. aufgrund einer großen Bauarbeiteraussperrung, Verluste hinneh-
men, die Zahl sank auf circa 5000 4 3 2 . Nach Ansicht des Regensburger Anzeigers 
war die Zahl der christlich organisierten Arbeiter (Christliche Gewerkschaften, 
Katholische Arbeitervereine, Gesellenvereine) 1911 mit circa 4000 Mitgliedern in 
der Stadt Regensburg mindestens ebenso hoch, wenn nicht höher, wie die Zahl der 
sozialistisch organisierten Arbeiter 4 3 3 . 
Vorstand des Gewerkschaftsvereins Regensburg war von 1899—1905 der 
Schneider Peter Schmalzbauer434, 1905—1914 folgte ihm der Schneider Michael 
Burgau 4 3 5 . Seit 1907/08 hatten vier Verbandsgruppen Regensburger Gewerk-
schaften jeweils eine hauptamtliche Kraft angestellt, der Deutsche Metallarbeiter-
verband Johann Brandl, der Fabrik- und Hilfsarbeiterverband Johann Baptist 
Hagen, die Brauer Oswald Schrembs und die Erd- und Bauhilfsarbeiter Johann 
Rudolf 4 3 6 . Ein eigenes Arbeitersekretariat der Freien Gewerkschaften bestand bis 
1914 in Regensburg nicht, lediglich eine vom Gewerkschaftsverein seit 1910 pro-
visorisch geführte Rechtsauskunftsstelle 4 3 7 . Als Aufgabe hatte sich der Gewerk-
schaftsverein die Unterstützung und die Verbreitung der Gewerkschaften und die 
Aufklärung der Arbeiter über die Sozialversicherungsgesetzgebung gestellt 4 3 8 . Bei 
Streiks, die von Einzelgewerkschaften ausgerufen wurden, griff er zugunsten der 
Arbeitnehmer ein. Im Verhältnis gegenüber der Sozialdemokratischen Partei 
bewahrte er sich eine relative Unabhängigkeit, auch wenn z. B. vom Sozialdemo-
kratischen Verein 1906 betont wurde, daß politische und gewerkschaftliche Orga-
nisation „gemeinsam Hand in Hand" 4 3 0 zu gehen hätten. Die Freien Gewerk-
schaften waren nach 1890 ja allgemein auf eine gewisse Unabhängigkeit von der 
Sozialdemokratischen Parteiführung bedacht, in der sogenannten Massenstreik-
debatte von 1905/06 mußte die Parteiführung den selbständigen reformistischen 
Kurs der Gewerkschaften, die sich nicht unter ein Parteidiktat beugen wollten, 
4 3 1 Vgl. NDP Nr. 1, 16. 9.1909. 
4 3 2 Vgl. RA Nr. 219, 3.5.1911. 
4 3 3 Vgl. ebd. 
4 3 4 Vgl. Hand- und Nachschlagebuch S. 155; RTB Nr. 184, 10. 7. 1904. 
4 3 5 Vgl. MP Nr. 152, 9./10. 7.1905; NDP Nr. 85, 11.4.1914. 
4 3 6 Vgl. RV Nr. 1, 5.9.1908. 
4 3 7 Vgl. NDP Nr. 157, 9. 7.1910, Nr. 179, 5. 8.1911. 
438 ygi . Hand- und Nachschlagebuch S. 155. 
4 3 9 RTB Nr. 30, 1.2. 1906. 
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anerkennen 4 4 ° . Daß die Mitglieder der Freien Gewerkschaften jedoch auch groß-
teils das Wählerpotential der Sozialdemokratischen Partei stellten, war offen-
sichtlich, denn die Stimmenzahlen der Partei lagen stets bedeutend höher als die 
Parteimitgliederzahlen. 
3. Spezielle Vorfeld-Organisationen der Sozialdemokratie 
Die Positionen der politischen Parteien des 19. Jahrhunderts klafften durch 
die Betonung der weltanschaulichen Unterschiede weit auseinander. Die Emotio-
nalisierung der Politik war nicht zuletzt hierdurch damals viel größer als heute. 
Eine Folge dieser Haltung war auch der Rückzug in eine jeweils eigene Kultur-
und Gesellschaftssphäre. Typischerweise nahmen Geselligkeit und Bildung neben 
der Politik im Veranstaltungsprogramm der Parteivereine des Zentrums und der 
liberalen Partei einen sehr breiten Raum e i n 4 4 1 . Der Mensch als ganzer, nicht nur 
der Verstandesmensch, sollte angesprochen werden. Bei der Sozialdemokratie 
entwickelte sich infolge des ausgeprägten Klassenbewußtseins im Laufe der Zeit 
eine regelrechte Subkultur neben der bürgerlichen Kultur. Einige Erscheinungen 
auf diesem Gebiet sollen im Folgenden kurz skizziert werden: 
Ein Arbeitergesangverein, der Volkschor Regensburg, wurde bereits im Jahre 
1892 gegründet 4 4 2 . Er richtete zu Pfingsten 1906 das 7. Sängerfest des Bayeri-
schen Arbeiter-Sängerbunds in Regensburg aus 4 4 3 . Ein weiterer Verein zur Frei-
zeitgestaltung folgte im Januar 1905 mit dem Arbeiter-Radfahrerverein Regens-
burg. Das liberale Regensburger Tagblatt argwöhnte sogleich, der Zweck dieses 
Vereins liege auch in der Erleichterung der Propaganda und Wahlagitation für 
die Sozialdemokratische Partei 4 4 4 , nicht zu unrecht, wie sich im übrigen heraus-
stellte4 4 5. Auch der Radfahrerverein Regensburg organisierte ein Treffen auf 
Landesebene, den Gautag des Bayerischen Arbeiter-Radfahrerbundes Solidarität 
zu Pfingsten 1908 4 4 6 . Im Juni 1911 wurde dann noch ein eigener Arbeiterturn* 
verein ins Leben gerufen 4 4 7 . Ein Turnvereins-Gauleiter Fischer aus Nürnberg 
lieferte hierbei die entsprechende ideologische Untermauerung: „Der freiorgani-
sierte Arbeiter müsse es meiden, die gesellschaftlichen Reihen der bürgerlichen 
Klasse zu stärken, die sein größter Feind in allen wirtschaftlichen und politischen 
Fragen sei" 4 4 8 . Dem Arbeiterturnverein Regensburg wurde aber trotzdem zwei 
Wochen später die städtische Turnhalle zu Turnstunden überlassen 4 4 9 . 
Arbeiterkultur wurde auch gezielt gepflegt durch Bildungsvorträge, veranstal-
tet durch Gewerkschafts- oder Parteiinitiative. Im Februar 1909 etwa luden der 
Bildungsausschuß des Gewerkschaftsvereins Regensburg und die Sozialdemokra-
4 4 9 Vgl. H. J. Varain S. 11, 31 ff.; H.-J. Steinberg S. 133 f. 
4 4 1 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 250, 340 f., 343 f., 367. 
4 4 2 Vgl. BVBo Nr. 78, 6.4. 1904; NDP Nr. 51, 3.3. 1910, Nr. 157, 10.7. 1912, Nr. 59, 
12.3.1914. 
4 4 3 Vgl. Festschrift, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 3542; MP Nr. 127, 7.6.1906; 
BVBo Nr. 149, 6. 6. 1906. 
4 4 4 Vgl. RTB Nr. 28, 29.1.1905. 
4 4 5 Vgl. NDP Nr. 142, 23. 6.1911, Nr. 6, 10.1.1912. 
4 4 6 Vgl. BVBo Nr. 158, 11. 6. 1908. 
4 4 7 Vgl. NDP Nr. 138, 18./19. 6. 1911. 
4 4 8 NDP Nr. 140, 21.6. 1911. 
4 4 9 Vgl. NDP Nr. 150, 2./3. 7.1911. 
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tische Partei Regensburg zu einem öffentlichen Vortrag Kurt Eisners über „Die 
Entstehung der preußischen Vorrechte" 4 5 0 ein. Eisner ließ sich im März 1913 
erneut mit einem Vortrag über „Die Religion des Sozialismus" 4 5 1 vernehmen. 
Die Bildungsarbeit wurde überregional gefördert durch den Gau Nordbayern, er 
entsandte hin und wieder Vortragsreisende 4 5 2 . Zum Freidenkerverein Regensburg 
verliefen von der Regensburger Sozialdemokratie verschiedene Verbindungs-
linien, etwa über Veranstaltungsauftritte des Regensburger Volkschors 4 5 3 . 
A m 7. August 1910 wurde in Regensburg eine „freie Jugendorganisation" 4 5 4 
gegründet. Nach Ansicht der sozialdemokratischen Neuen Donau-Post sollte die 
proletarische Jugendbewegung es verhindern, daß die Arbeiterjugend den bürger-
lichen Kreisen anvertraut und durch die Netze der bürgerlichen Reaktion einge-
fangen würde; sie sollte erreichen, „daß sich die Arbeiterjugend beizeiten ihrer 
Klassenzugehörigkeit bewußt" 4 5 5 werde, über die Wichtigkeit, die Jugend für 
sich zu gewinnen, waren sich aber auch die anderen Parteien im klaren: Die Zen-
trumspartei hatte im Windthorstbund, die liberale Partei in den Jungliberalen 
ihre Nachwuchsorganisation. Darüber hinaus suchte das Zentrum in Regensburg 
über den Lehrlingsschutzverein St. Emmeram 4 5 6 , die liberale Partei über den 
evangelischen Jünglingsverein 4 5 7 formenden Einfluß auf die arbeitende Jugend 
zu nehmen. 
4. Rückblick: Ungünstige Faktoren für die Sozialdemokratie in Regensburg 
Betrachtet man die Regensburger Sozialdemokratie in der Phase von 1869 bis 
1914, so stellt man eine ziemlich bewegte, wenig konstante Entwicklung fest: 
Einem relativ guten Start nach einer von auswärts bewerkstelligten Gründung 
(73 Mitglieder in der ersten Woche) folgte bis 1874 ein mehrmaliges Auf und Ab 
im Mitgliederstand. Bis 1878 schrumpfte der Stamm echter Parteimitglieder auf 
etwa zwei Dutzend Personen zusammen. Das Sozialistengesetz ließ die förmliche 
Parteiorganisation der Sozialdemokratie verschwinden, konnte aber das Wirken 
einzelner Sozialdemokraten im Untergrund nicht verhindern. Noch während der 
Verbotszeit stieg die Zahl der Parteianhänger merklich an. Die Aufhebung des 
Sozialistengesetzes schien auch in Regensburg den Damm zu brechen: Bei der 
Reichstagswahl 1893 erreichte die Sozialdemokratische Partei 17,5 Prozent der 
Stimmen in der Stadt Regensburg 4 5 8 . Bis 1899 schloß sich jedoch ein starker 
Kräfteverfall an und es dauerte bis 1912, ehe ein annähernd gutes Reichstags-
wahlergebnis wie 1893 erzielt werden konnte. Insgesamt blieb die Bedeutung der 
Sozialdemokratie in Regensburg gering: Sie war weit davon entfernt, ein Land-
4 5 0 RV Nr. 9, 27. 2. 1909. 
4 5 1 NDP Nr. 54, 6.3. 1913. 
4 5 2 Vgl. z. B. RV Nr. 10, 7.11.1908. 
4 5 3 Vgl. RV Nr. 5, 3.10.1908; NDP Nr. 17, 22.1.1910. 
4 5 4 Vgl. NDP Nr. 184, 10. 8.1910. 
455 NDP Nr. 163, 17.7. 1912. 
4 5 6 Der Lehrlingschutzverein St. Emmeram wurde im November 1906 vom Katholi-
schen Männerverein St. Emmeram initiiert. Vgl. RA Nr. 91, 21.2.1906; RM Nr. 58, 
11./12.3.1907; Fürst Thum und Taxis übernahm im März 1907 das Protektorat dieses 
Vereins, dem etwa 150 Lehrlinge angehörten. Vgl. FTTZA HMA Prov. V 67. 
4 5 7 Vgl. RV Nr. 8, 20.2. 1909; NDP Nr. 187, 13.8.1910. Der evangelische Jünglings-
verein wurde 1906 gegründet. Vgl. BVBo Nr. 31, 2./3.2.1906; RNN Nr. 74, 23.3.1911. 
4 5 8 Vgl. Tabelle 7 u. unten S.265. 
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tags- oder Reichstagsmandat zu erringen. Auch in den Gemeindeorganen spielte 
sie nur eine mehr als bescheidene Rolle: Der Einzug in das Gremium der Ge-
meindebevollmächtigten glückte erst 1911 mit einem Mann, 1914 war sie dann 
im gleichen Gremium mit zwei Mann und im Stadtmagistrat mit einem Mann 
vertreten 4 5 9 . Durch ihren auffallenden Aktivismus jedoch zwang sie die beiden 
anderen, mit ihr konkurrierenden Parteien — Zentrum und Liberale — zu ge-
steigerten Anstrengungen zur Gewinnung der Arbeiterschaft und zu organisato-
rischen Veränderungen in Richtung Massenpartei. 
Worin aber lagen die Ursachen der relativen Schwäche der Regensburger Sozial-
demokratie? Ein Grund lag sicherlich in dem nicht sehr befähigten Führungs-
potential der örtlichen Szenerie: Ein Jakob Watter gereichte der Partei eher zum 
Schaden als zum Nutzen, ein Johann Baptist Hagen ersetzte mit seiner bieder-
ernsten Rhetorik eben keinen Karl Grillenberger oder Georg von Vollmar. Mittel-
mäßigkeit bestimmte weithin das Maß der wenig begeisternden Führungsper-
sönlichkeiten, erst der Redakteur der Regensburger Neuen Donau-Post begann 
sich hiervon etwas abzuheben. Darüber hinaus aber bot Regensburgs Wirtschafts-
und Sozialstruktur wohl nicht die optimalen Voraussetzungen für ein schnelles 
Anwachsen der Sozialdemokratie: Die Einwohnerzahl Regensburgs war — im 
Vergleich zu anderen Städten — im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert nur 
relativ langsam gestiegen, mit knapp 53 000 Einwohnern hatte Regensburg 1910 
gerade erst etwas mehr als die Hälfte der Mindesteinwohnerzahl einer Großstadt 
aufzuweisen. Typische Großbetriebe der industriellen Produktion mit mehr als 
1000 Beschäftigten, etwa im Bereich der Schwerindustrie oder metallverarbeiten-
den Industrie, fehlten ganz, ebenso ein ausgesprochenes Industrieproletariat. Die 
Betriebsstruktur Regensburg war weithin von Mittel- und Kleinbetrieben geprägt, 
etliche der arbeiterstärksten Betriebe trugen noch einen ausgesprochenen hand-
werklichen Charakter, etwa die Verlags- und Druckereibetriebe oder die Ost-
bahnzentralwerkstätte. Die mit dem Bau des Luitpoldhafens ab 1906 eingeleitete 
schubweise Industrialisierung mit aufstrebenden Mineralölverarbeitungs- und 
Werftbetrieben wurde durch den Ausbruch des Ersten Weltkrieges schroff abge-
bremst 4 6 0 . 
Tauscher stellte bereits in der Volksversammlung des Sozialdemokratischen 
Vereins Regensburg am 25. Juli 1874 fest — „daß hier die Großproduktion noch 
nicht derart ausgebreitet ist wie anderswo . . . " 4 0 1 . Damals gab es gerade fünf 
Betriebe mit hundert und mehr Beschäftigten in Regensburg, so die Ostbahnzen-
tralwerkstätte (circa 650), die Bleistiftfabrik Rehbach (circa 250—300), die Ver-
lagsdruckereien Pustet (circa 250) und Manz (circa 200) und die Maffeische Brük-
kenbauwerkstätte (circa 100 Beschäftigte) 4 6 2 . Gerade sie aber boten, wie auch 
bereits etliche kleinere Betriebe, durch ein teilweise schon sehr früh eingeführtes, 
freiwilliges System der sozialen Absicherung nicht die idealen Ansatzpunkte für 
die Agitationstätigkeit der Sozialdemokraten. Bei der Bleistiftfabrik Rehbach 
bestand seit dem Jahre 1829 eine Krankenkasse und seit 1850 eine Pensionskasse. 
Der Beitritt zur Krankenkasse war für alle Beschäftigten obligatorisch, zur Pen-
sionskasse hingegen freigestellt. Der Unternehmer leistete zu beiden Kassen jähr-
lich einen ebenso hohen Beitrag wie sämtliche Arbeiter zusammen. Eine Kranken-
4 5 9 Vgl. ebd. 
4 6 0 Vgl. bereits Teil I, VO 119 (1979) S. 213 f. 
4 6 1 Volksstaat Nr. 90, 5. 8.1874. 
4 6 2 Vgl. bereits Teil I, VO 119 (1979) S. 198 ff. 
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unterstützungskasse besaßen die Zuckerfabrik Fikentscher seit 1850, die v. Maf-
feische Werkstätte seit 1853 und die Aktiengesellschaft für Gasbeleuchtung seit 
1857. Die Tabakfabrik der Gebr. Bernard hatte eine 1858 gegründete Kranken-
unterstützungskasse mit einem Anfangskapital von 2500 Gulden ausgestattet, 
zahlte außerdem einen jährlichen Zuschuß von 300 Gulden und gewährte bei 
Arbeits- und Altersinvalidität eine lebenslange Pension. Vom ersten Jahr ihres 
Bestehens an, ab 1859, verfügte auch die Ostbahn-Zentralwerkstätte über eine 
Krankenunterstützungskasse, mit der 1873 auch eine Invaliden- und Sterbekasse 
verbunden wurde. 
Bei anderen Firmen scheint erst das Auftreten der Sozialdemokraten den An-
stoß zur Errichtung eigener Unterstützungskassen gegeben zu haben. So existier-
ten bei den Druckerei- und Verlagsbetrieben Manz und Pustet ab 1871 bzw. 1872 
jeweils sogenannte „Hauskassen", die bei Manz nur für die Krankenunter-
stützung, bei Pustet darüberhinaus für die Invalidenunterstützung aufkamen; zur 
Witwen- und Waisenversorgung versicherte die Firma Pustet zusätzlich jeden 
ihrer verheirateten Arbeiter auf Firmenkosten bei einer Lebensversicherung auf 
die Todesfallsumme von 700 Gulden 4 6 3 . Auch die Gemeinde Regensburg errichtete 
für die Gemeindearbeiter 1874 eine Invalidenkasse 4 8 4 . Die Arbeiter dieser Be-
triebe waren durch patriarchalisch eingestellte, sozial verantwortungsbewußte 
Unternehmer vor Existenzbedrohungen, wie Krankheit oder Invalidität, abge-
sichert. Damit aber übte auf sie das Unterstützungskassenwesen der sozialistischen 
Gewerkschaften, ein erster Anknüpfungspunkt auch zur Heranführung der Ar-
beiter an die Sozialdemokratie, keine entscheidende Anziehungskraft mehr aus. 
Die Arbeiterschaft vieler Regensburger Betriebe wurde von den schlimmsten Aus-
wirkungen eines rücksichtslosen Manchesterliberalismus weitgehend verschont, sie 
erwies sich hierdurch auch für die radikalen Parolen der Sozialdemokratie als 
weniger empfänglich. Durch eine elastische Lohnpolitik beseitigten die Arbeit-
geber zusätzlich einen möglichen Ansatzpunkt der Agitation. Als beispielsweise 
1869 der Vorsitzende des Deutschen Buchdruckerei-Verbands, Richard Härtel aus 
Leipzig, zur Organisierung von Lohnbewegungen in Süddeutschland auch nach 
Regensburg kam, erhöhten die hiesigen Druckereien ihre Löhne, woraufhin sich 
„die ganze Mission des Härtel in ein sehr harmloses Trinkgelage verwandelte" 4 8 5 . 
Zudem stieß die Sozialdemokratische Partei hier auf kein Organisationsva-
kuum, vielmehr waren die Arbeiter großteils schon von anderen Organisationen 
erfaßt. Bereits seit 1849 bemühte sich auf katholisch-konservativer Seite der 
St. Josefs-Arbeiterunterstützungsverein um die Besserung der Lage der Arbeiter, 
1872 wurde eigens zur Abwehr sozialdemokratischer Bestrebungen 4 8 8 als zweiter 
Katholischer Arbeiterverein der St. Joachims-Verein mit einem sehr gut ausge-
bildeten Unterstützungskassensystem ins Leben gerufen. Auf liberaler Seite bot 
der 1867 gegründete Arbeiterfortbildungsverein seit Herbst 1868 ebenfalls eine 
Krankenunterstützungskasse und einen Sparverein, ab 1876 auch eine Invaliden-
kasse an 4 8 7 . Die Abgrenzung gegenüber der Sozialdemokratie wurde Ende 1869 
4 6 3 Vgl. VBStM 1872, S. 22—26; dort auch genauere Angaben über Beiträge der Be-
schäftigten zu den Kassen, Leistungen der Kassen usw. 
4 8 4 Vgl. StM an RegOR, 31.10.1879, StR ZR 1737. 
4 8 5 StM an RegOR, 16.7. 1869, StR ZR 3169. 
466 R M Nr. 286, 15.12.1872. 
4 8 7 Satzungen jeweilsjn StR ZR 6813. 
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durch eine Neufassung der Satzung betont: „Zweck des Arbeiter-Fortbildungs-
Vereins ist: Geistige, sittliche und materielle Hebung der gewerblichen und land-
wirtschaftlichen Arbeiter . . . Die Arbeiter bilden keinen außerhalb der bürger-
lichen Gesellschaft oder gar im Gegensatz zu gewissen Klassen derselben stehen-
den Stand" 4 6 8 . Der Hirsch-Dunckersche Gewerkverein der Maschinenbauer und 
Metallarbeiter in Regensburg wurde Ende 1871 gerade auch deshalb gegründet, 
um ein Eindringen sozialdemokratischer Gewerkschaften in die größeren Betriebe 
der Ostbahnzentralwerkstätte und der Maffeischen Werkstätte zu verhindern; er 
verschwand deshalb 1877 auch wieder, als von dort keine Erfolge mehr zu erwar-
ten waren. Kranken-, Invaliden- und Sterbekassen waren in ihm seit 1874 zu fin-
den 4 6 9 . Zur liberalen Partei neigte auch der 1865 — als Gegenstück zum Katho-
lischen Gesellenverein von 1853 — gegründete Evangelische Handwerkerverein. 
Er zählte 1881 124 ordentliche und 265 außerordentliche Mitglieder, 1902 er-
reichte er mit 284 ordentlichen Mitgliedern sein Maximum. In seinem Vereinshaus 
„Zur Heimat" bot er Handwerksgesellen aller Konfessionen die Möglichkeit 
der Übernachtung (z.B. 1886: 1493 Übernachtungen) 4 7 0 . Ihm war seit 1868 ein 
Krankenunterstützungsverein und seit 1871 ein Sparverein angegliedert471. Ab 
1910 nannte er sich „Evangelischer Handwerker- und Arbeiterverein" 4 7 2 . 
Gegen die vereinigten Anstrengungen all dieser Vereine konnten sich die Sozial-
demokraten schließlich nicht durchsetzen. Die Taktik des Regensburger Stadt-
magistrats, keinesfalls mit Verboten eine zusätzliche Aufmerksamkeit auf die 
zahlenmäßige schwache Gruppierung zu lenken 4 7 3 , sondern ihr unauffällig die 
Wirkungsmöglichkeiten, etwa durch Saalverweigerungen, zu erschweren, erwies 
sich ebenfalls als erfolgreich. Auch kam es hier, anders als etwa 1875 in München, 
zu keinen großen Sozialistenprozessen, die der Partei eine unfreiwillige Publizi-
tät verliehen hätten 4 7 4 ; lediglich der Geschäftsführer der Nähmaschinenverkaufs-
stelle der Firma Schad aus Augsburg, Konrad Brendel, den der Stadtmagistrat 
1878 als einzig geistig wendigen und damit gefährlichen Agitator in Regensburg 
einschätzte, wurde am 6. April 1878 wegen Beleidigung des Landesherrn zu zwei-
einhalb Monaten Gefängnis verurteilt 4 7 5 . Von Unternehmerseite wurden führende 
Sozialdemokraten oder Gewerkschaftsmitglieder vielfach gemaßregelt und bei 
nächster Gelegenheit ausgestellt 4 7 6 . Z u den Reichstagswahlen im Juli 1878 fand 
sich keine der Regensburger Buchdruckereien mehr bereit, für die Sozialdemo-
kraten Wahlaufrufe zu drucken 4 7 7 . Das kleine Häuflein der etwa 30 im Wahl-
komitee organisierten Sozialdemokraten 4 7 8 war zuletzt, kurz vor dem Sozialisten-
gesetz, bereits regelrecht isoliert. 
Dem neuen Elan der Sozialdemokraten nach 1890 standen im Prinzip noch die 
4 0 8 § 1 der Satzungen (Auszug), StR ZR 6813. 
4 6 9 Vgl. Dieterle an StM, 4.1. 1874, StR ZR 3411. 
470 vgl . VBStM 1881, S. 78 f., 1886, S. 124, 1902, S. 135, 1903—1905, S. 283 f. 
4 7 1 Vgl. Meyer an StM, 20. 1. 1871, StR ZR 3450. 
4 7 2 BVBo Nr. 335, 8.12. 1910. 
4 7 3 Magistratsbeschluß vom 18.9. 1874, Aktvermerk Heitzer, StR ZR 1738. 
4 7 4 In den Münchner Sozialistenprozeß war auch der vorher in Regensburg aktive 
Hafner Michael Jung verwickelt. Vgl. Volksstaat Nr. 65, 11. 6.1875, Nr. 68, 18. 6. 1875. 
4 7 5 Vgl. StM an RegOR, 3. 9.1878, StR ZR 1737. 
4 7 6 Vgl. Volksstaat Nr. 11, 7. 2.1872, Nr. 24, 23. 3. 1872. 
4 7 7 Vgl. StM an RegOR, 3. 9.1878, StR ZR 1737. 
478 vgl . Vigilant Kleiner an StM, 6.11.1878, StR ZR 1737. 
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gleichen Schwierigkeiten gegenüber wie in den siebziger Jahren. Die Industriali-
sierung hatte in der alten Bischofs- und Fürstenstadt unter dem wirtschaftspoli-
tisch konservativen, industriefeindlichen Kurs des liberalen Bürgermeisters Sto-
bäus keine nennenswerten Fortschritte gemacht: Stobäus wollte auf diesem Weg 
auch eine Ausbreitung der Sozialdemokratie in Regensburg bewußt verhindern, 
der Stadt die Prägung einer ruhigen Verwaltungs- und Beamtenstadt bewahren 4 7 9 . 
Die Zentrumspartei verfügte zudem in Held und Habbel ab der Jahrhundert-
wende über ganz hervorragende Agitationskräfte, die es verstanden, über die 
Christlichen Gewerkschaften einen Großteil der Arbeiterschaft — der im übrigen 
zu mehr als vier Fünftel katholischen Bevölkerung — an die politische Vertretung 
der Katholiken, das Zentrum, zu binden. Desgleichen bemühte sich die liberale 
Partei ab 1904 vermehrt um die Arbeiter. In diesem Ringen vermochte die Sozial-
demokratie nur in zäher Kleinarbeit Fortschritte zu erzielen. Immerhin erreichte 
sie 1912 im Reichstagswahlkreis Regensburg 17 Prozent der Stimmen und rückte 
damit zur zweitstärksten Partei auf 4 8 0 . 
IV. Gemeinde-, Landtags- und Reichstagswahlen 1869—1914 
Der folgende Abschnitt soll Aufschluß geben über das Stärkeverhältnis der 
Parteien bei Gemeinde-, Landtags- und Reichstags wählen. Die Erringung von 
Mandaten in den Selbstverwaltungsorganen der Gemeinden, den gesetzgebenden 
Körperschaften des Landes und Reiches, war primäres Ziel der Parteien. Die Zahl 
der für eine Partei abgegebenen Stimmen und die erreichten Mandate bilden für 
uns den verläßlichsten Maßstab zur Messung des Erfolges einer Partei, unabhängig 
von dem subjektiven Bild, das sich etwa in den Presseorganen der Parteien oder in 
Behördenberichten wiederspiegelt. Der Zusammenhang von Wahlrecht und Wahl-
erfolgen einer Partei macht es notwendig"; jew"etlr auch lcürz ä ü ^ 
artige Wahlrecht bei Kommunal-, Landtag 
1. Gemeindewahlen 
Unter den Begriff „Gemeindewahlen" fielen in Bayern von 1818 bis 1918 drei 
Arten von Wahlen: Gemeindebevollmächtigten-, Magistratsrats- und Bürgermeister-
wahlen. Die Gemeindewahlen entschieden über die kommunalpolitische Führung 
der Stadt. Geregelt wurden diese Wahlen zuerst durch das Gemeindeedikt vom 
17. Mai 1818 4 8 1 , später durch die neue Gemeindeordnung vom 29. April 1869 4 8 2 . 
Nach dem mißglückten Experiment der Verstaatlichung der Gemeindeverwaltun-
gen und des Gemeinde- und Stiftungsvermögens in der Montgelas-Ära hatten die 
Gemeinden 1818 das Selbstverwaltungsrecht zurückerlangt. Der Staat behielt 
sich allerdings "ein AufsTchfsfecht (Staatscuf atel) und bis 1869 auch ein Bestäti-
gungsrecht über die Gewählten vor 4 8 3 . Dieses der Krone reservierte Bestätigungs-
recht wurde als absolut, an keine Bedingung geknüpft, interpretierte und führte 
4 7 9 Vgl. bereits Teil I, VO 119 (1979) S.213. 
4 8 0 Vgl. Tabelle 7. 
4 8 1 Vgl. bereits Teil I, VO 119 (1979) S. 170. 
4 8 2 Druck: Gesetzblatt 1869, Sp. 865—1006, inkraftgetreten zum 1. Juli 1869. 
4 8 3 Vgl. Gemeindeedikt v. 20. Mai 1818, §§ 53 f., Gesetzblatt 1818, Sp. 121—125. 
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in Regensburg zu wenigstens einer Entscheidung, die von den Gemeindeorganen 
als direkte Beeinträchtigung der gemeindlichen Wahlfreiheit empfunden wurde. 
1844 versagte König Ludwig I. nach dem Ausscheiden eines katholischen Magi-
stratsrats auf Vorschlag des Innenministers Abel dem nächsten Ersatzmann — 
einem Protestanten — die Bestätigung und berief an dessen Stelle den übernäch-
sten Ersatzmann, einen Katholiken 4 8 4 . Gegen diesen Eingriff in die Rangfolge 
der Ersatzmännerliste erhoben Magistrat und Gremium der Gemeindebevoll-
mächtigten der Stadt Regensburg Widerspruch, jedoch vergeblich 4 8 5 . Ebenso er-
folglos blieben Beschwerden der direkt betroffenen Magistrats-Ersatzmänner an 
den Staatsrat 4 8 8 und an die Kammer der Abgeordneten 4 8 7 . 
Derartig weitgehende Eingriffsmöglichkeiten wurden durch die Gemeinde-
ordnung von 1869 beseitigt: Das Bestätigungsrecht beschränkte sich auf Bürger-
meister und rechtskundige Magistratsräte, die Versagungsgründe wurden gesetz-
lich genau geregelt 4 8 8 . Gemeindebevollmächtigte und bürgerliche Magistratsräte 
wurden nun ganz in Eigenverantwortlichkeit der Gemeinden gewählt, ein weite-
res Zugeständnis an das gemeindliche Selbstverwaltungsrecht 4 8 9 . Auch der Kreis 
der Wahlberechtigten wurde 1869 prinzipiell erweitert: Während das Gemeinde-
edikt von 1818 nur steuerveranlagte Haus- und Grundbesitzer sowie Gewerbe-
treibende als Gemeindebürger und Wähler zuließ 4 9 ° , bloß Mieter und de facto 
alle Lohn- und Gehaltsempfänger ohne Haus- und Grundbesitzer damit aus-
schloß — Taglöhner, Handwerksgesellen und Fabrikarbeiter ebenso wie städtische 
Bedienstete und Beamte — konnte das Bürgerrecht (Wahlrecht) laut Gemeinde-
ordnung von 1869 von der Gemeinde an jeden verliehen werden, der die folgen-
den Bedingungen erfüllte: bayerische Staatsangehörigkeit, Volljährigkeit, männ-
liches Geschlecht, Selbständigkeit (eigener Haushalt), Entrichtung direkter Steuer 
4 8 4 Vgl. Antrag Abels an Ludwig L, 6.2.1844, mit Signat Ludwigs I. v. 7.2.1844, 
dazu StMInn an RegOR, 22.2.1844, HStAM MInn 58 757. 
4 8 5 So argumentierte das Staatsministerium des Innern gegenüber Magistrat und Ge-
meindebevollmächtigten der Stadt Regensburg: „Unbegründet ist die Beschwerde dar-
über, daß die Nichtbestätigung des einen Ersatzmannes nicht von Entscheidungsgründen 
begleitet war; denn wo der Monarch von seiner unbeschränkten königlichen Prärogative 
Gebrauch macht, ist es eine Anmaßung, nach den Motiven zu forschen." StMInn an 
RegOR, 19. 5.1844, HStAM MInn 58 757. 
4 8 8 „ . . . es handelt sich darum, ob diese Ergänzung willkürlich vom k. Ministerium 
geschehen könne, oder ob für sie eine bestimmte Ordnung vorgeschrieben und sohin ein-
zuhalten sey . . . ", das Bestätigungsrecht ermächtigte keineswegs „ . . . zu einer die Frei-
heit der Gemeindewahlen zerstörenden Ausübungsweise." Heyder an Staatsrat, 12. 7. 
1844; dazu Gutachten des Staatsrats an Ludwig L, 12. 9.1844, HStAM MInn 58 757. 
4 8 7 Die Beschwerde beginnt, mit Bezug auf einen ähnlichen Vorfall in Kitzingen, 
folgendermaßen: „Freiheit der Wahlen inner der vom Gesetz gezogenen Gränzen ist 
einer der festesten Grundpfeiler der ganzen Gemeinde-Verfassung. Wo jene angetastet 
wird, wird diese in ihrer ganzen Grundlage erschüttert und zur hohlen Form herabge-
würdigt." Fischer und Heyder an die Kammer der Abgeordneten, 1.5.1846, HStAM 
MInn 58 757; die Beschwerde wurde 1846 nicht mehr vom Landtag behandelt, woraufhin 
dieser Fall vom Staatsministerium des Innern als gelöst ad acta gelegt wurde. Vgl. 
Aktennotiz StMInn, 14. 1.1848, HStAM MInn 58 757. 
4 8 8 Vgl. Gemeindeordnung v. 29.4.1869, Art. 78 u. 196, Gesetzblatt 1869, Sp.913f., 
996 f. 
4 8 9 Vgl. a.a.O., Sp. 991—995. 
4 9 0 Vgl. Gemeindeedikt v. 17. 5. 1818, § 11, Gesetzblatt 1818, Sp. 54. 
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und ständiger Aufenthalt in der betreffenden Gemeinde 4 0 1 . Allerdings war es 
den Gemeinden überlassen, die Verleihung des Bürgerrechts von einer Gebühr 
bis zu hundert Gulden abhängig zu machen 4 9 2 . 
Durch Festsetzung einer hohen Bürgerrechtsgebühr schränkten die Gemeinden 
den vom Gesetzgeber zugelassenen größeren Wählerkreis wieder sehr stark ein. 
Regensburg schöpfte lj^869das Gebührenmaximum von hundert Gulden voll aus 4 9 3 . 
Die Absicht dieses BescTSusseT^  Der Zugang zürn Gemeindewahl-
recht sollte durch die finanzielle Hürde möglichst erschwert, der Kreis der Wahl-
berechtigten möglichst klein, möglichst einheitlich gehalten werden. Damit war 
gewährleistet, daß die bisher bestimmenden Kräfte auch weiterhin die Gemeinde-
geschickte lenken konnten 4 9 4 . Ausschlaggebendes Kriterium blieb der Besitz. Die 
Zahl derer, die die hohe Gebühr zu zahlen imstande waren, blieb über-
schaubar: Neben einigen „neureichen" Unternehmern war nur mit einem regeren 
Zuspruch seitens des Bildungsbürgertums und der sogenannten „freien Berufe", 
wie Ärzte, Rechtsanwälte, Schriftsteller, Lehrer usw. zu rechnen, denen früher, 
wenn sie keinen Haus- oder Grundbesitz besaßen, das Gemeindewahlrecht eben-
falls verwehrt war 4 9 5 . Die minderbemittelten Schichten aber wurden bewußt 
durch die für die praktisch unerschwingliche Gebühr ausgeschaltet: Hundert Gul-
den entsprach um 1870 etwa drei bis vier Monatslöhnen durchschnittlich ver-
dienender Uhrmacher- oder Schreinergehilfen; bei ihren Meistern in Kost und 
Logie wohnende Gehilfen erhielten oft sogar nicht einmal mehr als hundert bis 
hundertfünfzig Gulden jährlich auf die Hand 4 9 6 . 
Die Höhe der Bürgerrechtsgebühr war von Anfang an der Kritik ausgesetzt. 
Der erste Antrag auf Gebührenerlaß bzw. -Verminderung ging von liberal-demo-
kratischen Kräften aus und brachte die liberal-konservativen „Parteifreunde" in 
der Regensburger Gemeindeverwaltung in nicht geringe Verlegenheit 4 9 7 . 1883 
stellten 63 Arbeiter ein Gesuch auf Gebührensenkung 4 9 8 . Doch die Gemeinde-
behörden weigerten sich jahrzehntelang beharrlich, einer spürbaren Senkung des 
Betrags zuzustimmen. Nach Einführung der neuen Währung im Deutschen Reich 
betrug die Bürgerrechtsgebühr bis nach der Jahrhundertwende zwischen 85 und 
170 Mark, gestaffelt je nach Steuerhöhe 4 9 9 . Zum Vergleich wiederum: Der orts-
4 9 1 Vgl. Gemeindeordnung v. 29.4.1869, Art. 11, Gesetzblatt 1869, Sp.871; dazu 
Seydel, Piloty, Graßmann Bd. 1, S. 569 f. 
4 9 2 Vgl. Gemeindeordnung v. 29.4. 1869, Art. 20, Gesetzblatt 1869, Sp. 879. Die Ge-
meinden waren zudem aus einer Reihe von Gründen zur Verweigerung des Bürgerrechts 
befugt, so bei Unterstützung eines Bewerbers aus Mitteln der öffentlichen Armenpflege 
innerhalb der letzten beiden Jahre, auch bei Antrag auf eine derartige Unterstützung, 
im Falle der Verurteilung eines Bewerbers wegen krimineller Delikte, der Einleitung 
strafrechtlicher Verfolgung oder des Konkurses und bei schwebendem Entmündigungs-
verfahren Vgl. Ebd., Art. 13, Gesetzblatt 1869, Sp. 872 ff. 
4 9 3 Bekanntmachung des Stadtmagistrats v. 9. 7. 1869, Bürgerrechts-Gebühren betr., 
RW Nr. 28, 13. 7.1869; für Personen, die in Regensburg bereits das Heimatrecht erwor-
ben hatten und im Jahr mit nicht mehr als 4 Gulden veranlagt waren, betrug die Gebühr 
50 Gulden; Ausländer (Nichtbayern) hatten 200 Gulden zu zahlen. 
494 V g L W B R 23. 8.1869, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 199. 
4 9 5 Vgl. RTB Nr. 10, 10.1.1869. 
4 9 8 Vgl. JBHGK 1870, S. 91—94. 
4 9 7 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 327 f. 
4 9 8 Vgl. Anm. 209. 
4 9 9 Bei der Erwerbung des Bürgerrechts war die vorherige Erwerbung des Heimat-
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übliche Tageslohn „gewöhnlicher Tagarbeiter" wurde 1892 amtlicherseits mit 
1,60 Mark angegeben 5 0 0 . Im Jahr 1910 forderten nur zwei Städte in Bayern eine 
noch höhere Bürgerrechtsgebühr als Regensburg, nämlich Memmingen und Lands-
hut 5 0 1 . Erst nach Einzug der Zentrumspartei in das Rathaus wurde 1911 die 
Bürgerrechtsgebühr auf 60 Mark herabgesetzt und bestimmten Gruppen, wie ehe-
maligen Kriegsteilnehmern, Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr und frei-
willigen Sanitätskolonne mit mindestens zehnjähriger Dienstzeit, kostenlos ver-
liehen 5 0 2 . Im Laufe des Ersten Weltkriegs schließlich wurde die Bürgerrechts-
gebühr, um Spannungsherde in der Heimat möglichst zu beseitigen, ganz aufge-
hoben 5 0 3 . Eine Gemeindewahl unter diesen Bedingungen jedoch fand im König-
reich Bayern nicht mehr statt. 
a) Gemeindebevollmächtigten- und Magistratsratswahlen 
Die Gemeindebevollmächtigten stellten die Gemeindevertretung dar. Sie wur-
den von den wahlberechtigten Einwohnern der Stadt, den „Gemeindebürgern", 
ab 1869 direkt und geheim gewählt und wählten ihrerseits den Bürgermeister und 
Stadtmagistrat, die Verwaltungsbehörde der Stadt. Sie hatten ein Mitsprache-
recht gegenüber dem Magistrat in allen Fragen, die das Gemeinde- und Stiftungs-
vermögen betrafen, so auch bezüglich der Höhe der Heimatrechts- und Bürger-
rechtsgebühren 5 0 4. Der Gemeindewahl Ende November 1869 kam insofern eine 
besondere Bedeutung zu, als aufgrund der neuen Gemeindeordnung vom 29. April 
1869 das gesamte Kollegium der Gemeindebevollmächtigten aus 36 Mitgliedern 
neu gewählt werden mußte. Die Stimmung unter der Bevölkerung war durch die 
beiden Landtagswahlkämpfe dieses Jahres noch immer erregt 5 0 5 , in denen die 
zwei großen, in Regensburg präsenten politischen Gruppierungen, Liberale und 
Anhänger der Bayerischen Patrioten-Partei erbittert aufeinandergeprallt waren 5 0 6 . 
Die Sozialdemokratie hatte zwar im Oktober 1869 bereits auch in Regensburg 
Fuß gefaßt 5 0 7 , doch spielte sie bei den Gemeindewahlen bis nach 1900 keine Rolle. 
Sie konnte nicht genügend Mitglieder aufbieten, die sich die hohe Bürgerrechts-
gebühr leisten konnten. Dagegen wetteiferten Liberale und „Ultramontane", wie 
rechts Voraussetzung (lt. Gesetz über Heimat, Verehelichung und Aufenthalt v. 16.4. 
1868, Art. 5, Gesetzblatt 1868, Sp. 360); die Heimatgebühr bewegte sich zwischen 70 
(ab 1897: 40) und 160 Mark und wurde von der Bürgerrechtsgebühr in Abzug gebracht. 
Vgl. Bekanntmachungen des StM. 15.1.1877, 12.10.1881, 15.11.1896, RW Nr. 4, 
23.1. 1877, Nr. 43, 25.10.1881, Nr. 47, 24.11. 1896. 
5 0 0 Vgl. JBHGK 1892, S. 238 f. 
5 0 1 Lt. Bericht des Gemeindebevollmächtigten Letz als Berichterstatter zu den An-
trägen auf Neuordnung der Heimatrechts- und Bürgerrechtsgebühren in Regensburg v. 
31.10.1910; StR ZR 1886; die Bürgerrechtsgebühr für Niedrigstbesteuerte betrug dem-
nach nach Abzug der obligatorischen Heimatrechtsgebühr in München, Nürnberg und 
Würzburg jeweils 25, in Augsburg 30, in Regensburg aber 45, in Memmingen 51 und in 
Landshut 65 Mark. 
5 0 2 Vgl. Bekanntmachung des StM, 19. 1.1911, RW Nr. 9, 18. 2.1911. 
5 0 3 Vgl. Bekanntmachung des StM, 6. 5. 1916, RW Nr. 19, 10. 5. 1916. 
5 0 4 Vgl. Gemeindeordnung v. 29.4.1869, Art. 70, 111—115, Gesetzblatt 1869, Sp. 
909, 932—936. 
5 0 5 Vgl. WBR 29. 11.1869, StAA, Reg. Kdl Nr. 14 199. 
5 0 6 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 231 f., 309 ff. u. unten S. 248 ff. 
5 0 7 Vgl.o.S. 187. 
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die Mitglieder der Katholisch-Konservativen oder Patrioten-Partei auch genannt 
wurden 5 0 8 , Anhängern ihrer Parteirichtung durch finanzielle Unterstützung die 
Erwerbung des Bürgerrechts zu ermöglichen. In den letzten vierzehn Tagen vor 
der Gemeindewahl 1869 flössen von liberaler Seite rund 2500 Gulden, von katho-
lisch-konservativer Seite rund 1300 Gulden für Bürgeraufnahmen in die Ge-
meindekasse509. Die katholisch-konservativen Parteigänger erhielten die Gelder 
allerdings nur als zinsloses, in Raten rückzahlbares Darlehen von den Buchhänd-
lern Karl Pustet und Georg Joseph Manz vorgestreckt510; über die Finanzierungs-
praktiken der Liberalen fehlen Quellen. 
Die Wahlkampfauseinandersetzung spitzte sich letztendlich auf die Alternative: 
Hier Katholisch-Konservative, dort Protestantisch-Liberale zu. In diesem Sinne 
argumentierte ein Rundschreiben, welches „Das Comite katholischer Bürger für 
die hiesigen Gemeindewahlen" 5 1 1 unter dem Datum des 24. November 1869 an 
katholische Mitbürger versandte. Das Hauptargument der Katholiken in den 
vorhergehenden512 wie auch allen nachfolgenden Gemeindewahlkämpfen tauchte 
in diesem Schreiben unmittelbar allerdings nicht auf: Die Forderung nach einer 
der Einwohnerzahl entsprechenden Vertretung der Katholiken in den Gemeinde-
organen. Eine Besetzung des Magistrats und Gremiums der Gemeindebevoll-
mächtigten im Verhältnis von zwei Drittel Katholiken zu einem Drittel Prote-
tanten war Ende der fünfziger / Anfang der sechziger Jahre vorübergehend er-
reicht worden, als sich die protestantisch-liberalen Kräfte nach dem Fehlschlag 
der Revolution von 1848 in der nachfolgenden restaurativen Periode auch in der 
Gemeindepolitik nur mehr sehr zurückhaltend engagierten513. Einen Umschwung 
aber hatten bereits wieder die Gemeindewahlen des Jahres 1866 gebracht, wo 
5 0 8 Vgl. z. B. RTB Nr. 329, 29. 11.1869. 
5 0 9 Vgl. Anm. 505. 
5 1 0 Quittungen mit ausdrücklicher Zweckbindung („ . . . um sich mit diesem Betrage 
die Bürgeraufnahme in hiesiger Stadt zu erwerben ...") und RückZahlungsverpflichtung, 
dazu eine Liste mit 24 Namen und RückZahlungsvermerken im Akt „Karl Pustet", 
Firmenarchiv Pustet. 
5 1 1 RTB Nr. 329, 29.11.1869. Das typische Schreiben lautet in seinem Hauptteil: „Ka-
tholische Mitbürger! Ein wichtiges und folgenschweres Geschäft steht und bevor, — die 
Wahl unserer Gemeindevertretung. Die neue Gesetzgebung hat die Rechte und Obliegen-
heiten derselben wesentlich erweitert, daher es unsere doppelte Pflicht ist, für deren Aus-
übung uns die rechten Männer zu suchen. Diejenigen unserer Mitbürger, welche im reli-
giösen Bekenntnisse und in politischer Anschauung von uns abweichen, sind bereits eifrigst 
bemüht, die Männer ihres Vertrauens zu finden; bleiben auch wir nicht zurück, und 
suchen wir die unsrigen! Wir sind Katholiken und was ein rechter Mann ist, der bemüht 
sich vor Allem, seine religiösen Interessen sicher zu stellen, und das thut in Regensburg 
gar sehr noth. Wir wissen, wie ein Gott entfremdeter oder doch falsch verstandener 
Liberalismus auch in unserer Stadt dasjenige höhnt und beschimpft, was uns Katholiken 
ehrwürdig ist; es ist möglich, daß Männer dieser Art auch in der Gemeindevertretung 
placirt werden; setzen wir solche wahre christlich-katholische Männer in möglichst 
großer Anzahl entgegen! Für das Wohl unserer katholischen Stiftungen, für eine gerechte 
Theilnahme an denselben, für das rechte Gedeihen unserer Schulen, und für tausend 
andere Dinge, die mit unserem katholischen Denken und Fühlen zusammenhängen, ha-
ben wir von einem falschen Liberalismus nichts zu hoffen . . . " 
5 1 2 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 214 ff. 
5 1 3 Vgl. RegOR an StMInn, 14.10.1860, HStAM MInn 58 758; DkK Nr. 40, 30.9. 
1866. 
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unter den sechs neugewählten Magistratsräten und zwölf neuen Gemeindebevoll-
mächtigten jeweils nur mehr zwei Katholiken zu finden waren 5 1 4 . 
Das Regensburger Tagblatt hatte den Eindruck, daß am Wahltag 1869 „die 
Betheiligung eine so zahlreiche war, wie sie früher niemals stattgefunden" 5 1 5 . 
1654 Bürger waren stimmberechtigt, 1501 gaben ihre Stimme ab (= 90,8 Prozent). 
Die Liberalen siegten mit 974 gegenüber 527 Stimmen der Patriotenpartei. Im 
Kollegium der Gemeindebevollmächtigten fielen den Liberalen 30, der Patrioten-
partei 6 Sitze z u 5 1 6 . Das absolute Mehrheitswahlrecht benachteiligte hier die 
unterlegene Partei sehr stark, die Prozentzahl der Stimmen entsprach keineswegs 
der Prozentzahl der Sitze. Obwohl die Katholisch-Konservativen mehr als ein 
Drittel der Stimmen errangen, erhielten sie nur ein Sechstel der Sitze. Heraus-
ragende Repräsentanten der Liberalen waren Großhändler Georg Neuffer, der 
auch zum ersten Vorstand der Gemeindebevollmächtigten gewählt wurde, Blei-
stiftfabrikant Christoph Rehbach, Zuckerfabrikant Johann Fikentscher, Guts-
besitzer Gustav Frhr. v. Thon-Dittmer, Bankier Jakob Haymann, Apotheker 
Adolf Forster, Advokat Aloisius Metz, fürstl. Registrator Johann Baptist Forcht-
hammer; neben ihnen nahmen zwei weitere Fabrikanten, acht Kaufleute, acht 
Handwerksmeister, drei sonstige Selbständige und ein Privatier die Plätze für die 
Liberalen ein. Profiliertester Vertreter der katholisch-konservativen Oppositions-
gruppe im Gemeindekollegium war Buchhändler Georg Josef Manz, um ihn 
scharten sich Stiftskastner Josef Wächter, Kaufmann Paul Georg Wintermayer, 
Bierbrauer Mathias Bolland, Branntweinbrenner Michael Fuchs und Privatier Josef 
Fichtischerer517. In den Magistrat konnten die Katholisch-Konservativen keinen 
Vertreter entsenden518. Das Organ der Regensburger Liberalen, das Regensbur-
ger Tagblatt, triumphierte über die Niederlage der „Schwarzen" 5 1 9 — diese 
Bezeichnung für die Katholisch-Konservativen begegnete hier zum erstenmal: 
Die Bürgerschaft Regensburgs habe bewiesen, „daß sie nichts gemein hat mit dem 
jesuitischen Treiben der sich nunmehr konservativ' nennenden ultramontanen 
Partei" 5 2 0 . Diese rechtfertigende Behauptung zielte vor allem auf die Tatsache, 
daß bei der erst wenige Tage zurückliegenden Landtagswahl für den Wahlkreis 
Regensburg ein Kandidat der Patriotenpartei gewählt worden war und Regens-
burg dadurch in der auswärtigen Presse der Ruf einer konservativen Stadt an-
haftete 5 2 1 . 
Die folgenden Gemeindewahlen fanden im dreijährigen Turnus statt. Neu 
gewählt wurde — bis einschließlich 1908 — jeweils ein Drittel des Kollegiums der 
Gemeindebe vollmäch tigten (12 Mitglieder) und die Hälfte des Magistrats (6 Mit-
glieder). 
Bei den Gemeinde wählen des Jahres 1872 konnten die Liberalen ihre Position 
weiter ausbauen. Die Zahl der Stimmberechtigten hatte sich gegenüber 1869 von 
5 1 4 Vgl. DkK Nr. 40, 30. 9.1866; StMInn an RegOR, 10.10. 1866, HStAM MInn 
58 758. 
5 1 5 RTB Nr. 332, 2.12. 1869. 
5 1 6 Vgl. dazu Tabelle 3. 
5 1 7 Vgl. Verzeichnis der GB, VBStM 1869, S. 61 ff.; Berufsbezeichnungen ergänzt aus 
Adreßbuch 1868, S.46L, 217, 232; 1872, S.XVf. , 31, 35, 44, 66, 68, 71, 73, 95, 100. 
sie vgl. WBR 6. 12. 1869, StAA Reg. Kdl Nr. 14 199, NBV Nr. 343, 14.12.1869. 
5 1 9 RTB Nr. 331, 1.12.1869. 
5 2 0 Ebd. 
5 2 1 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 311 ff. u. unten S. 251 f. 
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1654 auf 1784, d. h. um 7,8 Prozent, erhöht. Nicht im gleichen Maße stieg jedoch 
die Wahlbeteiligung: Zwar gingen 1872 elf Bürger mehr zur Urne als 1869, doch 
bedeutete dies de facto ein Sinken der Wahlbeteiligung von 90,8 auf 84,8 Prozent. 
Die Liberalen erreichten dabei 887 Stimmen (58,7 Prozent) und elf Sitze im Ge-
meindekollegium, die Katholisch-Konservativen 625 Stimmen (41,3 Prozent) und 
nur einen Sitz im Kollegium 5 2 2 . Drei Vorfälle während des Gemeindewahl-
kampfes verdienen es, erwähnt zu werden: Zunächst wurde die Kandidatur des 
Freiherrn von Reichlin-Meldegg, des Hofkavaliers der Erbprinzessin Helene 
von Thum und Taxis 5 2 3 , für das Amt eines Gemeindebevollmächtigten von 
Katholisch-Konservativen selbst abgelehnt. Sie wurde von ihnen ebenso wie von 
den Liberalen, als unschickliche Einflußnahme des Fürstenhauses in die Regens-
burger Gemeindepolitik zurückgewiesen 5 2 4 . Sodann wurde ein Beamter, der 
Mathematiklehrer Johann Baptist Eckl, aus Regensburg versetzt, weil er sich im 
Gemeindewahlkampf zu rührig für die Katholisch-Konservativen gezeigt hatte 5 2 5 . 
Diese Entscheidung staatlicher Behörden, voran des Regierungspräsidiums der 
Oberpfalz und von Regensburg, ließ deutlich deren Nähe zur liberalen Partei 
erkennen. Ferner blieb eine Beschwerde der Katholisch-Konservativen an die 
Regierung der Oberpfalz und von Regensburg über eine offensichtliche Änderung 
der Wahlbezirkseinteilung innerhalb der Stadt erfolglos. Während sich die Wahl-
bezirkseinteilung der Gemeindewahlen 1869 strikt an der vorgegebenen Wohn-
distrikteinteilung orientierte, neun Wahlbezirke entsprechend den Litera A bis K, 
unter Zusammenlegung der Litera I und K gebildet wurden 5 2 6 , wurde 1872 die 
Zahl der Wahldistrikte auf acht reduziert, der Wohnbezirk Litera I geteilt und 
zur Hälfte je zwei verschiedenen Litera zugeschlagen 5 2 7 . Gegen diese, die liberale 
Partei eindeutig bevorzugende „Wahlkreisgeometrie" 5 2 8 protestierten die Ka-
tholisch-Konservativen vergebens, denn formell waren Stadtmagistrat und Ge-
meindebevollmächtigte im Recht: Sie konnten entsprechend den Bestimmungen 
der Gemeindeordnung beliebig über die Wahlbezirkseinteilung beschließen 5 2 9 . 
Die Verbitterung über diese und ähnliche Praktiken der Regensburger Ge-
meindeorgane, etwa bei den Wahlen ausschließlich liberal gesinnte Wahlkommis-
säre aufzustellen 5 3 ° , aber auch das Gefühl der Ohnmacht, die Majorität von mehr 
als 200 liberalen Bürgern in absehbarer Zeit nicht brechen zu können bzw. im 
Wettlauf um „Wahlbürger" 5 8 1 finanziell unterlegen zu sein, veranlaßte die 
Katholisch-Konservativen erstmals 1875 zu einem Boykottaufruf der Gemeinde-
wahlen 5 3 2 . Die Liberalen vermuteten in der angekündigten Wahlenthaltung ein 
5 2 2 Vgl. Tabelle 3. 
5 2 3 Vgl. bereits Teil I, VO 119 (1979), S. 220, Anm. 405. 
5 2 4 Vgl. WBR 25.11.1872, StAA Reg. Kdl Nr. 14 200; RM Nr. 269, 26.11.1872; 
RTB Nr. 320, 19. 11.1872, Nr. 325, 24.11. 1872. 
5 2 5 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 285 f.; RTB Nr. 321, 20. .11 1872. 
5 5 6 Vgl. Bekanntmachung des StM, 19.11.1869, RV Nr. 47, 23.11.1869. 
5 2 7 Vgl. Bekanntmachung des StM, 15. 11.1872, RTB Nr. 320, 19.11.1872. 
5 2 8 RM Nr. 265, 21.11.1872. 
5 2 9 Vgl. Gemeindeordnung v. 29.4.1869, Art. 189, Gesetzblatt 1869, Sp.991; dazu 
RTB Nr. 320, 19.11.1872. 
6 3 0 Vgl. RM Nr. 253, 7.11.1875. 
5 3 1 RTB Nr. 312, 12. 11. 1878. 
5 3 2 Vgl. „Resolution", verabschiedet durch „das patriotische Wahlcomite" „im Namen 
und Auftrage sämmtlicher Obmänner und Vertrauensmänner der acht Wahlbezirke der 
Stadt", NBV Nr. 310, 11. 11. 1875; dazu RTB Nr. 311, 11.11. 1875. 
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Wahlmanöver und forderten ihre Anhänger am Tag vor der Wahl durch rote 
Plakate an allen Straßenecken auf, „Mann für Mann" zur Wahl zu kommen 5 8 3 . 
Sie erreichten 986 Stimmen — die höchste Zahl übrigens im Zeitraum von 1869 
bis 1899 — und alle zwölf Gemeindebevollmächtigten-Sitze 5 3 4 , da die Katholisch-
Konservatischen ihren Wahlboykott wahr machten. 
1878 beteiligte sich die Patriotenpartei zwar wieder an den Gemeindewahlen, 
jedoch nicht mehr mit dem Einsatz aller Kräfte. Die Lage war für sie wenig hoff-
nungsvoll, nachdem sie zu diesem Zeitpunkt nur mehr mit einem Mann im Gre-
mium der Gemeindebevollmächtigten vertreten war 5 3 5 . Bei dieser Sachlage be-
trachteten viele ihrer Anhänger den Gang zur Urne bereits als verlorenen Zeit-
aufwand: 1878 stimmten lediglich noch 448 Bürger für die Patriotenpartei, 
während es 1872 bereits 625 waren! Entsprechend weniger Anstrengungen unter-
nahmen auch die Liberalen, sie verzeichneten einen Rückgang von 986 (1875) auf 
816 Stimmen, doch genügte ihnen dieses Resultat zu einem überzeugenden Sieg. 
Sie errangen damit wieder elf der insgesamt zwölf neu zu vergebenden Sitze des 
Gemeindegremiums. Den Katholisch-Konservativen fiel bei dieser Wahl ein einzi-
ger Sitz zu, der letzte überhaupt für die nächsten drei Jahrzehnte 5 3 6 . 
Nach dieser mehr als entmutigenden Bilanz, 1878 im sechsundreißigköpfigen 
Gremium der Gemeindebevollmächtigten nur zwei, im Magistrat aber keinen 
Vertreter sitzen zu haben, griff in den Reihen der Patriotenpartei Resignation 
um sich: Bis 1899 übte man teils totale — so 1881, 1887, 1890, 1893 5 3 7 — teils 
partielle Wahlenthaltung — so 1884 und 1896 5 3 8 . Lediglich 1884 gestaltete sich 
der Gemeindewahlkampf nochmals etwas lebhafter, als die Katholisch-Konser-
vativen gezielt den Handwerkerstand umwarben und speziell auch dessen Inter-
essen unparteiisch zu vertreten versprachen 5 3 9 . Ansonsten fielen den Liberalen 
seit 1881 bis kurz vor die Jahrhundertwende praktisch unangefochten jeweils alle 
zwölf Sitze der Gemeindebevollmächtigten zu. Auffällig entwickelte sich dabei 
die Zahl der Wahlberechtigten : Die Bürgerzahl sank von 1784 im Jahr 1872 auf 
1372 im Jahr 1896 5 4 ° , obwohl die Einwohnerzahl der Stadt im gleichen Zeit-
raum von etwa 31 000 auf 41 000 anwuchs 5 4 1. Einem Bevölkerungsanstieg von 
rund einem Drittel stand eine Schrumpfung der Bürgerzahl um etwa ein Viertel 
gegenüber! 
Der Gemeindewahlkampf des Jahres 1899 wurde von den Katholisch-Konser-
vativen — inzwischen Zentrumspartei, nicht mehr Patriotenpartei genannt — 
™* R M Nr. 257, 12. 11. 1875; N B V Nr. 310, 11. 11. 1875. 
5 3 4 Vgl. Tabelle 3. 
6 8 5 Es war dies Bierbrauer Mathias Bolland, der 1869 gewählt, 1872 durch Los ausge-
schieden, aber im gleichen Jahr wiedergewählt worden war. Buchhändler Manz trat 
1873 aus Altersgründen freiwillig zurück. Die übrigen, 1869 gewählten, patriotischen 
Gemeindebevollmächtigten schieden 1872 bzw. 1875 durch Los vorzeitig aus. Vgl. VBStM 
1872, S.69L; Bekanntmachung des StM, 5.11.1875, RTB Nr. 306, 6.11.1875; Manz 
an Vorstand der GB, 13.1. 1873, 29.1.1873, Vorstand der GB an Manz, 4. 3.1873, StR 
ZR 3578. 
5 3 6 Vgl. Tabelle 3. 
5 3 7 Vgl. RA Nr. 309, 9. 11.1881; RTB Nr. 324, 24. 11.1887, Nr. 305, 5.11.1890; RM 
Nr. 253, 8. 11.1893. 
5 3 8 Vgl. RM Nr. 269, 22. 11. 1884; RA Nr. 585, 12.11.1896. 
5 3 9 Vgl. RA Nr. 316, 15. 11.1884, Nr. 317, 16.11.1884. 
5 4 0 Vgl. Tabelle 3. 
6 4 1 Vgl. Teil I, VO 119 (1979) S. 222, Tabelle 1. 
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zum erstenmal wieder seit den siebziger Jahren mit voller Energie geführt. Den 
Anstoß hierzu gab der neue Redakteur des Regensburger Morgenblattes, Hein-
rich Held 5 4 2 . Ihm, dem neu Zugewanderten, fiel die Eigentümlichkeit der Regens-
burger kommunalen Verhältnisse ganz besonders ins Auge: Daß in den Regens-
burger städtischen Gremien kein einziger Vertreter der Zentrumspartei saß, daß 
die liberale Partei unter dem bereits mehr als drei Jahrzehnte amtierenden Bür-
germeister Oskar v. Stobäus 5 4 3 allein und unumschränkt das Ruder führte, daß 
zwischen Konfession, Besitz und Partei auffällige Zusammenhänge bestanden. 
Das protestantisch-liberale Bürgertum stellte, weitgehend bedingt noch durch 
historische Ursachen 5 4 4 , den wirtschaftlich überlegenen Teil der Bevölkerung und 
aufgrund der größeren Finanzkraft auch die Mehrzahl der wahlberechtigten 
Bürger. Die hohe, von den Gemeindebehörden festgesetzte Bürgerrechtsgebühr 
bildete hierbei ein wirksames Steuerungsinstrument. In den katholisch-konserva-
tiven Blättern war vom „protestantisch-liberalen Ring" 5 4 5 oder vom „liberalen 
Ring" 5 4 6 die Rede, wenn diese verfestigten Verhältnisse gekennzeichnet werden 
sollten. 
Held stellte den gesamten, äußerst engagiert geführten Wahlkampf überwie-
gend auf das Argument ab, die rund 36 000 Katholiken Regensburgs, die etwa 
80 Prozent der Gesamteinwohnerschaft der Stadt ausmachten seien von der Mit-
bestimmung im Rathaus ausgeschlossen 5 4 7 . Dieser Behauptung stand allerdings 
die Tatsache gegenüber — das liberale Regensburger Tagblatt machte auch sofort 
darauf aufmerksam — , daß zu diesem Zeitpunkt von vier hauptamtlichen Magi-
stratsmitgliedern drei katholisch, eines protestantisch, daß von den zwölf bürger-
lichen Magistratsräten sechs katholisch und ebensoviele protestantisch seien, daß 
ferner im sechsunddreißigköpfigen Gremium der Gemeindebevollmächtigten 
17 Katholiken, ein Israelit und 18 Protestanten sich befänden 5 4 8 . Held hielt dem-
gegenüber daran fest, daß die Katholiken ohne Vertretung auf dem Rathaus 
seien, denn als einzig legitimierte politische Vertretung der Katholiken sei das 
Zentrum zu betrachten, das dort nicht anzutreffen sei 5 4 9 . Die liberalen „Rathaus-
katholiken" 5 5 0 wurden von Held nicht als Repräsentanten des katholischen Be-
völkerungsteils anerkannt. Der Liberalismus sei, das habe der Kulturkampf be-
wiesen, religions- und kirchenfeindlich, ein wahrer Katholik könne kein Liberaler 
sein. Die Tatsache, daß ein Teil der Katholiken auch liberal gesinnt war, igno-
5 4 2 Zur Person Heids vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 275 f. 
5 4 3 Zu Stobäus vgl. bereits Teil II, VO 120. (1980) S. 337 f. 
5 4 4 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 215 f. 
5 4 5 RA Nr. 320, 19. 11.1884. 
6 4 6 RA Nr. 305, 5.11.1893, Nr. 583, 11.11.1896; RM Nr. 187, 19.8.1899. 
5 4 7 Vgl. RM Nr. 250, 2./3. 11.1899; RA Nr. 409, 18.8.1899, Nr. 543, 20.10.1899. 
5 4 8 Vgl. RTB Nr. 296, 28.10.1899. Auch früher begegneten — nach Angaben des 
Regensburger Tagblatts — bereits Katholiken in den Regensburger Gemeindeorganen, 
die in der Regel der liberalen Partei angehörten (Ausnahmen im folgenden eigens gekenn-
zeichnet!): Der Magistrat setzte sich 1869—1884 aus sechs Protestanten und sechs libera-
len Katholiken zusammen. 1893 sogar aus sieben liberalen Katholiken und fünf Pro-
testanten. Im Kollegium der Gemeindebevollmächtigten saßen 1869 13 Katholiken (da-
von sechs katholisch-konservative, sieben liberale), ein Israelit, 22 Protestanten, 1884 
14 Katholiken (davon ein katholisch-konservativer), zwei Israeliten, 20 Protestanten. 
Vgl. RTB Nr. 322, 21.11.1884, Nr. 322, 22.11.1893. 
5 4 9 Vgl. RMNr.249, 1.11. 1899, Nr. 250, 2./3.11.1899. 
550 R M N r 202, 6. 9. 1899. 
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rierte Held beharrlich 5 5 1. Er argumentierte fortgesetzt im Namen der Gesamtheit 
der 36 000 Katholiken Regensburgs, die entsprechend ihres Prozentanteils auch 
ein Recht auf eine Vertretung im Rathaus hätten 5 5 2 . Das Ganze bedeutete sicher 
auch den wahltaktischen Versuch, die Katholiken als ein geschlossenes Wähler-
potential anzusprechen und zu aktivieren. Diese Hervorhebung der konfessionel-
len Komponente erhitzte die Wahlkampfatmosphäre aber aufs äußerste und 
brachte Held von seiten des Regensburger Tagblatts den Vorwurf der Konfes-
sionshetze ein 5 5 3 . Der Front der liberalen Protestanten und Katholiken, die sich 
in einem „Wahlkomitee der liberalen und nichtultramontanen Bürger" 5 5 4 orga-
nisierten, schloß sich während des Wahlkampfs auch das jüdische Bürgertum an, 
was Held zu besonders heftigen Attacken gegen die „protestantisch-jüdisch-libe-
ralen Ansprüche" 5 5 5 reizte. 
Held griff in diesem Wahlkampf aber auch auf jedes sonstige, sich gegen die 
Liberalen bietende Argument zurück: Er brandmarkte soziale Mißstände in 
Regensburg als Ausflüsse liberal-individualistischen Profitdenkens — beispiels-
weise zu niedrige ortsübliche Tagelöhne, die Wohnungsnot der Arbeiter, die Vor-
enthaltung eines Gewerbegerichts 5 5 6 — , warf den Gemeindebehörden Parteien-
und Vetternwirtschaft bei der Vergabe von Bau- und Wirtschaftskonzessionen, 
von Gemeindearbeiten sowie bei der Besetzung von Gemeindebedienstetenstellen 
vor 5 5 7 , lastete der Stadtverwaltung schwerste Versäumnisse hinsichtlich der wirt-
schaftlichen Fortentwicklung der Stadt an 5 5 8 ; eine Industrialisierung Regensburgs 
sei auch aus der Überlegung nicht gefördert worden, den Anteil der protestanti-
schen Bevölkerung nicht durch Zuwanderung aus dem katholischen Umland zu 
verringern 5 5 9 . 
Die erbitterten Auseinandersetzungen zwischen liberaler Partei und Zentrums-
5 5 1 Über den Anteil der Regensburger Katholiken, die die liberale Partei wählten, 
läßt sich Exaktes nicht feststellen. Statistische Aufschlüsselungen der Wählerstimmen hin-
sichtlich Konfessionszugehörigkeit nach Partei liegen für das 19. Jahrhundert nicht vor. 
Geht man jedoch von der Voraussetzung aus, daß der Zahl der Wahlberechtigten bei 
Reichstags- und Landtagswahlen in etwa dasselbe Prozentverhältnis zugrunde lag wie 
der Einwohnerzahl, so kann folgender Vergleich einen ungefähren Anhaltspunkt bilden: 
1898 betrug der Anteil der Katholiken an der Einwohnerschaft Regensburgs etwa 84 Pro-
zent. Bei der Erstwahl der Reichstagswahl 1898 erhielt die Zentrumspartei in der Stadt 
Regensburg knapp 49 Prozent der Stimmen, bei der Landtagswahl 1899 56 Prozent. Die 
Differenz zwischen Prozentsatz der Einwohnerschaft der Katholiken (84 Prozent) und 
dem Stimmenanteil der Zentrumspartei (circa 50 Prozent) darf mit aller Vorsicht wohl 
auch dahingehend gewertet werden, daß ein Teil der Katholiken Regensburgs seine 
Stimme anderen Parteien zuwandte als der Zentrumspartei, dabei vorwiegend der Libe-
ralen Partei, der nächststärksten Partei nach dem Zentrum. Zu den Zahlenangaben vgl. 
Tabelle 5 u. 7. 
6 5 2 Vgl. RA Nr. 543, 29.10.1899; RM Nr. 249, 1.11.1899. 
5 5 3 Vgl. RTB Nr. 297, 29.10.1899, Nr. 301, 2.11.1899, Nr. 303, 4. 11.1899. 
5 5 4 RTB Nr. 305, 6.11. 1899. 
5 5 5 RM Nr. 254, 8.11.1899; dazu RM Nr. 241, 22.10.1899, Nr. 249, 1.11.1899; 
RTB Nr. 297, 29.10. 1899. 
5 5 6 Vgl. RA Nr. 546, 31.10.1899, Nr. 552,4.11.1899, Nr. 555,5. 11.1899 
5 5 7 Vgl. RM Nr. 204, 8.9.1899, Nr. 245, 27.10.1899, Nr. 252, 5.11.1899, Nr. 254, 
8.1.1899; RA Nr. 548, 1. 11.1899. 
5 5 8 Vgl. RM Nr. 204, 8. 9. 1899, Nr. 252, 5.11.1899. 
5 5 9 Vgl. RA Nr. 546, 31.10. 1899; vorher bereits RA Nr. 578, 8. 11.1896. 
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partei in Regensburg lenkten auch die Aufmerksamkeit der überregionalen Presse 
auf sich 5 6 0 , insbesondere auch auf die finanziellen Anstrengungen beider Parteien 
zur Gewinnung neuer Bürger. Die Zentrumspartei versuchte durch die Errichtung 
eines Wahlfonds das Blatt zu wenden 5 6 1 , zum gleichen Mittel jedoch griff auch 
die liberale Partei 5 6 2 . Bedürftige Parteigenossen wurden, wenn sie das Bürger-
recht erwerben wollten, finanziell unterstützt. Im Laufe des Jahres 1899 erwar-
ben 1539 Personen das Bürgerrecht, d.h. die Zahl der Neubürger überflügelte 
innerhalb eines Jahres den Bestand an Altbürgern 5 6 3 . Der Stadtkasse floß die 
Riesensumme von 111 401 Mark an Bürgerrechtsgebühren zu 5 6 4 . Im Wettlauf des 
„Bürgerkaufs" siegte schließlich der „liberale Geldsack" 5 6 5 , die größere finanzielle 
Potenz des liberalen Bürgertums. Der Ausfall der Gemeindewahl war für die 
Zentrumspartei eine herbe Enttäuschung. Sie erhielt 1165 Stimmen, die liberale 
Partei dagegen 1529 Stimmen 5 6 6 . Gradmesser für das erbitterte verbissene Ringen 
beider Parteien um jede Stimme war auch die außerordentlich hohe Wahlbeteili-
gung von 96,3 Prozent, die höchste seit 1869; damals betrug sie 90,8 Prozent 5 6 7 . 
Trotz eines nunmehrigen Stimmenanteils von 43,2 Prozent für die Zentrumspartei 
zog jedoch keiner ihrer Vertreter in die städtischen Gremien ein 5 6 8 . Die Eigen-
tümlichkeit des geltenden absoluten Mehrheitswahlrechts und eine geschickte Wahl-
bezirkseinteilung zum Vorteil der Liberalen durch den Stadtmagistrat verhinder-
ten dies 5 6 9 . Auch eine nachträgliche Wahlanfechtung seitens der Zentrumspartei 
hatte keinen Erfolg 5 7 ° . 
Die übermäßigen Spannungen zwischen den politischen Lagern und Konfes-
sionen in Regensburg veranlaßten sogar Prinzregent Luitpold Mitte 1902 in einem 
Handschreiben an Bürgermeister Stobäus zu dem besorgten Wunsch, dem Gemein-
wesen möge „innerer Friede beschieden sein" 5 7 1 . Solange jedoch die Zentrums-
partei aus dem Rathaus ausgeschlossen blieb, war an eine grundsätzliche Ver-
besserung des politischen Klimas nicht zu denken. Die unnachgiebige Haltung der 
Liberalen verdeutlichte nichts mehr als der von ihnen in Umlauf gesetzte Aus-
spruch: „Das Zentrum hat auf dem Rathause nichts, aber auch rein gar nichts zu 
suchen" S 7 2 . Die Gemeindewahlkämpfe der Jahre 1902 und 1905 wühlten die 
Gemüter ähnlich wie 1899 auf. Als sich aber in diesen beiden Wahljahren die Miß-
«° Vgl. RM Nr. 187, 19. 8.1899, Nr. 209, 15.9. 1899; RA Nr. 539, 27. 10.1899. 
5 0 1 Der Wahlfond sollte durch freiwillige Spenden Abnahme unverzinslicher Schuld-
scheine zu je 50 Mark, die aus der Kasse des Katholischen Kasinos nach Möglichkeit 
zurückbezahlt werden sollten, gespeist werden. Vgl. RM Nr. 187, 19. 8. 1899. 
5 6 2 Auch die Liberale Partei appellierte an die Opferwilligkeit ihrer Mitglieder und 
gab unverzinsliche rückzahlbare Anteilscheine ä 100 Mark heraus. Vgl. RM Nr. 204, 
8.9.1899. 
5 0 3 Zur Gemeindewahl 1896 waren 1372 Bürger registriert. Vgl. Tabelle 3. 
564 V g L VBStM 1899, S. 132, 139. 
5 0 5 RM Nr. 257, 11. 11. 1899. 
5 6 6 Vgl. Tabelle 3. 
5 6 7 Vgl. Tabelle 3. 
5 6 8 Vgl. Tabelle 3. 
5 0 9 Vgl. RM Nr. 257, 11.11. 1899. 
6 7 0 Vgl. Beschwerde Thaller namens Carl Mayer und Genossen an RegOR, 18. 11.1899, 
StR ZR 6808; RegOR an Thaller, o. D., StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 3709. 
5 7 1 RA Nr. 499, 5. 10.1902. 
6 7 2 RA Nr. 487, 29. 9.1908. 
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erfolge der Zentrumspartei trotz Bürgerkaufs 5 7 3 und angestrengtester Agitation 
wiederholten, als auch der Versuch einer Wahlabsprache mit der liberalen Partei 
scheiterte 5 7 4 , zog Held eine Konsequenz, die ihn als kommenden Politiker größe-
ren Formats auswies: Er steuerte zielbewußt die Änderung des Gemeindewahl-
rechts an. Noch bevor er selbst im Landtag saß — er wurde erst im Sommer 1907 
als Abgeordneter des Wahlkreises Burglengenfeld-Schwandorf-Parsberg gewählt 5 7 5 
—, forderte er über das Sprachrohr des Regensburger Morgenblattes und An-
zeigers vom Zentrum eine entsprechende Gesetzesinitiative 5 7 6 . Held blieb nicht 
ohne Widerspruch in der eigenen Partei, vor allem wandte sich der Amberger 
Abgeordnete Franz Xaver Lerno, der damalige zweite Fraktionsvorsitzende des 
Zentrums im Bayerischen Landtag 5 7 7 , gegen seine Vorstellungen. Lerno befürch-
tete ein zu starkes Vordringen der Sozialdemokratie in die städtischen Rathäuser 
bei Einführung des Verhältniswahlrechts. Dagegen forderte Held gleiches Recht 
für alle ohne Unterschied der Partei 5 7 8 . A m 15. August 1908 wurde schließlich im 
Landtag ein neues Gemeindewahlgesetz 5 7 9 mit den Stimmen des Zentrums und 
der Sozialdemokraten verabschiedet 5 8 0 . In Zukunft wurde in Gemeinden über 
4000 Einwohnern nach dem Verhältniswahlrecht gewählt. 
Im Herbst des Jahres 1908 errang die Regensburger Zentrumspartei unter den 
Bedingungen des neuen Gemeindegesetzes auf Anhieb sechs der zwölf neu zu 
vergebenden Gemeindebevollmächtigtensitze (von insgesamt 36). Die Zentrums-
partei schickte ihre renommiertesten Kräfte in das Gemeindekollegium, außer 
Held, Fabrikbesitzer Karl Mayer, den ersten Vorsitzenden des Katholischen 
Kasinos und Landtagsabgeordneten des Wahlkreises Regensburg, Verlagsbuch-
händler Friedrich Pustet (III) und fürstl. Justiz- und Donänenrat Simon Schlegl, 
die beiden Vorsitzenden des Katholischen Männervereins St. Emmeram, Verlags-
buchhändler Josef Habbel sen. und Gutspächter Anton Stadler 5 8 1. Auch in den 
Magistrat konnte das Zentrum einen der sechs neuen bürgerlichen Magistratsräte 
entsenden; als geeignetste Persönlichkeit hierfür wurde der erst seit etwa einem 
Jahr in Regensburg ansässige Dr. Georg Heim erachtet 5 8 2 . Damit war der Bann 
der liberalen Alleinherrschaft im Regensburger Rathaus gebrochen. Die weitere 
Zurückdrängung des liberalen Übergewichts erfolgte Schritt für Schritt, zumal 
573 1902 erwarben 278 Personen das Bürgerrecht, 1905 dann 416; für 1905 lassen sich 
die Neubürger auch nach Parteien aufspalten: Rund 90 wurden von der Zentrumspartei, 
mehr als 300 von der liberalen Partei „gemacht". Vgl. RA Nr. 558, 8.11.1905; Zu-
sammenstellung „Heimatrechts- und Bürgerrechtsverleihungen", StR ZR 1886. 
5 7 4 Die Zentrumspartei versuchte, von den Liberalen ein Drittel der neu zu wählenden 
Gemeindevertreter (vier Gemeindebevollmächtigte, zwei bürgerliche Magistratsräte) zu-
gestanden zu bekommen. Vgl. RA Nr. 540, 28.10.1902; RTB Nr. 292, 30.10.1902. 
5 7 5 Vgl. R. Keßler, S. 95—99. 
5 7 6 Vgl. RM Nr. 255, 9.11.1906; RA Nr. 559, 8.11.1906. 
5 7 7 Vgl. A. Knapp S. 146, 322—325. 
5 7 8 Vgl. RA Nr. 599, 8.11.1906. 
5 7 9 Druck: Gesetzblatt 1908, S. 412 ff.; dazu Verordnung, die Gemeindewahlen betr. 
18. 8.1908 und Bekanntmachung, den Vollzug der Wahlordnung für die gemeindlichen 
Verhältniswahlen betr., 15.8.1908, ebd., S. 433—473. 
5 8 0 Vgl. dazu R. Keßler S. 37—41. 
5 8 1 Vgl. VBStM 1906—1908, S. 58; RA Nr. 570, 12.11. 1908. Zu korrigieren R. Keßler 
S. 42 und K. Schönhoven, Held S. 233, die auch Dr. Heim als Mitglied des Kollegiums 
der Gemeindebevollmächtigten nennen. 
5 8 2 Vgl. RA Nr. 632, 16. 12. 1908; VBStM 1906—1908, S. 17, 56. 
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nun noch als dritte Kraft die Sozialdemokratie bei den Gemeindewahlen auf den 
Plan trat. Sie erreichte 1908 5,6 Prozent der Stimmen — die Liberalen 50,2, das 
Zentrum 44,2 — , aber noch keinen Sitz in den Gemeindeorganen 5 8 3 . Die Zahl der 
Bürger in ihren Reihen war noch zu klein. Unabhängig von der Änderung des 
Wahlrechtsmodus 1908 war nämlich die Erwerbung des Bürgerrechts (bei unver-
ändert hoher Bürgerrechtsgebühr!) weiter Voraussetzung für die Wahlberechti-
gung. Die Sozialdemokratie verbesserte daraufhin ihre Ausgangslage planvoll bis 
zur nächsten Gemeindewahl durch Gründung eines Heimat- und Bürgerrechts-
vereins im März 1909 5 8 4 . Die Senkung der Bürgerrechtsgebühr auf Anstoß 
Dr. Heims durch die Regensburger Gemeindeorgane zu Beginn des Jahres 1911 
kam auch ihr zugute. Von 1908 bis 1911 schnellte die Zahl der wahlberechtigten 
Bürger insgesamt von 2630 auf 4945 empor 5 8 5 . Das war in diesem Zeitraum 
prozentual die höchste Steigerung unter allen bayerischen Städten 5 8 8 . Im Landes-
vergleich wies Regensburg 1911 übrigens, gemessen an der Einwohnerzahl, den 
dritthöchsten Prozentsatz an Wahlberechtigten auf: In Fürth besaßen 14,5 Pro-
zent der Einwohner das Gemeindewahlrecht, in Schwabach 13,5, in Regensburg 
9,4 Prozent; in Nürnberg waren es zur gleichen Zeit 8,4, in München und Augs-
burg 7,0 und in Würzburg 5,8 Prozent 5 8 7 . 
Bei der Gemeindewahl des Jahres 1911 glückte auch der Sozialdemokratie der 
Einzug ins Regensburger Rathaus: Robert Wunderlich, der Redakteur der Neuen 
Donaupost, wurde zum Gemeindebevollmächtigten gewählt 5 8 8 . Die Liberalen 
hatten diesmal erstmals den Verlust der absoluten Mehrheit der Wählerstimmen 
zu beklagen: Sie rutschten gegenüber 1908 von 50,2 auf 47,7 Prozent der Stim-
men ab, während sich das Zentrum von 44,2 auf 44,7, die Sozialdemokratie von 
5,6 auf 7,6 Prozent steigern konnte 5 8 9 . Nach Erweiterung des Kollegiums der 
Gemeindebevollmächtigten von 36 auf 42 und des Magistrats von 12 auf 14 Mit-
glieder infolge der im Jahre 1910 auf über 50 000 angestiegenen Einwohnerzahl 
Regensburgs ergab sich nach der Gemeindewahl 1911 folgende Sitzverteilung: 
27 Liberale, 14 Zentrumsmitglieder, 1 Sozialdemokrat im Gemeindekollegium, 
11 Liberale und 3 Zentrumsmitglieder im bürgerlichen Magistrat 5 9 ° . 
Die Gemeindewahl des Jahres 1914 fiel bereits in die Kriegszeit. Zwar sollte 
nach dem Willen der Regensburger Gemeindebevollmächtigten, des Magistrats 
und des Oberbürgermeisters die Wahl bis nach Beendigung des Krieges verschoben 
werden 5 9 1 , doch ordnete die Staatsregierung — nicht zuletzt auf Drängen Hein-
rich Heids, des Vorsitzenden der Zentrumsfraktion 5 9 2 — die Abhaltung der 
583 vgl . Tabelle 3. 
5 8 4 Vgl.o. S.215. 
6 8 5 Vgl. Tabelle 3. 
5 8 6 Vgl. Zeitschrift 44 (1912) S.484. 
6 8 7 Bedeutend niedriger lag der Prozentsatz der Wahlberechtigten noch 1905: Er be-
trug für Fürth 13,2, für Schwabach 11,4, für Regensburg 5,9, für München 5,8, für 
Nürnberg 5,6, für Augsburg 5,0 und für Würzburg 4,7 Prozent. Vgl. Zeitschrift 44 
(1912) S.484. 
5 8 8 Vgl. NDP Nr. 265, 16.11.1911. 
6 8 9 Vgl. Tabelle 3. 
590 vgl . VBStM 1906—1908, S. 17, 56; teilw. zu korrigieren Zeitschrift 44 (1912) 
S.497 f. 
5 9 1 Vgl. Beschluß der GB, 2.9.1914, Beschluß des StM, 5.11.1914, StR ZR 7638. 
5 9 2 Held äußerte gegenüber Innenminister Frhr. v. Soden die Überzeugung, daß es ein 
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Gemeindewahlen noch für das Jahr 1914 an. Als Sieger ging aus dieser Wahl das 
Zentrum hervor: Es konnte als einzige der drei bisher vertretenen Parteien den 
Prozentanteil der Wählerstimmen des Jahres 1911, nämlich 44,7 Prozent, halten; 
dieser Wert bedeutete gleichzeitig das prozentual beste Resultat des Zentrums in 
der gesamten Wahlperiode von 1869 bis 1914. Dagegen verlief die Tendenz 
bei der liberalen Partei genau umgekehrt: Die 39,9 Prozent der Stimmen stellten 
das schlechteste Ergebnis des genannten Zeitraums dar: Allein von 1905 bis 1914 
mußten die Liberalen einen Rückgang von rund 20 Prozent der Wählerstimmen 
verzeichnen. Nur geringfügig sank der Prozentsatz bei den Sozialdemokraten 
im Vergleich zu 1911, nämlich von 7,6 auf 7,3 Prozent, während sie bei ihrer 
ersten Wahlteilnahme nur 5,6 Prozent erreicht hatten. Die Mittelstandsvereini-
gung, eine erstmals 1914 vertretene Parteigruppierung, scheint ihre 5,1 Prozent 
der Wählerstimmen primär vom bürgerlichen Lager der Liberalen abgezweigt zu 
haben; zur Erringung eines Sitzes in den Gemeindeorganen genügte dieses Resul-
tat allerdings nicht. 
1914, nach jahrzehntelangem Ringen, konnte die Zentrumspartei mit Befriedi-
gung feststellen, daß sie nunmehr gleichstark im Gremium der Gemeindebevoll-
mächtigten vertreten war 5 9 3 . 20 Sitze besaßen die Liberalen, 20 das Zentrum, 
zwei die Sozialdemokraten. Im Magistrat behaupteten die Liberalen mit acht 
Sitzen noch die Mehrheit, ihnen stand aber eine starke Oppositionsgruppe aus 
fünf Zentrumsvertretern und einem Sozialdemokraten gegenüber 5 9 4 . Dem Trend 
der letzten drei Wahlen nach, schien es nur noch einer Wahl zu bedürfen, um auch 
hier das liberale Übergewicht zu brechen. 
b) Bürgermeisterwahlen 
Am 27. April 1868 wurde Oskar Stobäus 5 9 5 vom überwiegend liberalen Gre-
mium der Regensburger Gemeindebevollmächtigten zum Bürgermeister der Stadt 
Regensburg gewählt 5 9 6 . Seine administrativen Fähigkeiten hatte er bereits seit 
1860 als Bürgermeister von Lindau am Bodensee unter Beweis gestellt. Politisch 
hegte Stobäus liberale Anschauungen, seine 35 Jahre Bürgermeistertätigkeit in 
Regensburg prägten der Kommunalpolitik dieser Stadt den Stempel einer „libe-
ralen Ära" 5 9 7 auf. Nach außen hin suchte Stobäus aber dem Bürgermeisteramt 
den Schein der Unparteilichkeit zu wahren: Er übernahm nie eine Vorstandsstelle 
im Liberalen Verein Regensburg, doch schrieb ihm die Regensburger liberale 
Presse selbst eine Führerstellung in Regensburgs liberaler Partei zu 5 9 8 . Das Fak-
Fehler wäre, die Wahlen zu verschieben. Vgl. Frhr. v. Soden an Held, 6. 11. 1914, Held 
an Hertling, 11. 6. 1914, GStAM, Nachlaß Held, Akt 36, Gemeindewahlen 1914. 
5 9 3 Vgl. RA Nr. 622, 8. 12.1914. 
5 9 4 Vgl. Tabelle 3. 
5 9 5 Stobäus, geb. 23.12.1830 in Nördlingen, gest. 22. 5. 1914 in München, Sohn des 
Landrichters Johann Jakob Stobäus; Rechtsstudium 1849—1853 an den Universitäten 
München, Leipzig, Jena und wiederum München, 1853—1855 Rechtspraktikant am 
k. Landgericht Weiden/Opf. 1855 Staatskonkurs, anschließend Assessor wiederum in 
Weiden, ab 1856 rechtskundiger Funktionär, ab 1857 rechtskundiger Magistratsrat, ab 
1860 rechtskundiger Bürgermeister in Lindau. Vgl. Nachlaß Stobäus, StA Lindau, B I 921. 
5 9 6 Stobäus erhielt 35 von 36 Gemeindebevollmächtigtenstimmen. Vgl. RTB Nr. 117, 
28.4.1868; RegOR an StMInn, 9. 5. 1868, HStAM MInn 58 758. 
\j^V^U^Mx, 538, 26. 10.0302-«— 
5 9 8 Vgl. bereits Teil IT, VÖ 120 (1980) S. 337 f. 
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tum der Nominierung zum Landtagskandidaten und die mehrmalige Wahl in die 
Abgeordnetenkammer unterstreichen diese Feststellung nur. Im Landtag (1875— 
1881 und 1887—99) schloß sich Stobäus den Nationalliberalen an. Innerhalb der 
liberalen Partei Regensburgs setzte der liberal-konservative Stobäus sein Gewicht 
ein, um mäßigend auf lmte-lifeerale Kräfte zu wirken 5 " . Entscheidende Vorteile 
zog die liberale Partei Regensburgs aus Stobäus' Stellung als Amtsvorstand: Er 
betrieb „Wahlkreisgeometrie" 6 0 0 zu ihren Gunsten und machte das Rathaus zur 
Wahlkampfzentrale der Liberalen, besonders bei Gemeindewahlkämpfen 6 0 1 . 
Unter seiner Ägide sicherte sich das protestantisch-liberale Bürgertum die unum-
schränkte Mehrheit in den Regensburger Gemeindeorganen und suchte sie unter 
Aufbietung aller Kräfte zu bewahren. 
Als im Herbst 1902 die Ruhestandsabsichten des seit 1880 in den persönlichen Adel 
erhobenen Geheimen Hofrats Oskar v. Stobäus 6 0 2 bekannt wurden, forderte die 
Regensburger Zentrumspartei für die überwiegend katholische Stadt Regensburg 
einen katholischen Bürgermeister 6 0 3 . Daß angesichts der ausschließlich liberalen 
Besetzung des Gemeindegremiums wieder ein liberaler Bürgermeister gewählt 
würde, war klar, doch sah das Zentrum in dem gemäßigt-liberalen, katholischen 
Regensburger Rechtsrat Alfons Auer 6 0 4 einen annehmbaren Kompromißkandida-
ten 6 0 5 . Auf liberaler Seite waren längere Zeit Bürgermeister Schützinger von 
Lindau 6 0 6 und Bürgermeister Leistner von StrajLibmg"6^lirrGeNspräch, doch wurde 
am 24. Oktober 1903 aus einer Liste von zwölf Bewerbern auf Empfehlung des 
Altbürgermeisters Stobäus 6 0 8 der Protestant Hermann Geib, Bezirksamtsassessor 
im Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 6 0 9 ge-
wählt: Für Geib stimmten 30, für Auer sechs--Gemeindebevollmächtigte 6 1 0. Die 
Amtszeit des tatkräftigen, energischen Verwaltungsfachmanns Geib, der 1907 
zum Oberbürgermeister ernannt wurde 6 1 1 , endete jedoch mit einem Eklat: Teile 
der Regensburger Liberalen versagten ihm ab 1908 ihre Mitarbeit in den Magi-
stratskommissionen, nachdem sich Geib geweigert hatte, das Rathaus weiterhin 
zur liberalen Schaltzentrale in Wahlkämpfen zu machen 6 1 2, nachdem er die von 
5 9 9 Vgl. Stobäus an Graf Fugger, 29. 8.1895, StA Lindau, B I 921. 
6 0 0 Vgl. o. S. 237 u. unten S. 253. 
6 0 1 Vgl. RA Nr. 525, 19. 10. 1902. 
6 0 2 Das Adelsprädikat „von" führte Stobäus seit Verleihung des Verdienstordens 
der bayerischen Krone am 24.8.1880, zum Geheimen Hofrat wurde er am 23.3. 1898 
ernannt. Vgl. Brevet Ludwig IL für Stobäus, 24.8.1880; Dekret Luitpolds, 23.3. 1898, 
Nachlaß Stobäus, StA Lindau, B I 921. 
6 0 3 Vgl. RA Nr. 548, 1.11. 1902, Nr. 499, 7. 10.1903. 
6 0 4 Auer war rechtskundiger Magistratsrat in Regensburg seit 1887. Vgl. StMInn an 
RegOR, 11.6.1887, HStAM MInn 58 822. 
6 0 5 Vgl. RA Nr. 552, 4.11.1902. 
6 0 6 Vgl. RA Nr. 548, 1.11.1902, Nr. 503, 9.10.1903. 
6 0 7 Vgl. RA Nr. 494, 4.10.1903, Nr. 497, 6.10.1903. 
6 0 8 Vgl. RA Nr. 164, 4.4.1910. 
6 0 9 Karl Julius Hermann Geib, geb. 22.6.1872 in Bergzabern, gest. 1939. Vater 
Oberstaatsanwalt; Rechtsstudium, Staatskonkurs 1899 mit der Note 1, kurzzeitig Be-
zirksamtsassessor in Nürnberg, ab 1902 Assessor im Staatsministerium des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten. Vgl. Qualifikationsliste Geib, 14.2.1907 und 25. 2. 
1910, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 10 683. 
6 1 0 Vgl. RA Nr. 533, 25.10. 1903. 
6 1 1 Vgl. VBStM 1906—1908, S. 10. 
6 1 2 Vgl. RA Nr. 561, 8. 11. 1911; NDP Nr. 81, 8.4. 1910. 
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Stobäus bewußt gebremste Industrialisierung Regensburgs energisch — so mit 
dem Bau des Luitpoldhafens — vorantrieb und dabei den Bürgern — anders als 
Stobäus, der trotz steigender Schulden jede Umlagenerhöhung vermied — eine 
) höhere Besteuerung zumutete 6 1 3 . Gerade diese „Finanzgebahrung" des „Systems 
Geib" 6 1 4 ließ auf liberaler Seite den Ruf laut werden, „die Stadt vom Tyrannen 
zu befreien" 6 1 5 . In totaler nervlicher Erschöpfung, des ständigen Streits in den 
eigenen Reihen müde, erklärte Geib zum 31. März 1910 seinen Rücktritt 6 1 6 . 
Zum Nachfolger Geibs wurde am 6. April 1910 dann doch noch Alfons A u e r 6 1 7 , 
der 1903 gegenüber Geib zurückgesetzte einheimische Kandidat, gewählt 6 1 8 , nach-
dem er am 19. Dezember 1903 bereits zum 2. bürgerlichen, am 15. Dezember 
1908 zum 2. rechtskundigen Bürgermeister aufgerückt war 6 1 9 . Gerade das „Fehlen 
großzügiger moderner Ideen und sein Fernstehen von sozialpolitischen Fort-
schritten" 6 2 0 ließen Auer nun in den Augen konservativer Regensburger Liberaler 
— so mutmaßte die sozialdemokratische Neue Donau-Post — nach den Erfahrun-
> gen mit Geib als den geeigneten Kandidaten erscheinen. Auer übte sein Amt je-
doch nur ein halbes Jahr aus, am 18. Oktober 1910 raffte ihn ein Nierenleiden 
dahin 6 2 1 . 
Erstaunen erregte das Ergebnis der nächsten Bürgermeisterwahl weit über 
Regensburg hinaus 6 2 2 , als mit dem Münchner Gewerbegerichtsrat Dr. Otto Geß-
ler 0 2 8 nicht nur ein dezidierter Vertreter des bayerischen Jungliberalismus — 
Geßler war erster Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der liberalen Kreisver-
bände Bayerns 6 2 4 — , sondern auch eine sozial stark engagierte Persönlichkeit 
6 1 3 Vgl. BVBo Nr. 108, 22.4.1910. 
6 1 4 RNN Nr. 266, 10.11.1911. 
6 1 5 NDP Nr. 81, 8. 4.1910; RA Nr. 171, 8. 4.1910. 
6 1 6 BVBo Nr. 59, 1. 3.1910; NDP Nr. 50, 2. 3. 1910. 
6 1 7 Alfons Auer, geb. 21.10.1857 in Aholfing, Bezirksamt Straubing, gest. 18.10.1910 
in Ebenhausen bei München; Vater Josef Auer, Schullehrer. Auer absolvierte das Alte 
Gymnasium und Lyzeum in Regensburg, studierte Jura in der Universität München, 
legte den juristischen Staatskonkurs 1885 mit der Note 2 ab, praktizierte an Münchener 
Gerichten und bei der Stadt München ab 1886 bis zu seiner Wahl als rechtskundiger 
Magistratsrat von Regensburg 1887 als Akzessist bei der Regierung der Oberpfalz und 
von Regensburg. Vgl. Qualifikationstabellen Auer, 7. 1.1888, 25.2. 1910, HStAM MInn 
58 822; Auer an RegOR, 9.2.1886, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 2472. 
6 1 8 Für Auer, stimmten 27 der 36 Gemeindebevollmächtigten, fünf Zentrumsvertreter 
enthielten sich als Oppositionsgmppe der Stimme. Vgl. Wahlprotokoll, 6.4.1910, StR 
ZR 7651; BVBo Nr. 84, 8.4. 1910; RA Nr. 170, 7.4.1910. 
6 1 9 Vgl. Aktvermerke, StR ZR 7650; RA Nr. 635, 20.12. 1903, Nr. 632, 16.12.1908. 
6 2 0 NDP Nr. 76,2.4.1910. 
6 2 1 Vgl. BVBo Nr. 286, 20.10.1910; RA Nr. 526, 21.10.1910; VBStM 1910—1911, 
S.2. 
6 2 2 Vgl. Zeitungsausschnitte in HStAM MInn 80 804, so z. B. Münchner Neueste Nach-
richten Nr. 582, 13.12.1910; Donau-Zeitung Nr. 564, 13.12.1910; Baverischer Kurier 
Nr. 4,4.1. 1911. 
6 2 3 Dr. Otto Geßler, geb. 6. 2.1875 in Ludwigsburg (Württemberg), gest. 24. 3.1955 
in Lindenberg (Allgäu), Vater Liberat Geßler, Gutsverwalter des Grafen Quadt. Rechts-
studium in Erlangen, Tübingen, Leipzig, wieder Erlangen, 1902 Staatskonkurs, 1903 
Akzessist im bayerischen Justizministerium, 1904 als 3. Staatsanwalt in Straubing, ab 
1905 als Richter am Gewerbe- und Kaufmannsgericht in München im städtischen Dienst. 
Vgl. K. Sendtner S. 19 ff., NDP Nr. 289, 13.12.1910. 
6 2 4 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 383 f. 
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gewählt wurde. An Geßler hatten sich im August 1909 in München bereits hef-
tigste Auseinandersetzungen zwischen Nationalliberalen und Jungliberalen ent-
zündet, als er zum rechtskundigen Magistratsrat der Landeshauptstadt gewählt 
werden sollte: Ihm wurde von Altliberalen angekreidet, daß er als Gewerbe-
richter zu sehr auf der Seite der Arbeitnehmer stehe. In Arbeitgeberkreisen Mün-
chens war Dr. Geßler deswegen angeblich geradezu verhaßt 8 2 5 . Daß er in Regens-
burg unter zwölf Bewerbern, darunter den Rechtsräten Weinmann aus Augsburg 
und Weigel aus Nürnberg, den Vorzug erhielt 6 2 6 , deutet auf ein zunehmendes 
Erstarken der Linksliberalen in Regensburg hin: Tatsächlich bestimmten sie unter 
ihrem neuen Vorsitzenden, Amtsrichter Theodor Dörfler, seit der Umwandlung 
des Jungliberalen Vereins in den Fortschrittlichen Volksverein Regensburg und 
Umgebung im Mai 1910, immer mehr den Kurs der Liberalen Regensburgs 6 2 7 . 
Für Geßler stimmten bei der Wahl am 12. Dezember 1910 sämtliche 28 anwesen-
den liberalen Gemeindebevollmächtigten, vier Zentrumsvertreter gaben unbe-
schriebene Stimmzettel ab; ein liberaler und zwei Zentrums-Gemeindebevoll-
mächtigte waren abwesendG 2 8. Die Zentrums-Gemeindebevollmächtigten enthiel-
ten sich der Stimme, obwohl Geßler Katholik war; ihnen erschien ein derartig 
politisch exponierter Vertreter einer Partei von vorneherein als eine zu große 
Belastung für eine kommunalpolitisch ersprießliche Zusammenarbeit 6 2 9 . Dagegen 
begrüßte die sozialdemokratische Partei Regensburgs die Wahl Geßlers zum 
Bürgermeister aufgrund des arbeiterfreundlichen Rufs, der ihm aus München 
vorauseilte 6 3 ° . Die sozialpolitischen Hoffnungen, die sie an seine Person knüpfte, 
erfüllten sich allerdings nach dem späteren Urteil der Neuen Donau-Post nicht 6 3 1 . 
Dr. Geßler gelang es nicht, sich zu jenem überparteilichen, sachlichen Standpunkt 
aufzuschwingen, den Geib eingenommen hatte. Nach Ansicht des Regensburger 
Anzeigers glitt die Regensburger Rathauspolitik langsam, aber sicher wieder in 
das „System Stobäus" zurück, die Behandlung aller Angelegenheiten unter Par-
teiengesichtspunkt 6 3 2 . Die größere Aufgabe eines Oberbürgermeisters in Nürnberg 
veranlaßte Geßler bereits im Januar 1914 zum Verlassen Regensburgs. In der 
Weimarer Republik ist der Wiederaufbau der Reichswehr unzertrennlich mit dem 
Namen Geßler als Reichswehrminister verbunden 6 3 3 . 
Zum neuen — und letzten Stadtoberhaupt Regensburgs im Königreich Bayern 
— wurde am 11. Februar 1914 der bisherige Landgerichtsrat im bayerischen 
Innenministerium, Josef Bleyer 6 3 t , von 37 erschienenen Gemeindebevollmächtig-
6 2 5 Vgl. Donau-Zeitung Nr. 546, 13. 12. 1910. 
6 2 6 Vgl. Bewerbungsschreiben, StR ZR 7655; RA Nr. 620, 11.12. 1910. 
6 2 7 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 357 f. 
6 2 8 Vgl. StM an Geßler, 12.12. 1910, StR ZR 7655; RM Nr. 283, 14.12. 1910; BVBo 
Nr. 341, 14.12.1910. 
6 2 9 Vgl. RA Nr. 620, 11. 12. 1910, Nr. 621, 12. 12. 1910. 
630 v g l . NDP Nr. 289, 13. 12.1910, Nr. 290, 14.12. 1910. 
6 3 1 Vgl. NDP Nr. 35, 12.2. 1914. 
6 3 2 Vgl. RA Nr. 49, 28.1.1914. 
6 3 3 Vgl. K. Sendtner S. 65 ff. 
6 3 4 Joseph Bleyer, geb. 5.10. 1878 in Bayreuth, Vater Zollbeamter. Rechtsstudium in 
München, Staatskonkurs 1903 mit der Bestnote 1 unter 181 Kandidaten; 1904 als Hilfs-
arbeiter ins Justizministerium, Ende 1904 bis Mitte 1906 Amtsrichter am Amtsgericht 
München I, anschließend als Hilfsreferent wiederum im Justizministerium, dort 1907 
Ernennung zum 2. Staatsanwalt, 1913 zum Landgerichtsrat. Vgl. RNN Nr. 36, 6. 2.1914, 
Nr. 37,7.2. 1914. 
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ten — darunter auch Zentrumsvertretern — einstimmig gewählt 6 3 5 . Die Wahl 
erfolgte zum ersten Mal im gegenseitigen Einvernehmen aller Parteien. Eine 
Neunerkommission des Gremiums der Gemeindebevollmächtigten, in der Liberale, 
Zentrumsangehörige und Sozialdemokraten vertreten waren, einigte sich bereits 
vor der Wahl auf den Katholiken Bleyer, der sich durch eine hervorragende juri-
stische Qualifikation — Bestnote unter 181 Kandidaten — und bisherige partei-
politische Abstinenz auszeichnete. Der Regensburger Anzeiger charakterisierte ihn 
als „gemäßigt liberal oder als regierungsliberal im Sinne der Regierungsmänner 
vor Hertling" 6 3 6 , die Regensburger Neuesten Nachrichten bezeichneten ihn als 
einen „Herrn von maßvollster liberaler Richtung, der noch nie aktiv in der Poli-
tik hervorgetreten ist" 6 3 7 . Bleyer blieb Regensburger Bürgermeister bis 1920. 
2. Landtagswahlen 
Das bayerische Landtagswahlrecht änderte sich im Zeitraum von 1869 bis 1914 
mehrmals 6 3 8 . Nach dem Landtagswahlgesetz vom 4. Juni 1848 6 3 9 war jeder voll-
jährige (21 Jahre alte), männliche bayerische Staatsbürger, der dem Staat eine 
direkte Steuer entrichtete, wahlberechtigt. Die Wähler mußten einen Verfassungs-
eid ablegen. Gewählt wurde öffentlich und indirekt nach dem absoluten Mehr-
heitswahlrecht. Auf je 500 Einwohner entfiel ein Wahlmann, auf je 31 500 Ein-
wohner ein Abgeordneter. Die Wahlberechtigten wählten zunächst Wahlmänner 
(Mindestalter 25 Jahre), die ihrerseits den bzw. die Abgeordneten wählten. Die 
Einteilung der Wahlbezirke war den Verwaltungsbehörden überlassen. Die Wahl-
gesetznovelle vom 21. März 1881 6 4 0 führte das geheime Wahlverfahren ein und 
bestimmte als Grundlage der künftigen Wahlbezirkseinteilung die Einwohner-
zahlen von 1875. Das Wahlgesetz vom 9. April 1906 6 4 1 führte, parallel zum 
Reichstagswahlrecht, die seit langem von Zentrum und Sozialdemokratie gefor-
derte direkte Wahl der Abgeordneten ein und erhöhte die Altersgrenze für die 
aktive Wahlfähigkeit von 21 auf 25 Jahre. Außerdem genügte die relative statt 
der absoluten Mehrheit, doch mit der Einschränkung, daß der Gewählte minde-
stens ein Drittel der gültigen Stimmen erreichen mußte. Das bayerische Landtags-
wahlrecht war aber, im Gegensatz zum Reichstagswahlrecht, auch nach 1906 noch 
an die Entrichtung einer direkten Steuer gebunden, so daß die Zahl der Landtags-
wähler generell kleiner blieb als die der Reichstagswähler. 
Der Landtagswahlkreis Regensburg umfaßte bei der Wahl vom 12./20. Mai 
1869 nicht nur die Stadt Regensburg, sondern auch die Gemeinden Stadtamhof 
und Steinweg sowie die Landgerichtsbezirke Stadtamhof und Regenstauf. Bei 
einer Einwohnerzahl von 60 285 waren zwei Abgeordnete zu wählen 6 4 2 . Im 
Gegensatz zur Landtagswahl von 1863 hatte das bayerische Staatsministerium 
6 3 5 Vgl. Aktenvermerke, StR ZR 7661; RA Nr. 76, 12.2.1914; RNN Nr. 42, 12.2. 
1914; NDP Nr. 36, 13.2. 1914. 
6 3 6 RA Nr. 66, 6. 2. 1914. 
6 3 7 RNN Nr. 36, 6. 2. 1914. 
6 3 8 Vgl. hierzu D. Albrecht S. 318 ff. 
6 3 9 Druck: Gesetzblatt 1848, Sp. 77—88. 
6 4 0 Druck: Gesetzblatt 1881, S. 103—112. 
6 4 1 Druck: Gesetzblatt 1906, S. 131—162. 
6 4 2 Vgl. Wahlbezirksbeschreibung, StR ZR 141. 
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des Innern den Wahlkreis Regensburg bereits merklich verkleinert 6 4 3 , „um einer 
Majorisierung der Bevölkerung der Stadt Regensburg durch die Landbevölke-
rung möglichst entgegenzuwirken" 6 4 4 . 
Im Landtagswahlkampf des Monats Mai 1869 standen sich in Regensburg zwei 
Parteigruppierungen gegenüber: Die Anhänger der seit 1868 im Bayerischen 
Landtag vertretenen Bayerischen Patriotenpartei und Liberale verschiedener 
Färbung, die sich anläßlich dieses Wahlkampfes unter der Bezeichnung „liberale 
Verfassungspartei" 6 4 5 zusammenfanden. Die Patrioten hatten mit der Gründung 
des Katholischen Kasinos im April 1869 bereits den Schritt zu einer dauerhaften 
Organisationsform vollzogen" 8 4 8 , doch riefen sie zusätzlich für die speziellen 
Wahlkampfaufgaben ein — auf die Dauer des Wahlkampfes befristetes — „baye-
risch-patriotisches Wahlkomite" 6 4 7 ins Leben. Die Liberalen bildeten ein „con--
stitutionelles Wahlcomite" 6 4 8 , in dem die Anhänger der gemäßigten, gouverne-
mentalen „Mittelpartei" das Übergewicht besaßen. Die wenigen Anhänger der 
Fortschrittspartei, so etwa der praktische Arzt Dr. Gerster und der Redakteur des 
Regensburger Tagblatts, Josef Reitmayr, wurden in den Hintergrund gedrängt; 
deren radikalere Ansichten sollten die Siegeschancen der Liberalen in Regensburg 
nicht gefährden 6 4 9 . 
Für die Interessen der Patriotenpartei stritten das. Regensburger Morgenblatt 
(mit dem Regensburger Anzeiger als Beilage) und das Stadtamhofer Neue Baye-
rische Volksblatt, für die ^ Liberalen das;^e^enj&hurger---T-agblatt650. Als beherr-
schende Thematik dieses Wahlkampfes schälte sich, im Anschluß an den Krieg von 
1866, die außenpolitische Fragestellung des Verhältnisses Bayerns zu Preußen 
heraus. Die Blätter der Partiotenpartei plädierten für den unbedingten Fort-
bestand eines souveränen Königreichs Bayern, gegen den Eintritt Bayerns in den 
Norddeutschen Bund, wie er von der Fortschrittspartei in Bayern gefordert 
wurde 6 5 1 . Verhindert werden sollte unter allen Umständen, daß sich Bayern 
einem deutschen Nationalstaat ohne Österreich anschloß, in dem die Katholiken 
gegenüber den Protestanten die Minderheit bildeten 6 5 2 . Für das Neue Bayerische 
Volksblatt ging es bei der anstehenden Landtagswahl schlichtweg um die Alter-
native, „ob wir bayerisch bleiben oder preußisch werden sollen" 6 5 3 . Als zweiter 
Themenkomplex spielte der innenpolitische Kurs der bayerischen Regierung eine 
Rolle. Während die Patriotenpartei die liberale Sozial-, Wirtschafts- und Kultur-
0 4 3 1863 bildete die Stadt Regensburg zusammen mit den Bezirksämtern Regensburg, 
Stadtamhof und Burglengenfeld einen Wahlkreis mit 101 677 Einwohnern, der drei 
Abgeordnete zu wählen hatte. Vgl. Wahlbezirksaufstellung, HStAM MInn 44 376; auch 
StR ZR140. 
6 4 4 Vorschlag für die Bildung der Wahlbezirke im Regierungsbezirke der Oberpfalz 
und von Regensburg für die Landtagswahlen im Jahre 1869, HStAM MInn 44 379. 
6 4 5 RTB Nr. 129, 11.5. 1869; RM Nr. 111, 20. 5.1869. 
« 4 6 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) s. 230 f. 
6 4 7 Vgl. RA Nr. 129,11.5.1869; RM Nr. 111, 20.5.1869. 
6 4 8 Stadtkommissär Frhr. v. Freyberg an v. Hörmann, 8. 5.1869, StR ZR 143. 
6 4 9 Vgl. Stadtkommissär Frhr. v. Freyberg an v. Hörmann, 5.5.1869, StR ZR 143; 
Hinweise auf interne Streitigkeiten der Liberalen auch in RTB Nr. 135, 18.5.1869. 
6 5 0 Zur Verbreitung, Auflagenhöhe, politischer Ausrichtung dieser Zeitungen vgl. 
N. Mayer S. 62 ff., 79 ff. 
6 5 1 Vgl. RM Nr. 96, 30.4.1869, Nr. 103, 9. 5.1869, Nr. 104, 11. 5.1869; NBV Nr. 127, 
10. 5.1869, Nr. 128,11. 5.1869, Nr. 131, 14.5.1869. 
6 5 2 Zum allgemeinen Kontext vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 226 ff. 
653 NBV Nr. 136,20.5.1869. 
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politik (Gresserscher Schulgesetzentwurf!) der letzten Jahre leidenschaftlich ab-
lehnte und den Liberalismus insgesamt als religions- und kirchenfeindlich ein-
stufte 6 5 4, machte sich die „liberale Verfassungspartei" zum Befürworter und 
Verteidiger der bayerischen Regierungsmaßnahmen 6 5 5 . Zur Unterstützung der 
Wahlkampfführung am Ort, übernahmen die Regensburger Zeitungen auch die 
von den Landesparteileitungen zentral herausgegebenen Aufrufe: Das Regens-
burger Tagblatt druckte die Flugblätter der liberalen Mittelpartei und bayeri-
schen Fortschrittspartei nach 6 5 6 , das Regensburger Morgenblatt den Mahnruf 
und das Programm des Vereins bayerischer Patrioten in München 6 5 7 . Ein Schlag-
licht auf die konfessionelle Zusammensetzung der Parteianhängerschaft der libe-
ralen Partei in Regensburg wirft die Aufschlüsselung ihrer im Mai 1869 vorge-
legten Wahlmännerliste: Von 61 Kandidaten gehörten 50 der protestantischen, 
zehn der katholischen und einer der israelitischen Konfession an 6 5 8 . Die bereits 
bei den Gemeindewahlen festgestellte Nähe von Protestantismus und Liberalis-
mus 6 5 9 findet bei den Landtagswahlen eine Bestätigung. 
Bei der Urwahl am 12. Mai 1869 unterlag die liberale Partei bereits in der 
Stadt Regensburg: Sie erreichte nur 25 von 61 Wahlmännern, die Bayerische 
Patriotenpartei dagegen 36 6 6 ° . Die Wahl patriotischer Abgeordneter am 20. Mai 
war daher so gut wie sicher, außer die patriotischen Wahlmänner zersplitterten 
ihre Stimmen. Diese Gefahr schien auch kurzzeitig wegen schwelender Meinungs-
verschiedenheiten zwischen den ländlichen und städtischen Wahlmännern des 
Wahlkreises nicht ausgeschlossen 6 6 1 , doch einigten sie sich in zwei Versammlungen 
zu Stadtamhof und Zeitlarn unter Führung des Redakteurs des Neuen Bayeri-
schen Volksblattes, Josef Schmidbauer 6 0 2 , auf eine einzige Kandidatenliste 6 6 3 . Als 
Abgeordnete der Bayerischen Patriotenpartei wurden schließlich Müllermeister 
Johann Höchstetter aus Pielmühle und Ministerialrat Dr. Johann Diepolder aus 
München von 110 bzw. 84 der 117 erschienen Wahlmänner gewählt 6 6 4 . Diepolder, 
ein Schwiegersohn des Regensburger Buchhändlers Manz 6 6 5 , übte nun ein Doppel-
mandat aus, da er 1868 bereits als Zollparlamentsabgeordneter des Wahlkreises 
Regensburgs erfolgreich war 6 6 6 . Mit der Maiwahl des Jahres 1869 endete auch die 
6 5 4 Vgl. RM Nr. 93, 27.4.1869, Nr. 96, 30.4.1869, Nr. 100, 5.5.1869, Nr. 102, 8.5. 
1869; NBV Nr. 136,20. 5. 1869. 
6 5 5 Vgl. RTB Nr. 128, 10. 5.1869, Nr. 129, 11.5. 1869, Nr. 136, 19. 5. 1869. 
6 5 6 Vgl. RTB Nr. 94, 9.4.1869 (Beilage), Nr. 97, 9.4.1869 (Beilage), Nr. 118, 30.4. 
1869. 
6 5 7 Vgl. RM Nr. 95, 29.4.1869, Nr. 96, 30.4.1869. 
6 5 8 Vgl. Stadtkommissär Frhr. v. Freyberg an v. Hörmann, 11.5.1869, StR ZR 143; 
Wahlmännerliste RTB Nr. 129, 11.5.1869. 
6 5 9 Vgl. o. S. 234 ff. 
6 6 0 Vgl. Tabelle 5; Zahlen über Wahlberechtigte und abgegebene Urwählerstimmen 
liegen für 1869 nicht vor. 
« 6 1 Vgl. Stadtkommissär Brenner an StM, 18.5.1869, StR ZR 143; NBV Nr. 132, 
15.5.1869. 
6 6 2 Zu Schmidbauer vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 231. 
6 6 3 Vgl. RA Nr. 135, 18. 5.1869; NBV Nr. 133, 17. 5.1869, Nr. 134, 18. 5.1869. 
6 6 4 Zu Ersatzmännern wurden Buchhändler Friedrich Pustet (II) aus Regensburg und 
Ökonom Anton Rauchenecker aus Burgweinting bestimmt. Vgl. Tabelle 4. 
6 6 5 Vgl. RTB Nr. 102, 12.4.1869. 
6 6 6 Vgl. RegOR an Staatsministerium des Handels und der öffentlichen Arbeiten, 
27.2. 1868, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 61. 
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mehr als zwanzigjährige Landtagsabgeordnetentätigkeit des Großhändlers Wil-
helm Neuffer 6 6 7 , der diesmal — neben Ökonom Georg Hamminger aus Aukofen 
und Kaufmann Georg Bezold aus Regensburg — vergeblich für die liberale Partei 
kandidiert hatte 6 6 8 . 
Nachdem der neue Landtag keine liberale Mehrheit aufwies (78 Patrioten, 
76 Liberale), nutzte König Ludwig IL die Unfähigkeit der Kammer, sich einen 
Präsidenten zu wählen, zu ihrer Auflösung 6 6 9 . Die nächste Landtagswahl wurde 
auf den 16./25. November 1869 ausgeschrieben 6 7 0 . Der Landtagswahlkreis Re-
gensburg wurde gegenüber der Maiwahl von 1869 um die Landgerichtsbezirke 
Regensburg und Wörth a .D. erweitert, so daß nunmehr drei Abgeordnete zu 
entsenden waren 6 7 1 . Eine Reduzierung des Wahlkreises auf die Stadt Regensburg, 
wie dies der Liberale Verein der Stadt Regensburg forderte 6 7 2 , war aus ministe-
rieller Sicht wenig sinnvoll, nachdem die Liberalen im Mai 1869 in der Stadt 
Regensburg selbst unterlegen waren. Ansonsten praktizierte die Regierung bei 
dieser Wahl eine Wahlbeeinflussung und „Wahlkreisgeometrie" größten Stils, 
um eine erneute Mehrheit der Bayerischen Patriotenpartei zu: Verhindern. Der an 
die Öffentlichkeit gelangte geheime Erlaß des Innenministers v. Hörmann vom 
22. Oktober 1869 an die Präsidien der Kreisregierungen 6 7 3 sorgte unter der katho-
lisch-konservativen Bevölkerung für eine nicht geringe Verbitterung 6 7 4 . 
In Regensburg hatte inzwischen die liberale Partei durch Gründung des Libe-
ralen Vereins im Juni 1869 ihren Organisationsrückstand gegenüber der Patrio-
tenpartei wettgemacht 6 7 5 . Sie überraschte mit einem Wahlaufruf, den mehr als 
1100 Personen namentlich unterzeichnet hatten 6 7 ß. 
Aufsehen erregte die Pressefehde zwischen Dr. Franz Josef Ludwigs, dem 
Erzieher des Erbprinzen Maximilian von Thum und Taxis 6 7 7 und einigen fürst-
lichen Beamten, deren Unterschriftsleistung unter den liberalen Wahlaufruf Lud-
wigs öffentlich kritisiert hatte 6 7 8 . Die Sozialdemokraten, seit Oktober 1869 in 
Regensburg vertreten, verzichteten vorerst — sogar bis 1893 — auf einen eigenen 
Landtagskandidaten. Sie entschieden sich teils für Wahlenthaltung, wie von 
August Bebel am 12. November 1869 in Regensburg empfohlen, teils votierten 
6 6 7 Neuffer wurde erstmals 1845 in den Landtag gewählt und gehörte ihm dann, mit 
Ausnahme der Periode 1848/49 (Niederlage der Regensburger Liberalen bei der Land-
tagswahl 1848), ununterbrochen als einer von drei Abgeordneten des Wahlkreises Regens-
burg an. Vgl. RZ Nr. 300, 31.10.1845; RTB Nr. 339, 8.12.1848; RZ Nr. 210, 1.8. 
1849, Nr. 147, 31. 5. 1855; RTB Nr. 345, 15. 12. 1858; RM Nr. 96, 30. 4. 1863. 
6 6 8 Vgl. RTB Nr. 138,21. 5.1869; NBV Nr. 137, 21. 5.1869. 
6 6 9 Vgl. H. Rall S. 266. 
6 7 0 Vgl. RW Nr. 45,9.11.1869. 
6 7 1 Vgl. Wahlbezirksbeschreibung, StR ZR 142. 
6 7 2 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 328. 
6 7 3 Vgl. HStAM MInn 44 379; abgedruckt in RM Nr. 249, 3.11. 1869. 
6 7 4 Vgl. RM Nr.249, 3.11.1869, Nr.251, 5.11.1869, Nr.258, 13.11.1869; NBV 
Nr. 299,31.10.1869. 
6 7 5 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 309 ff. 
6 7 6 Vgl. RTB Nr. 312, 12.11.1869; etwa 200 weitere Unterzeichner folgten: vgl. RTB 
Nr. 313,13.11.1869, Nr. 314,14.11.1869, Nr. 315, 15.11.1869, Nr. 316, 16. 11.1869. 
6 7 7 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 236. 
6 7 8 Vgl. RA Nr. 321, 21.11.1869, Nr. 324, 24.11.1869; RM Nr. 267, 24.11.1869; 
NBV Nr.321, 22. 11.1869, Nr. 324, 25.11.1869, Nr. 326, 27.11.1869, Nr. 336, 7.12. 
1869. 
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sie für die Patriotenpartei 6 7 9 . Dazu trugen auch Versuche der liberalen Partei bei, 
Arbeiter der Ostbahn durch Pressionen und Androhung von Arbeitsentlassung 
zur Stimmabgabe für die Liberalen zu bewegen 6 8 ° . 
Anders als ein halbes Jahr zuvor, gelang der liberalen Partei bei der Urwahl 
im November 1869 innerhalb der Stadt Regensburg der Sieg: 39 Wahlmänner 
waren liberal, nur 22 bayerisch-partiotisch. Dennoch entsandte der Wahlkreis 
Regensburg aufgrund der Majorität katholisch-konservativer ländlicher Wähler 
drei Abgeordnete der Bayerischen Patriotenpartei nach München: Gewählt wur-
den wie schon im Mai 1869, Höchstetter und Diepolder mit je 124 der 172 Wahl-
männerstimmen, dazu mit 125 Stimmen Bierbrauer und Ökonom Johann Brückl 
aus Mintraching, erster Ersatzmann bereits bei der Landtagswahl 1863 6 8 1 . Die 
Abgeordnetenkandidaten der Liberalen, Bezirksamtsassessor Robert Schmidt aus 
Stadtamhof, Gutsbesitzer Weinzierl aus St. Johann und Kaufmann Bezold aus 
Regensburg, konnte^mrrtT^bzw. 46 Stimmen auf sich vereinen 8 8 2 . 
Zur Landtagswalil 1875 ^erfüllte sich der lang gehegte Wunsch der Regens-
burger Liberalen. Bta^Staaisministerium des Innern erklärte die Stadt Regens-
burg zum sglfej^digenlJVahlkreiSj. nachdem die liberale Partei hier im November 
1869 ihre Fähigkeit zum Sieg bewiesen hatte 6 8 3 . Regensburg hatte nun einen 
einzigen Abgeordneten zu wählen 6 8 4 . Die Situation gegenüber 1869 hatte sich 
inzwischen grundlegend gewandelt: Der deutsche Nationalstaat war 1871 unter 
kleindeutsch-preußischem Vorzeichen Wirklichkeit geworden, Bayern Gliedstaat 
des Deutschen Reiches, der Kulturkampf in Preußen im vollen Gange. Dennoch 
blieb die Reichsproblematik Mittelpunkt des Landtagswahlkampfes: Die liberale 
Partei wollte einen liberalen Ausgang der Landtagswahlen als Zeugnis der Be-
geisterung für die Wiedererrichtung des deutschen Reiches gewertet wissen, als 
Votum für die Erhaltung des äußeren Friedens 6 8 5 , die Bayerische Patriotenpartei 
hingegen glaubte im Kampf gegen den reichsbejahenden Liberalismus zugleich 
auch einen Kampf gegen den kulturkämpferischen Liberalismus zu führen, der — 
wie sich am Beispiel Preußens zeigte — die katholische Kirche und Religion zu 
vernichten trachte 6 8 6 . Angesichts der grundsätzlichen weltanschaulichen Ausein-
andersetzung des Liberalismus mit der katholischen Kirche griff auch Bischof 
Ignatius von Senestrey, ebenso wie andere bayerische Bischöfe, mit einem Hirten-
brief zugunsten der Patriotenpartei in den Wahlkampf ein 6 8 7 . Der Ehrgeiz der 
Liberalen, der bayerischen Öffentlichkeit zu beweisen, daß Regensburg eine libe-
rale Stadt sei, umgekehrt der Ehrgeiz der Patrioten, dies zu verhindern, veran-
6 7 9 Vgl.o.S. 189. 
6 8 0 Vgl. RA Nr. 307, 7.11. 1869, RM Nr. 264, 20.11.1869, Nr. 266, 23.11.1869. 
6 8 1 Vgl. RM Nr. 96, 30.4.1863. Ersatzmänner wurden der Ökonom Peter Ebner von 
Lerchenfeld und — wie im Mai 1869, nur in vertauschter Reihenfolge — Rauchenecker 
und Pustet. 
6 8 2 Vgl. Tabelle 4 u. 5. 
8 8 3 Vgl. Antrag StMInn an Ludwig IL, 4.6. 1875, HStAM MInn 47 315; RW Nr. 26, 
29.6. 1875. 
6 8 4 Vgl. RW Nr. 28,13. 7. 1875; RM Nr. 132,15. 6.1875. 
6 8 5 Vgl. RTB Nr. 169,22. 6. 1875, Nr. 184, 7. 7.1875, Nr. 190,13. 7.1875. 
6 8 6 Vgl. RM Nr. 143, 29.6.1875, Nr. 150, 8.7.1875, Nr. 154, 13.7.1875, Nr. 155, 
14.7.1875, Nr. 156,15.7. 1875. 
6 8 7 Vgl. RM Nr. 151,4. 7.1875, Nr. 154, 13. 7.1875; RTB Nr. 183, 6. 7.1875. 
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laßte beide Parteien, sogar Umlandbewohner zur vorübergehenden Einquar-
tierung in Regensburg zu bewegen 6 8 8 . 
Die Urwahl vom 15. Juli 1875 lieferte ein paradoxes Ergebnis: Der liberalen 
Partei fielen 30, der Patriotenpartei 28 Wahlmänner zu, obwohl die Patrioten-
partei eine Mehrheit von 438 Wählerstimmen errungen hatte 6 8 9 . Ermöglicht 
wurde der letztendliche. Erfolg der- Liberajen durch eine ausgefeilte, aus Partei-
rücksichten getroffene IWahldistriktseinteilun^ der Stadt, für die Bürgermeister 
Stobäus, der AbgeordnelelfrtaTTäl;^^ verantwortlich zeichnete! An-
statt nach Vorschrift des Artikels 11 des Wahlgesetzes vom 4. Juni 1848 die 
Urwahlbezirke mit einer Regelzahl von 2000 Einwohnern möglichst der bestehen-
den Distriktseinteilung der Stadt anzupassen 6 9 ° , hatte die Stadtverwaltung sieben 
Distrikte zerteilt und mosaikartig wieder zusammengesetzt, lediglich drei ganz 
gelassen6 9 1. Dieses Musterbeispiel liberaler Wahlkreisgeometrie auf lokaler Ebene 
— die Wahlkreisgeometrie großen Stils hatte bereits die Ministerialbürokratie 
mit der Erklärung Regensburgs zum eigenen Wahlkreis besorgt — sollte noch den 
Bayerischen Landtag beschäftigen, nachdem eine Beschwerde bayerisch-patrio-
tischer Urwähler bei der Regierung der Oberpfalz und von Regensburg abschlägig 
beschieden worden war 6 9 2 . Vorerst aber wurde Bürgermeister Oskar Stobäus am 
24. Juli 1875 von 30 der 58 Wahlmänner zum Abgeordneten des Wahlkreises 
Regensburg gewählt 6 9 3 . 
Die Kammer der Abgeordneten erklärte dann aber in ihrer Plenarsitzung am 
19. Juli 1876 die Regensburger LandtagswäTiL^on 1875 wegen Verstoßes gegen 
Artikel 11 des Landtagswahlgesetzes-4ür ungültig 6 9 4 ^Der Termin der Neuwahl 
wurde von der Regierung der Oberpfalz^ülid'^rrRegensburg nach Rücksprache 
mit dem Stadtmagistrat Regensburg in ungewöhnlicher Eile bereits auf den 27./ 
29. Juli 1876 festgesetzt 6 9 5 . Die neue Urwahlbezirkseinteilung für 1876 zeigte 
sich zwar gegenüber derjenigen von 1875 etwas verändert 6 9 6 , doch hatte der 
Stadtmagistrat vom Prinzip der Zerstückelung der Stadtdistrikte nicht abgelassen. 
6 8 8 Vgl. RA Nr. 190, 13.7. 1875; RegOR an StMInn, 29.7. 1875, HStAM MInn 
47 315. 
6 8 9 Die Patriotenpartei erreichte 2704 Stimmen (54,4 Prozent), die liberale Partei 
2266 Stimmen (45,6 Prozent). Vgl. Tabelle 5. 
6 9 0 Artikel 11 des Wahlgesetzes v.4.6. 1848 lautete: „Die Bildung der Urwahlbe-
zirke geschieht durch die Distrikts-Polizeibehörden . . . in der Art: 1) daß jeder solche 
Bezirk in der Regel 2000 Seelen umfaßt, jedoch mit möglichster Beachtung der G r e n z e n 
der politischen Gemeinden und der bestehenden Distrikt-Einteilung in den Städten . . 
Gesetzblatt 1848, Sp.81. 
6 9 1 Vgl. RM Nr. 152,10. 7.1875. 
6 9 2 Vgl. Urwähler der Stadt Regensburg, für sich und im Auftrag einer großen Ver-
sammlung Gleichgesinnter, Fr. Pustet (mit rund 350 Unterschriften) an RegOR, 6. 7.1875, 
StR ZR 164; RM Nr. 152, 10.7.1875; RTB Nr. 194, 17.7.1875; RegOR an StMInn, 
29. 7.1875, HStAM MInn 47 315. 
6 9 3 Ersatzmann wurde Rechtsanwalt Karl Adelmann, zweiter Vorstand des Liberalen 
Vereins Regensburg (1870—1873). Vgl. Tabelle 4; zu Adelmann bereits Teil II, VO 120 
(1980) S.320 f. 
6 9 4 Vgl. Präsident der KdA an Gesamt- Staatsministerium, 19. 7.1876, HStAM MInn 
47 317; RA Nr. 198,20. 7. 1876. 
6 9 5 Vgl. RegOR an StMInn, 22. 7.1876, HStAM MInn 47 317; RegOR an StM, 22. 7. 
1876, StR ZR 146. 
6 9 6 Vgl. RW Nr. 30, 25. 7.1876 gegen RW Nr. 28,13. 7.1875. 
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Eine sofort wieder vom „patriotischen Wahlkomite der Stadt Regensburg" an 
die Kreisregierung eingereichte Beschwerde 6 0 7 wurde von dieser als ungerecht-
fertigt mit dem Hinweis zurückgewiesen, die Bildung der Urwahlbezirke sei „ein 
den Distriktsverwaltungsbehörden zustehendes Recht" 6 9 8 . Die liberal eingestell-
ten Behörden stützten sich gegenseitig und unterliefen den Landtagsbeschluß, der 
zur Annullierung der Wahl von 1875 geführt hatte. Angesichts dessen kapitulierte 
die Patriotenpartei in Regensburg und rief zur Wahlenthaltung auf 6 9 9 . Stobäus 
wurde daraufhin unangefochten als Abgeordneter der liberalen Partei wieder-
gewählt 7 0 ° . 
Die Stadt Regensburg bildete auch 1881, wie bereits 1875 und übrigens dann 
durchgehend bis zum Ersten Weltkrieg, einen eigenen Landtagswahlkreis701. Mit 
der nunmehr, laut Vorschrift der Wahlgesetznovelle vom 21. März 1881 zu-
grundegelegten Einwohnerzahl des Jahres 1875 (Regensburg: 31 504 Einwoh-
ner) 7 0 2 erfüllte die Stadt jetzt sehr exakt die vorgegebene Regelzahl für die Wahl 
eines Abgeordneten (31 500 Einwohner), während sie 1875 mit 29 185 Einwoh-
nern (Ergebnis der Volkszählung von 1871) eigentlich ein Defizit von mehr als 
2300 Einwohnern ausgewiesen hatte; dieses war jedoch mit Rücksicht auf die 
Siegeschancen der Liberalen vom Staatsministerium des Innern nicht mit länd-
lichen Gemeinden aufgefüllt worden 7 0 3 . Im Gegensatz zu einer weithin beobacht-
baren Wahlmüdigkeit und politischen Gleichgültigkeit der Bevölkerung im König-
reich Bayern hielt das Interesse der Bevölkerung Regensburg für die Landtags-
wahlen an: Hier erfolgte mit 72,5 Prozent die stärkste Wahlbeteiligung unter 
allen bayerischen Städten 7 0 4 . „Das bayerisch-patriotische Wahlkomite" 7 0 5 unter 
Vorsitz Friedrich Pustets (II) mobilisierte in Erinnerung an das nur durch Wahl-
kreisgeometrie zustande gekommene Wahlergebnis von 1875 die Anhängerschaft 
der Bayerischen Patriotenpartei 7 0 6 , umgekehrt suchte „das liberale Wahlcomite" 7 0 7 
unter Vorsitz des Großhändlers Lorenz Simon Ludwig durch straffe Organisation 
der liberalen Urwähler in den einzelnen Urwahlbezirken 7 0 8 die Wiederwahl des 
Bürgermeisters Stobäus als Abgeordneten zu sichern. Gewählt wurde am 21. Juli 
1881 jedoch der Kandidat der Bayerischen Patriotenpartei, der fürstlich Thum 
und Taxische Justiz- und Domänendirektor Franz Bonn, nachdem die Patrioten-
partei bei der Urwahl am 14. Juli mit 2399 Wählerstimmen 36 Wahlmänner, die 
6 9 7 Das patriotische Wahlkomite* der Stadt Regensburg an RegOR, 24. 7. 1876, StR 
Z R 146; abgedruckt in R M Nr. 168, 27. 7. 1876. 
6 9 8 RegOR an Frhr. v. Aufseß, 25. 7.1876, StR ZR 14 420. 
6 9 9 Vgl. RA Nr. 204,26. 7.1876; RM Nr. 168, 27. 7.1876. 
7 0 0 Desgleichen Adelmann als Ersatzmann. Vgl. Tabelle 4. 
7 0 1 Vgl. RV Nr. 26,28. 6.1881, Nr. 27, 5. 7. 1881. 
702 vgl. Teil I, VO 119 (1979) S. 222, Tabelle 1. 
7 0 3 Vgl. Übersicht über die Wahlkreiseinteilung 1875 und 1881, HStAM MInn 47 315 
und 47 328. 
7 0 4 Vgl. Antrag StMInn an Ludwig IL, 1. 9.1881, HStAM MInn 47 326. 
TOS RMNr. 152,10.7.1881. 
7 9 6 Vgl. RM Nr. 142, 28.6.1881, Nr. 144, 1.7.1881, Nr. 147, 5.7.1881, Nr. 151, 
9.7.1881. 
7 0 7 RTB Nr. 182,5.7.1881. 
7 0 8 Die liberale Partei hielt Versammlungen und Besprechungen in jedem einzelnen 
Urwahlbezirk ab. Vgl. RTB Nr. 181, 4.7.1881, Nr. 185, 8.7. 1881, Nr. 188, 11.7. 1881, 
Nr. 190, 13. 7.1881 (Wahlmännerliste). 
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liberale Partei mit 1949 Wählerstimmen nur 27 Wahlmänner errungen hatte 7 0 9 . 
Die Hartnäckigkeit der Regensburger Parteien beim Kampf um politische Macht 
belegte auch folgende Tatsache: Hatte 1875 die Patriotenpartei nach dem Sieg 
der Liberalen eine Wahlreklamation beim Landtag eingebracht und recht erhal-
ten, so war diesmal die liberale Partei an der Reihe — und erhielt ebenfalls recht: 
Die Regensburger Landtagswahl des Jahres 1881 wurde wegen doppelter Stimm-
abgabe eines Wählers 7 1 0 für ungültig erklärt, eine Neuwahl allerdings nur für 
den betroffenen 2. Urwahlbezirk angeordnet711. Hier behauptete am 9. Januar 
1882 die Patriotenpartei jedoch wiederum die Mehrheit 7 1 2, so daß der Landtags-
abgeordnete am 17. Januar 1882 erneut Franz Bonn hieß 7 1 3 . Die beiden Wahl-
beschwerden an den Landtag änderten also weder 1875/76 noch 1881/82 etwas 
am ursprünglichen Ergebnis. 
Die Kandidatennominierung zur Landtagswahl 1887 gestaltete sich sowohl bei 
den Liberalen wie auch bei der Zentrumspartei — diese Bezeichnung führt die 
Bayerische Patriotenpartei seit 1887 — etwas schwierig. Die liberale Partei hatte 
das Problem einer Doppelkandidatur zu lösen: Nachdem der gemäßigt-liberale, 
der Nationalliberalen Partei zuzuordnende Bürgermeister Oskar Stobäus 1881 
gegen den Kandidaten der Patriotenpartei unterlegen war, favorisierten Regens-
burgs Linksliberale die Kandidatur des „verbissenen Katholikenfeindes"7 1 4 
Gustav Krafft, des langjährigen, rührigen Vorstands des Liberalen Vereins 7 1 5 . 
Der Ausschuß des Liberalen Vereins bewog jedoch Krafft zur Verzichtserklärung 
und beschloß die Kandidatur Bürgermeisters Stobäus 7 1 6 . Auf Seite der Zentrums-
partei nominierte eine Vertrauensmännerversammlung des gesamten Kreises 
Oberpfalz und Regensburg in Schwandorf die Landtagskandidaten, für den 
Wahlkreis Regensburg den Gutsbesitzer Franz Frhr. von Gruben 7 1 7 . V . Gruben 
vertrat Regensburg bereits im Reichstag7 1 8. Gegen diese Kandidatur erhob sich 
jedoch aus Regensburger Zentrumskreisen, besonders seitens der Arbeiterschaft 
und Gewerbetreibender, erheblicher Widerspruch, so daß eine eigens einberufene 
Wählerversammlung in Regensburg einen neuen Kandidaten nominierte: Kano-
nikus Johann Nepomuk Mühlbauer, den langjährigen Präses des Kolpingsvereins 
und Redakteur des Regensburger Morgenblatts7 1 9. In der Person Mühlbauers 
7 0 9 Vgl. Tabelle 5. 
7 1 0 Der Schneidermeister Josef Moritz jun. wurde wegen dieses Vergehens sogar zu 
drei Monaten Gefängnis von der Strafkammer des Landgerichts Regensburg verurteilt. 
Vgl. RTB Nr. 315, 15. 11. 1881, Nr. 316, 16. 11. 1881. 
7 1 1 Vgl. Präsident der KdA an StMInn, 14.12.1881, StMInn an RegOR, 15.12.1881, 
HStAM MInn 47 327, RegOR an StM, 21.12.1881, StR ZR 147. 
7 1 2 Von 378 Wählern votierten 195 für die Patriotenpartei, 183 für die liberale Partei; 
die fünf Wahlmänner dieses Urwahlbezirks wurden daher wie 1881 von der Patrioten-
partei gestellt. Vgl. StM an RegOR, 9.1.1881, StR ZR 147; Wahlkommissär Gräßmann 
an RegOR, 17.1.1882, HStAM MInn 47 328. 
7 1 3 Für Bonn stimmten wie bereits 1881, 36 Wahlmänner, für Stobäus 27. Vgl. RegOR 
an StMInn, 17.1.1882. HStAM MInn 47 328. 
7 1 4 RM Nr. 128, 8. 6.1887, Nr. 136,17. 6.1887. 
7 1 5 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 319 ff. 
7 1 6 Vgl. RTB Nr. 151, 3. 6.1887; RM Nr. 128, 8. 6.1887. 
7 1 7 Vgl. RM Nr. 129,8. 6. 1887, Nr. 131,11.6.1887. 
7 1 8 Vgl. unten S. 263. 
7 1 9 Vgl. RM Nr. 133, 15. 6.1887; zur Person Mühlbauers bereits Teil II, VO 120 (1980) 
S.293. 
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glaubte die Regensburger Zentrumspartei auch den eher links stehenden Arbeitern 
(Sozialdemokraten) und christlich-konservativ Gesinnten (Protestanten einge-
schlossen) einen akzeptablen Kandidaten zu präsentieren 7 2 0 . Die Wahl gewann 
jedoch — selbst für die Liberalen etwas überraschend 7 2 1 — Bürgermeister Stobäus 
mit 2219 liberalen Stimmen gegenüber 1905 Zentrumsstimmen 7 2 2 . Es beteiligten 
sich 1887 allerdings spürbar weniger Personen (4157) an der Wahl als 1881 (4360) 
oder 1875 (4978) 7 2 3 . Als Gründe für die Niederlage des Zentrums räumte das 
Regensburger Morgenblatt größere organisatorische Anstrengungen der Liberalen 
ein — diese hatten nach eigenen Angaben „seit Wochen und Monaten die schwie-
rige Arbeit der Wahlagitation und Organisation auf sich genommen" und eine 
„stramme Organisation des complizirten (!) Wahlkörpers" 7 2 4 erreicht; umge-
kehrt stellte das Zentrumsblatt einen Zug zur Gleichgültigkeit in den eigenen 
Reihen fest. Doch es verwies auch darauf, daß sich Bürgermeister Stobäus auf-
grund seiner Amtsstellung zahlreiche Stimmen beruflich oder geschäftlich Ab-
hängiger sicherte und durch eine neuerlich geänderte Urwahlbezirkseinteilung725 
der liberalen Partei eine unverhältnismäßig hohe Anzahl von Wahlmännern 
garantierte 7 2 6 . Sie stellte bei einem Stimmenanteil von 53,8 Prozent 44 Wahl-
männer, die Zentrumspartei hingegen bei 46,2 Prozent nur 19 Wahlmänner 7 2 7 . 
Bei der Landtagswahl 1893 suchte die Zentrumspartei durch Nominierung ihres 
Spitzenmannes, des Vorsitzenden des Katholischen Kasinos, Friedrich Pustet (II) 7 2 8 
den Sieg gegen den erneut kandidierenden Oskar v. Stobäus zu erzwingen. Der 
Wahlkampf entwickelte sich sehr lebhaft 7 2 9 und der Landtagswahlkreis Regens-
burg verzeichnete mit 73 Prozent die stärkste Wahlbeteiligung in Bayern 7 3 0 . Den-
noch behaupteten die Liberalen wiederum 44 von 63 Wahlmännern — und Sto-
bäus seinen Sitz im Landtag. Die Liberalen konnten ihren Stimmenanteil sogar 
geringfügig von 53,8 Prozent im Jahr 1887 auf 54,5 Prozent im Jahr 1893 stei-
gern. Die Zentrumspartei hingegen mußte einen Stimmenverlust von 46,2 auf 
43,3 Prozent hinnehmen. Die Ursache für ihre Einbuße von 2,9 Prozent lag zum 
Teil im erstmaligen Auftreten der Sozialdemokratie im Wahlkreis Regensburg 7 3 1. 
Mit dem Münchener Georg v. Vollmar als Kandidaten erreichten die Sozialdemo-
kraten 75 Stimmen (1,7 Prozent) 7 3 2 . 
Angesichts des äußerst bescheidenen, ihr Ansehen eher untergrabenden Wahl-
ergebnisses von 1893, entschlossen sich die Regensburger Sozialdemokraten bei 
7 2 0 Vgl. RM Nr. 137, 18. 6.1887. 
7 Ä 1 So kommentierte das Regensburger Tagblatt: „Wir haben gesiegt! Gesiegt mit 
einem so glänzenden Erfolge, wie wir ihn bei den kühnsten Berechnungen nicht zu hoffen 
gewagt". RTB Nr. 170,23. 6.1887. 
7 2 2 Vgl. Tabelle 5. 
7 2 3 Vgl. Tabelle 4. 
7 2 4 RTB Nr. 170,23.6. 1887. 
7 2 5 Vgl. RM Nr. 132, 13. 6. 1887. 
7 2 6 Vgl. RM Nr. 142, 25. 6. 1887. 
7 2 7 Vgl. Tabelle 5. 
7 2 8 Vgl. RM Nr. 143, 27. 6.1893; zur Person bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 236, 273 f. 
7 2 9 Vgl. RA Nr. 175, 28. 6. 1893, Nr. 179, 2. 7. 1893; RM Nr. 144, 28. 6. 1893, Nr. 145, 
30.6.1893, Nr. 148, 4.7.1893; RTB Nr. 175, 28.6.1893, Nr. 180, 3.7.1893, Nr. 181, 
4. 7. 1893. 
7 3 0 Vgl. Zeitschrift 25 (1893) S. 100. 
7 3 1 Vgl. StM an RegOR, 7. 7. 1893, StR ZR 165; RA Nr. 60, 1. 3. 1893. 
7 3 2 Vgl. Tabelle 5. 
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der Landtagswahl 1899 zur Wahlenthaltung 7 3 3 . Nach der Verzichtserklärung des 
68-jährigen Bürgermeisters Stobäus vor dem Ausschuß des Liberalen Vereins 
Regensburg auf eine nochmalige Kandidatur 7 3 4 sah die Zentrumspartei ihre Sie-
geschancen gewachsen. Mit einem völlig neuen, intellektuell überlegenen Wahl-
kampfstil, wartete cjas Regensburger Morgenblatt auf, seit Heinrich Held dessen 
redaktionelle Verantwortung übernommen hatte 7 3 5 . Die Zentrumspartei meldete 
nunmehr den selbstverständlichen Anspruch an, eine Stadt, die zu drei Viertel 
aus Katholiken bestehe, durch einen Zentrumsmann in der Kammer zu vertreten. 
Held ging aus der Defensive zum Angriff über, Katholiken ließen sich nicht, so 
stellte er provokant fest, „zu Staatsbürgern 2. und 3. Klasse herabwürdigen" 7 3 6 . 
Die Verweigerung des großen Neuhaus-Saales für die Zentrumspartei durch den 
Magistrat wertete Held als Musterbeispiel liberalen Behördenregiments 7 3 7 . Mit 
Ironie'kommentierte er 7 3 8 die einzige inhaltliche Aussage des liberalen Wahlauf-
rufs: „Der Arbeiter muß so viel gelten, wie der Arbeitgeber — der Reiche soviel 
wie der Arme — der Katholik nicht mehr wie jeder Andersgläubige!" 7 3 9 . Die 
Landtagswahl 1899 gewann denn auch überlegen der Zentrumskandidat und 
Reichstagsabgeordnete des Reichstagswahlkreises Regensburg seit 1893, Buch-
händler Karl v. Lama, gegen den Kandidaten der liberalen Partei, Justizrat Oskar 
Bernhold. Die sichere Mehrheit von 46 der 63 Wahlmänner verdankte die Zen-
trumspartei nicht zuletzt der stark gestiegenen Zahl der Wahlberechtigten — 
1893: 6235, 1899: 7453 7 4 0 — von denen sich 2891 für die Zentrumspartei, 2265 
für die Liberalen entschieden741. Das von den Liberalen akzeptierte Unterstüt-
zungsangebot des Bayerischen Bauernbundes, der höchstens vereinzelte Mitglieder in 
der Regensburger Stadtbauernschaft besaß, wirkte sich eher negativ für sie aus 7 4 2 . 
Bei der Landtagswahl des Jahres 1905 schlössen Zentrum und Sozialdemokratie 
— wie in ganz Bayern 7 4 3 — so auch in Regensburg, ein Wahlbündnis, um mit 
einer Zweidrittelmehrheit im Landtag eine Reform des Landtagswahlrechts durch-
zusetzen. Die Regensburger Sozialdemokratie stellte zwar keinen eigenen Abge-
ordnetenkandidaten auf, benannte aber Wahlmänner, die im Falle ihrer Wahl für 
den Zentrumskandidaten stimmen sollten 7 4 4 . Die liberale Partei nominierte 
den Gemeindebevollmächtigten und Brauereibesitzer Alois Schöpperl, einen 
Katholiken, der nach Ansicht des „Wahl-Comites der vereinigten Liberalen" als 
ein „wackerer Bürger von echtem Schrot und Korn, ein Mann der mitten im 
7 3 3 Vgl. RegOR an StMInn, 28. 7. 1899, HStAM MInn 47 335. 
7 3 4 Vgl. RA Nr. 299,18. 6.1899. 
735 Ygi bereits o. Anm. 542. 
7 3 6 RM Nr. 150, 6. 7.1899. 
7 3 7 Die Zentrumspartei hatte den Saal ordnungsgemäß beim Wirt gemietet, doch mußte 
dieser seine Zusage auf Anweisung des Magistrats später widerrufen, da die liberale 
Partei den Saal zum gleichen Zeitpunkt beanspruchte. Vgl. RA Nr. 335, 8.7.1899, 
Nr. 338, 10. 7.1899. 
7 3 8 Vgl. RM Nr. 150,6.7.1899. 
7 3 9 RTB Nr. 180,4.7.1899. 
7 4 0 Vgl. Zeitschrift 25 (1893) S. 113,31 (1899) S. 115. 
7 4 1 Vgl. Tabelle 5. 
7 4 2 Vgl. RTB Nr. 185, 9. 7.1899, Nr. 186, 10. 7. 1899; RM Nr. 153, 9. 7.1899, Nr. 154, 
10./11.7. 1899. 
7 4 3 Vgl. D. Albrecht S. 306, 311; D. Thränhardt S. 119 f. 
7 4 4 Vgl. BVBo Nr. 163,3. 7. 1905. 
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praktischen Leben steht und des Volkes Wünsche und Bedürfnisse kennt" 7 4 5 , auf 
breite Zustimmung der Wähler hoffen durfte. Die Zentrumspartei jedoch präsen-
tierte mit dem Spirituosenfabrikanten Karl Mayer, dem Vorsitzenden des Katho-
lischen Kasinos seit 1895 7 4 6 , ebenfalls einen Angehörigen des gewerblichen Mittel-
standes 7 4 7 . Die Wahlkampfthematik wurde hauptsächlich von der Frage des 
direkten Landtagswahlrechts beherrscht 7 4 8 . Die zwiespältige, eher ablehnende 
Haltung der Liberalen hierzu 7 4 0 stieß bei vielen Wählern auf Unverständnis. Bei 
der Urwahl am 10. Juli 1905 votierten schließlich 3147 Wähler (52,5 Prozent) für 
die Zentrumspartei, 2635 (44,0 Prozent) für die Liberalen und 207 (3,5 Prozent) 
für die Sozialdemokratische Partei. Das Wahlbündnis Zentrum-Sozialdemokratie 
wirkte sich insofern aus, als die Sozialdemokraten bei notwendigen Stichwahlen 
in fünf Urwahlbezirken zugunsten der Zentrumspartei stimmten 7 5 0 , so daß diese 
insgesamt 52 der 64 Wahlmänner für sich verbuchen konnte. Als Abgeordneter 
zog Karl Mayer für die Zentrumspartei in den Landtag e i n 7 5 1 . 
Nach Verabschiedung des neuen Wahlgesetzes vom 9. April 1906 im Baye-
rischen^Landtag 7 5 2 wurden die Abgeordneten bei der Landtagswahl am 31. Mai 
|907 erstmals direkt gewählt. Die Zahl der Wahlberechtigten reduzierte sich 
durch die Erhöhung des Wahlalters — von 21 auf 25 Jahre — im Wahlkreis 
Regensburg von 8392 im Jahr 1905 auf 7810 im Jahr 1907 7 5 3 . Die liberale Partei, 
durch die Jungliberalen zu neuem Äktivismus gedrängt, der eben in diesem Wahl-
kampf durch Gründung des Kreisverbandes der liberalen und demokratischen 
Vereine der Oberpfalz auffällig dokumentiert wurde 7 5 4 , nominierte Oberlehrer 
Karl Letz 7 5 5 . 
Die Sozialdemokraten traten nunmehr — nach 1893 — zum zweitenmal mit 
einer eigenständigen Kandidatur in Erscheinung. Nicht mehr ein auswärtiger 
Zählkandidat mit bekanntem Namen, sondern der Vorsitzende des Sozialdemo-
kratischen Vereins Regensburg, Schuhmachermeister Johann Baptist Hagen 7 5 0 , 
bewarb sich um die Wählergunst. Er verzeichnete mit 7,3 Prozent der Stimmen 
allerdings nur einen sehr mäßigen Erfolg, doch hatte sich der sozialdemokratische 
Stimmenanteil gegenüber 1905 mehr als verdoppelt. Geringfügig verbessern 
konnte im gleichen Zeitraum auch Karl Mayer mit 52,7 gegenüber 52,5 Prozent 
die Position des Zentrums, während die Liberalen von 44,0 auf 40,0 Prozent 
zurückfielen 7 5 7 . 
Für die Landtagswahl am 5. Februar 1912 schlössen Sozialdemokraten, Li-
berale und Bauernbund in ganz Bayern ein Wahlbündnis, den sogenann-
7 4 6 Vgl. BVBo Nr. 169,9. 7. 1905. 
7 4 6 Vgl. Teil L, VO 120 (1980) S. 237. 
7 4 7 Vgl. RA Nr. 338,10. 7.1905. 
7 4 8 Vgl. RA Nr. 332, 7. 7.1905, Nr. 337,9. 7.1905, Nr. 338,10. 7.1905. 
7 4 9 Vgl. BVBo Nr. 72, 28. 3.1905, Nr. 169, 9. 7. 1905. 
7 5 0 Vgl. RegOR an StMInn, 28. 7.1905, HStAM MInn 47 340; BVB Nr. 172, 12. 7. 
1905. 
7 5 1 Vgl. Tabelle 4. 
7 5 2 S. o. S. 248. 
7 5 3 Vgl. Zeitschrift 37 (1905) S. 195,39 (1907), S. 203. 
7 5 4 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 376. 
7 5 5 Vgl. BVBo Nr. 57,28. 2.1907. 
7 5 6 Vgl.o.S.212f. 
7 5 7 Vgl. Tabelle 5. 
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ten „Großblock" 7 6 8 . Dessen Ziel war es, die Zentrumsmehrheit im Landtag 
zu brechen. Die zunehmende Linksorientierung des bayerischen Liberalismus 
schuf die Voraussetzung für die Konstellation. In Regensburg einigten sich die 
Bündnispartner, Sozialdemokratie und Liberale — der Bayerische Bauernbund 
spielte im städtischen Wahlkreis Regensburg keine Rolle — auf den linksliberalen 
Amtsrichter Theodor Dörfler 7 5 9 , ein „Wahlausschuß der vereinigten Liberalen 
und Sozialdemokraten" 7 6 0 organisierte auch gemeinsame Wahlkampfveranstal-
tungen 7 6 1. Bei einer Rekord-Wahlbeteiligung von 92,6 Prozent 7 6 2 gewann das 
Zentrum die Wahl mit der hauchdünnen Mehrheit von nur 17 Stimmen! 3818 
Wähler (49,9 Prozent) entschieden sich für Dörfler, 3835 (50,1 Prozent) für Karl 
Mayer, den bisherigen Landtagsabgeordneten des Zentrums 7 6 3 . 
3. Reichstagswahlen 
Für den Reichstag des Deutschen Reiches wurde 1871 kein neues Wahlgesetz 
geschaffen, sondern das Wahlgesetz des Reichstages des Norddeutschen Bundes 
vom 31. Mai 1869 7 6 4 als Reichswahlgesetz übernommen. Das Wahlrecht war all-
gemein, gleich, direkt und geheim. Wahlberechtigt war jeder männliche Reichs-
angehörige ab 25 Jahren. Die Reichstagsabgeordneten wurden direkt — ohne 
Zwischenschaltung von Wahlmännern — nach dem Mehrheitswahlrecht gewählt. 
Erreichte kein Kandidat die absolute Mehrheit im ersten Wahlgang, fand eine 
Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten mit den meisten Stimmen statt. Pro 
Wahlkreis wurde ein Abgeordneter gewählt. Die ursprünglich getroffene Fest-
legung der Wahlkreisgrenzen auf einer Bevölkerungsbasis von rund 100 000 Ein-
wohnern blieb bis 1912 unverändert, so daß Wahlkreise mit einem starken Bevöl-
kerungsanstieg hinsichtlich des Gewichts der einzelnen Stimmen sehr bald benach-
teiligt wurden 7 6 5 . Hervorstechender Unterschied gegenüber dem bayerischen 
Landtagswahlrecht war die Unabhängigkeit der Wahlberechtigung von einer 
Steuerentrichtung. 
Auffälliges Ergebnis der Reichstagswahlen im Reichstagswahlkreis Regensburg 
yon 1871 bis 1914 w ä r ^ , ~ 3 ä T T s l ^ übfigehs in allen 
fünf ö E e r j i ^ 7 6 6 — der Bayerischen Patrioten- bzw. 
^entrarnspartei angehörten 7 6 7 . Für die Stadt Regensburg, die stets nur — neben 
den'"Bezi-rksämtem Regensburg, Stadtamhof und Burglengenfeld 7 6 8 einen Bestand-
7 5 8 D. Albrecht S. 312; RNN Nr. 305, 23. 12.1911. 
7 5 9 Vgl. RNN Nr.287, 5.12.1911, Nr.291, 9.12.1911, Nr.296, 14.12.1911; RA 
Nr. 44,25.1.1912. 
7 6 0 Vgl. RNN Nr. 32,3.2.1912. 
7 6 1 Vgl. RNN Nr. 32,3.2.1912, Nr. 34,5.2.1912; RA Nr. 62,4.2.1912. 
7 6 2 Vgl. Zeitschrift 44 (1912), S. 256. 
7 6 3 Vgl. Tabelle 5. 
7 6 4 Druck: E. R. Huber, Dokumente, Bd. 2, S. 243 ff.; dazu E. R. Huber, Verfassungs-
geschichte, Bd. 3, S. 861 ff. 
7 6 5 Vgl. H. Kaack S. 34 f. 
7 6 6 Vgl. D. Thränhardt, S. 105. 
7 6 7 Die Abgeordneten der Bayerischen Patriotenpartei schlössen sich im Deutschen 
Reichstag der Zentrumspartei an. 1887 nahm die Patriotenpartei ohnehin den Namen 
„Bayerische Zentrumspartei" an. Vgl. K. Möckl S. 220 f. 
7 6 8 Vgl. Regierungsblatt 1871, Sp. 205 f. 
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teil des gesamten Reichstagswahlkreises Regensburg bildete, gilt diese Aussage mit 
einer Ausnahme ebenfalls: Bei der ersten Reichstagswahl am 3. März 1871 sieg-
ten hier die Liberalen. Unter dem unmittelbaren Eindruck der Gründung des 
Deutschen Reiches im Verlauf des deutsch-französischen Kriegs, nur zwei Wochen 
nach der Kaiserproklamation von Versailles, entschieden sich in der allgemeinen 
Euphorie über die Verwirklichung des deutschen Nationalstaates 2387 Wähler 
(64,3 Prozent) in Regensburg für die liberale Partei, 1324 Wähler (35,7 Prozent) 
für die Patriotenpartei. Der Erfolg der Liberalen in der Stadt Regensburg kam 
aber wegen der Mehrheit patriotischer Wähler im übrigen Wahlkreis nicht zum 
Tragen: Der Kandidat der Bayerischen Patriotenpartei, Gutsbesitzer Adolf Graf 
v. Walderdorff aus Kürn 7 6 9 erreichte insgesamt 7215 Stimmen (55,2 Prozent), der 
Kandidat der liberalen Partei, Gutsbesitzer Georg Hamminger aus Aukofen, 
erfolgloser liberaler Landtagskandidat bereits 1869 7 7 ° , hingegen nur 5838 Stim-
men (44,7 Prozent) 7 7 1. Das besondere Problem der Bayerischen Patriotenpartei, 
der Schwesterpartei def~Zerrtnrmspartei im- Reich (vereinigt 1887) war es, ihre 
Anhängerschar für die Reichstagswahl überhaupt zu motivieren, nachdem sie 
einem Deutschen Reich unter preußischem Vorzeichen bis dahin vollkommen ab-
- lehnend gegenübergestanden hatte 7 7 2 . Die patriotische Fraktion des Bayerischen 
Landtags gab jedoch anfangs Februar 1871 in einem Aufruf zu den Wahlen für 
den deutschen Reichstag die Losung aus, zur Stärkung des föderativen Elements 
im Deutschen Reich sei „es Pflicht dertayerischen Patrioten, sich mit allen Kräf-
ten an den Wahlen zu beteiligen" 7 7 3 . Daran anknüpfend, forderte auch das 
Regensburger Morgenblatt die örtlichen Parteimitglieder auf, an die Arbeit zu 
gehen, „um Freiheit und Volks wohl im deutschen Reiche zu erkämpfen" . . . ; 
„Wohlstand in Friede und Freiheit, kein centralisirender Einheitsstaat, kein das 
Mark verzehrender Militarismus, keine schablonenmäßige Gleichmacherei der Ein-
zelstaaten, Kampf für Recht und Freiheit, das ist die Parole, welcher das Volk 
zustimmt und mit welcher es dieß Mal zur Wahlurne schreitet" 7 7 4 . Eine Wahl-
beteiligung von 67,0 Prozent im Reichstagswahlkreis Regensburg 7 7 5 bewies, 
daß die Appelle der patriotischen Parteiführung im Wählervolk weitgehend auf 
Widerhall stießen. 
Die Sozialdemokraten beteiligten sich erstmals 1874 mit einem eigenen Kandi-
daten, Carl Friedrich Rick aus München 7 7 6 , an den Reichstagswahlen. Die liberale 
Partei suchte die Sozialdemokraten von der Sinnlosigkeit ihres Unterfangens zu 
überzeugen und sie umgekehrt zur Stimmabgabe für ihren Kandidaten, den Gast-
wirt und Ökonom Carl Föckcrcr, ein Mitglied der Fortschrittspartei 7 7 7 , zu über-
reden 7 7 8 , jedoch vergeblich. Der eigentliche Wahlkampf aber wurde — an den 
7 6 9 Adolf Graf v. Walderdorff, geb. 21. 7. 1835 auf Schloß Hauzenstein, gest. 28. 5. 
1919 in Möggingen. Vgl. Schwarz S. 489 f. 
7 7 0 Vgl.o. S.251. 
7 7 1 Vgl. Tabelle 7. 
7 7 2 Vgl. etwa; die Haltung der Bayerischen Patriotenpartei bei den Landtags wählen 
1869. S. o. S. 249. 
7 7 3 RM Nr. 33,10.2.1871. 
7 7 4 RM Nr. 33, 10.2. 1871. 
7 7 5 Vgl. Tabelle 6; Zeitschrift 3 (1871), S. 198. 
7 7 6 Vgl. bereits o. S. 193. 
7 7 7 Vgl. bereits Teil II, VO 120 (1980) S. 330. 
7 7 8 Vgl. RTB Nr. 7, 7. 1.1874. 
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Sozialdemokraten vorbei — , zwischen den Liberalen und der Bayerischen Patrio-
tenpartei, geführt. Er stand ganz im Zeichen des Kulturkampfes. Während das 
liberale Regensburger Tagblatt die preußischen Maigesetze von 1873 als not-
wendige „Schutzmaßregeln" 7 7 9 des Staates gegen die Kirche verteidigte, ging es 
für das Regensburger Morgenblatt „um Sein oder Nichtsein des Christentums in 
Deutschland" 7 8 ° . 
Die Wahl am 10. Januar 1874 gewann dann überlegen der neue Kandidat der 
Bayerischen Patriotenpartei, Bierbrauer und Ökonom Johann Brückl aus Min-
traching 7 8 1. Er vereinigte im Wahlkreis Regensburg 13 807 Stimmen (77,8 Pro-
zent) auf sich, Föckerer dagegen nur 3632 (20,5 Prozent), Rick 297 (1,7 Prozent). 
Anders als 1871, trug die Patriotenpartei aber auch in der Stadt Regensburg mit 
2353 Stimmen (50,8 Prozent) den Sieg davon; die Liberalen mußten sich mit 
2052 Stimmen (44,3 Prozent), die Sozialdemokraten mit 221 Stimmen (4,8 Pro-
zent) begnügen 7 8 2 . In einer Betrachtung nach der Wahl machte das Regensburger 
Tagblatt auch gewisse Schattenseiten des Preußentums, so den Militarismus, für 
die Niederlage der Liberalen in Bayern verantwortlich783. 1871 nämlich entsandte 
der süddeutsche Bundesstaat 30 liberale und 18 bayerisch-patriotische Abgeordnete 
nach Berlin, 1874 dagegen nur noch 16 liberale und 32 patriotische 7 8 4 . Daß der 
konfessionelle Faktor, speziell die Sorge um den Bestand von Kirche und Glaube, 
bei dieser Wahl für den Umschwung verantwortlich war, blieb letztlich auch dem 
Tagblatt nicht verborgen 7 8 5 . 
Brückl konnte sich auch bei den Reichstagswahlen am 10. Januar 1877 und 
30. Juli 1878 durchsetzen, so daß er bis 1881 Mitglied des Reichstags blieb. Er 
baute den Stimmenanteil der Patriotenpartei in der Stadt Regensburg von 50,8 
Prozent 1874 und 1877 auf 54,1 Prozent im Jahr 1878 aus; im gesamten Wahlkreis 
allerdings sank dieser von 77,8 Prozent im Jahr 1874 auf 75,5 Prozent 1878 7 8 6 . 
Liberale und Sozialdemokraten präsentierten 1877 und 1878 jeweils neue Kandi-
daten. Die liberale Partei schickte 1877 Bezirksamtmann Robert Schmid von 
Stadtamhof ins Rennen 7 8 7 , der bereits 1869 als Landtagskandidat des Wahl-
kreises Regensburg sein Glück versucht hatte 7 8 8 . 1871 und 1874 hatte sich die 
liberale Partei in Regensburg von der Überlegung leiten lassen, daß bei der über-
wiegend ländlichen Bevölkerung des Wahlkreises ein Vertreter bäuerlicher Inter-
essen die größeren Wahlchancen hätte, und darum auch, trotz Kritik aus eigenen 
Reihen, auf einen städtischen Kandidaten verzichtet 7 8 9 . Nach dem Mißerfolg der 
Vertreter vom Lande verfiel man 1877 auf eine Zwischenlösung: Bezirksamt-
mann Schmid aus der Regensburger Vorstadt Stadtamhof, würde — so hoffte 
7 7 9 Vgl. RTB Nr. 353, 23.12.1873. 
780 RMNr.5,8.1. 1874. 
7 8 1 Johann Brückl, geb. 26. 7. 1812 in Barbing, gest. 6.3. 1882 in Mintraching. Vgl. 
Schwarz S. 281. 
7 8 2 Vgl. Tabelle 7. 
7 8 3 Vgl. RTB Nr. 26,26. 1. 1874. 
7 8 4 Vgl. RTB Nr. 17, 17. 1. 1874. 
7 8 5 Vgl. RTB Nr. 23,23. 1.1874. 
7 8 6 Vgl. Tabelle 7. 
7 8 7 Vgl. RTB Nr. 3,3. 1. 1877. 
7 8 8 Vgl. o. S. 252. 
7 8 9 Vgl. RTB Nr. 41, 10.2.1871, Nr. 47, 16.2.1871, Nr. 343, 13.12.1873, Nr. 5, 
5.1. 1874. 
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man — aufgrund seiner Amtsstellung bei der ländlichen Bevölkerung gut ankom-
men 7 9 0 . Schmid errang für die Liberalen zwar einige Vorteile gegenüber 1874, 
nämlich 26,1 statt 20,5 Prozent im Wahlkreis, 46,5 Prozent statt 44,3 Prozent in 
der Stadt, doch erzielte er damit keinen entscheidenden Durchbruch 7 9 1. Deshalb 
nominierte „Das reichstreue Wahlcomite" 7 9 2 , ein vom Liberalen Verein Regens-
burg unter Einbeziehung von Vertrauensmännern der größeren Orte des Reichs-
tagswahlkreises Regensburg gebildetes Gremium 7 9 3 , für die Reichstagswahl 1878 
den Regensburger Großhändler Lorenz Simon Ludwig; der Kandidat aus der 
größten Stadt des Wahlkreises, zugleich erster Vorsitzender des Regensburger 
Liberalen Vereins 7 9 4 , sollte nun die Wende bringen. Doch die Vorzeichen standen 
schlecht, eine Doppelkandidatur verminderte die Siegeschancen von vorneherein. 
Eine Wählerversammlung in Burglengenfeld-Maxhütte entschied sich für den 
Eisenwerksdirektor Ernst Fromm in Maxhütte 7 9 5 . Fromm war bereits 1871 als 
Reichstagskandidat im Gespräch, trat damals aber freiwillig zurück 7 9 < J . Die libe-
ralen Wählerstimmen zersplitterten sich dementsprechend: Zwar erhielt Fromm 
in der Stadt Regensburg nur 6 Stimmen, im ganzen Wahlkreis jedoch 933 Stim-
men; für Lorenz entschieden sich in der Stadt 1971, im Wahlkreis 2571 Wähler. 
Insgesamt mußten die Liberalen 1878 gegenüber 1877 einen Rückgang von 46,5 
auf 44,2 Prozent der Wählerstimmen in der Stadt und von 26,1 auf 23,9 Prozent 
im Wahlkreis verzeichnen 7 9 7 . 
Ähnlich wie bei den Liberalen, neigte sich auch die Erfolgskurve der Sozial-
demokraten bei den Reichstagswahlen nach unten. Hatte Rick 1874 in der Stadt 
noch 221 Wähler (4,8 Prozent) hinter sich, so verminderte sich deren Zahl 1877 
bei Buchhändler Jakob Endres aus Augsburg bereits auf 121 (2,6 Prozent). Zwei 
den Sozialdemokraten fälschlich angelastete Attentate auf Kaiser Wilhelm im 
Mai 1878 kosteten dieser Partei bei den Reichstagswahlen 1878 weitere Stimmen, 
so daß sich für Redakteur Alois Kiefer aus München nur mehr 66 Wähler (1,5 
Prozent) entschieden. Im gesamten Wahlkreis Regensburg wirkten die Zahlen 
noch entmutigender: 1,7 Prozent Wählerstimmen 1874, 1,1 Prozent 1877, nur 
noch 0,5 Prozent 1878! 7 9 8 . Diese Mißerfolge vor Augen, dazu noch den scharfen 
Überwachungsbestimmungen des Sozialistengesetzes unterworfen 7 9 9 , verzichteten 
die Sozialdemokraten bei den Reichstagswahlen 1881 und 1884 auf eine Kandi« 
datennominierung. 
Desgleichen zog es die liberale Partei 1881 vor, sich der Wahl zu enthalten 8 0 0 , 
nachdem sie von 1871 bis 1878 alle taktischen Varianten der Kandidatennomi-
nierung erfolglos durchgespielt hatte. Obwohl also der Bayerischen Patrioten-
partei das Feld bei der Reichstagswahl am 27. Oktober 1881 vollkommen über-
lassen wurde, konkurrierten dennoch drei Kandidaten miteinander — Ausdruck 
7 9 0 Vgl .RMNr. 1,3.1.1877. 
7 9 1 Vgl. Tabelle 7. 
7 9 2 RTB Nr. 196, 19. 7.1878. 
7 9 3 Vgl. RTB Nr. 185, 8. 7.1878, Nr. 200,23. 7. 1878. 
7 9 4 Vgl. Teil II, V O 120 (1980), S. 322. 
7 9 5 Vgl. RTB Nr. 189, 12. 7. 1878, Nr. 202,25. 7.1878, Nr. 206,29. 7. 1878. 
7 9 6 Vgl. RTB Nr. 56, 25. 2.1871. 
7 9 7 Vgl. Tabelle 7. 
7 9 8 Vgl. Tabelle 7. 
7 9 9 Vgl.o.S.201ff. 
8 0 0 Vgl. RTB Nr. 282, 13. 10. 1881. 
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der zu diesem Zeitpunkt in der Patriotenpartei vorhandenen Spannungen und 
Flügelkämpfe 8 0 1 : Für den extrem-konservativen Flügel kandidierte der Redak-
teur des Neuen Bayerischen Volksblattes von Stadtamhof, Johann Fußangel 8 0 2 ; 
mit ihm sympatisierten auch die Regensburger Sozialdemokraten 8 0 3 . Für den 
gemäßigt konservativen Flügel ließ sich Gutsbesitzer Franz Frhr. v. Gruben 8 0 4 , 
pensionierter Chef der fürstl. Thum und Taxisschen Gesamtverwaltung, nomi-
nieren 8 0 5 . Er löste den bisherigen, 69 Jahre alten Reichstagsabgeordneten Johann 
Brückl ab, der zugunsten dieser „jüngeren Kraft" 8 0 6 — allem Anschein nach 
aber nur unter gelindem Drucke — auf eine erneute Mandatsbewerbung ver-
zichtet hatte. Eine Splittergruppe ländlicher Wähler, denen weder der radikale 
Redakteur Fußnagel noch der adelige Gutsbesitzer Frhr. v. Gruben behagte, ver-
steifte sich auf den Hausbesitzer Sebastian Fleischmann aus Reinhausen. Reelle 
Chancen aber hatte nur der vom patriotischen Wahlkomitee in Regensburg, durch 
das Regensburger Morgenblatt empfohlene Kandidat. Dieser, Frhr. v. Gruben, 
erhielt im Wahlkreis 7995, Fußangel 397 und Fleischmann 94 Stimmen; in der 
Stadt ging Fleischmann leer aus, Fußangel erzielte trotz Unterstützung durch die 
Sozialdemokraten nur 74, Frhr. v. Gruben jedoch 1968 Stimmen 8 0 7 . 
Franz Frhr. v. Gruben hieß auch der Sieger der nächsten beiden Reichstags-
wahlen. Am 28. Oktober 1884 sammelte die Bayerische Patriotenpartei durch 
ihn, der sich auf dem Amberger Katholikentag 1884 als Theoretiker christlicher 
Sozialpolitik profiliert hatte 8 0 8 , im Wahlkreis 80,0 Prozent, in der Stadt 58,4 
Prozent der Wählerstimmen, beides Höchstwerte seit 1871, sieht man vom Jahr 
der liberalen Wahlenthaltung 1881 ab! Umgekehrt bedeuteten die 19,8 Prozent 
des Rechtsanwalts Ernst Gaßner aus Amberg im Wahlkreis das schlechteste Ergeb-
nis für die liberale Partei im genannten Zeitraum 8 0 9 . Ursache hierfür war nicht 
zuletzt die unentschlossene Haltung des Liberalen Vereins Regensburg, der den 
liberalen Parteigängern bis zehn Tage vor der Wahl Wahlenthaltung empfohlen 
hatte 8 1 0. 
Die Reichstagswahlen vom 21. Februar 1887, die sogenannten Septennats-
wahlen, wurden von der Kontroverse beherrscht, ob der künftige Reichstag ein 
drittesmal den Heeresetat auf sieben Jahre genehmigen sollte oder nicht. Der 
„Wahlausschuß des liberalen Vereins für Regensburg und Umgebung" 8 1 1 , sprach 
8 0 1 Zu den Spannungen innerhalb der Patriotenpartei vgl. bereits Teil II, VO 120 
(1980) S.242 ff. 
8 0 2 Vgl. RTB Nr. 250,11.9. 1881. 
8 0 3 Vgl. RTB Nr. 275, 6. 10. 1881. 
8 0 4 Franz Frhr. v. Gruben, geb. 13.2.1829 in Düsseldorf, gest. 23.10.1888 in Regens-
burg. Vgl. M. Schwarz S. 330 f. 
8 0 5 Vgl. RTB Nr. 290, 21.10.1881; RM Nr. 238, 21.10.1881, Nr. 242, 26.10.1881. 
8 0 6 RM Nr. 238, 31.10.1881; dort hieß es in einer Erklärung Brückls: „Erklärung. 
Seit 7 Jahren vertrat ich den Wahlkreis Regensburg im deutschen Reichstag, und bin 
mir bewußt, dem Vertrauen meiner Wähler als Mitglied des Centrums stets entsprochen 
zu haben. Ich würde auch dieses Mal, trotz meiner Jahre, dem an mich neuerdings ge-
stellten Ansuchen um Wiederannahme des Mandats entsprochen haben, wenn sich nicht 
im Wahlkreis selbst eine jüngere Kraft gefunden hätte . . 
8 0 7 Vgl. Tabelle 6. 
8 0 8 Vgl. E. Filthaut S. 92. 
8 0 9 Vgl. Tabelle 7. 
8 1 0 Vgl. RTB Nr. 288,18. 10.1884. 
8 1 1 RTB Nr. 47,16.2.1887. 
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sich in einem Aufruf an die Wähler des Wahlkreises Regensburg unbedingt dafür 
aus, und empfahl als Kandidaten Rechtsanwalt Dr. Karl Reinhold, den Vorsit-
zenden des Liberalen Vereins Regensburg 8 1 2. Das „Wahlcomite der Centrums-
partei in Regensburg" 8 1 3 hingegen lehnte das Septennat ebenso ab wie die Sozial-
demokraten, die sich in diesem Jahr mit der Kandidatur des Nürnbergers Karl 
Grillenberger wieder in den Reichstagswahlkampf einschalteten814. Die Sozial-
demokraten bedienten sich übrigens damals bereits eines recht modern anmutenden 
Werbemittels, nämlich kleiner Aufkleber (6,5x1,5 cm) mit rotem Aufdruck 
„Wählt Grillenberger!", die sie überall in der Stadt hinterließen 8 1 5 . Sie erreich-
ten in der Stadt überraschend 408 Stimmen (8,0 Prozent), während ihr Maximum 
in den siebziger Jahren bei 221 Stimmen (4,8 Prozent) lag. Der größere Rückgang 
des Stimmenanteils beim Zentrum von 80,0 auf 75,6 Prozent im Wahlkreis, von 
58.4 auf 52,4 Prozent in der Stadt, deutet darauf hin, daß die sozialdemokrati-
schen Wähler des Jahres 1887 drei Jahre zuvor beim Zentrum zu finden waren. 
Der Verlust der Liberalen dagegen fiel geringer aus: 19,6 Prozent betrug ihr 
Anteil 1887 im Wahlkreis (1884: 19,8 Prozent), 39,6 Prozent in der Stadt (1884: 
41.5 Prozent) 8 l e. 
Nachdem Frhr. v. Gruben am 23. Oktober 1888 starb 8 1 7 , wurde im Reichstags-
wahlkreis Regensburg am 14. Januar 1889 eine Nachwahl notwendig 8 1 8. Für sie 
griff die Zentrumspartei auf den früheren Reichstagsabgeordneten von 1871, 
Adolf Graf v. Walderdorff zurück 8 1 9 . Diese Wahl brachte der Zentrumspartei 81,7 
Prozent der Wählerstimmen im Wahlkreis und 60,2 Prozent in der Stadt ein — 
abgesehen vom Wahlenthaltungsjahr 1881 — das beste Ergebnis im gesamten 
Zeitraum von 1871 bis 1914. 
Das Rekordergebnis von 1889 konnte Walderdorff jedoch bei der Reichstagswahl 
am 20. Februar 1890 nicht halten. Die Sozialdemokraten, 1889 mit dem Münch-
ner Georg v. Vollmar als Kandidaten bereits deutlich im Aufwärtstrend (10,1 
Prozent der Stimmen in der Stadt, 7,0 Prozent im Wahlkreis), erzielten nun mit 
dem Nürnberger Karl Grillenberger 14,7 Prozent in der Stadt und 12,3 Prozent 
im Wahlkreis. Das Zentrum mußte sich nun mit 55,7 Prozent in der Stadt und 
74,1 Prozent im Wahlkreis zufrieden geben. Die liberale Partei, 1889 im Wahl-
kreis bereits auf 10,9 Prozent abgesackt, zeigte sich 1890 mit 13,2 Prozent wieder 
leicht erholt; in der Stadt blieb ihr Stimmenanteil mit 29,6 Prozent fast konstant 
(1889: 29,7 Prozent) 8 2 ° . 
Ihren absoluten Tiefpunkt erreichte die liberale Partei bei der Reichstagswahl 
am 15. Juni 1893. Zum einen präsentierte sie wieder, wie bereits 1890, den wenig 
bekannten Oberingenieur a. D. Wilhelm Hof mann aus Niederwinzer, zum ande-
ren trat gegen diesen offiziellen, vom Ausschuß des Liberalen Vereins für Regens-
burg und Umgebung ausgerufenen Kandidaten 8 2 1 Bezirksamtmann Karl Wagner 
8 1 2 Vgl. Teil II, V O 120 (1980) S. 323; RM Nr. 45, 24. 2. 1887. 
8 1 3 RM Nr. 41,20. 2. 1887. 
8 1 4 Vgl. StM an Wahlkommissär Wagner, 21. 2. 1887, StR ZR 157. 
8 1 5 Vgl. RTB Nr. 54,23. 2. 1887. 
«« Vgl. Tabelle 7. 
8 1 7 Vgl. Anm. 804. 
8 1 8 Vgl. RW Nr. 50, 11. 12. 1888. 
8 1 9 Vgl. RM Nr. 289, 17. 12. 1888. 
8 2 0 Vgl. Tabelle 7. 
8 2 1 Vgl. RTB Nr. 147, 30. 5.1893, Nr. 151, 4. 6. 1893. 
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aus Regensburg als Doppelkandidat auf 8 2 2 . So rutschte die liberale Partei im 
Wahlkreis auf unter 10 Prozent (exakt 9,9 Prozent), in der Stadt auf 25,8 Pro-
zent, beides die schlechtesten Ergebnisse von 1871 bis 1914. Andererseits kletterte 
der Stimmenanteil der Sozialdemokratie bei dieser ersten Wahl nach Aufhebung 
des Sozialistengesetzes in der Stadt auf 17,5 Prozent, dies blieb der Spitzenwert 
der Sozialdemokraten in Regensburg überhaupt vor dem Ersten Weltkrieg. Mit 
14,8 Prozent überboten sie auch erstmals den Prozentsatz der Liberalen im Wahl-
kreis. Sozialdemokratischer Bewerber um ein Reichstagsmandat war 1893 ein 
Regensburger, Kaufmann Thomas Neuwirth 8 2 3 . Die Zentrumspartei verfügte 
diesmal noch, trotz weiterer Einbußen, über eine sichere Mehrheit sowohl in der 
Stadt (56,3 Prozent) als auch im Wahlkreis (69,3 Prozent), so daß ihr neuer Kan-
didat, Buchhändler Karl v. Lama aus Regensburg 8 2 4 , ungefährdet in den Reichs-
tag einziehen konnte. 16 Stimmen im Wahlkreis für den Partikularisten Dr. Jo-
hann Sigl aus München zeugten davon, daß geringe Reste des einstigen radikal-
konservativen Flügels der Patriotenpartei noch immer existierten. 
Eine Gefahr drohte der Zentrumspartei vom neu gegründeten Bayerischen 
Bauernbund, der im überwiegend ländlich strukturierten Wahlkreis Regensburg 
schnell an Anhängerschaft gewann. Während sich 1893 die Wählergefolgschaft 
des bauernbündlerischen Kandidaten Martin Vilsmeier aus Rempelkofen im 
Landkreis noch auf 913 Personen (5,5 Prozent) beschränkte — in der Stadt Regens-
burg wurde keine einzige Stimme für ihn abgegeben — , erzwang sein Nach-
folger Ökonom Xaver Mayer aus Hellkofen, 1898 eine Stichwahl. Aus dem 
ersten Wahlgang am 16. Juni 1898 nämlich ging der Bauernbund im Wahlkreis 
mit 6091 Wählerstimmen (36,1 Prozent) als zweitstärkste Partei neben dem Zen-
trum hervor. Für das Zentrum entschieden sich lediglich 6923 Wähler (41,1 Pro-
zent), für die Liberalen 2106 (12,5 Prozent), für die Sozialdemokraten 1685 
(10,0 Prozent), für sonstige 49 (0,3 Prozent). Unter den „Sonstigen" tauchte 
zum ersten und einzigen Male ein Kandidat der Deutschen Volkspartei, Schrift-
steller Dr. Ludwig Quidde aus München auf, er erhielt in der Stadt 33, im Wahl-
kreis 36 Stimmen 8 2 5 . Eine Wahlabsprache zwischen Liberalen, Sozialdemokraten 
und Bauernbund zur Stichwahl 8 2 6 brachte das Zentrum in eine äußerst kritische 
Situation, hatten diese drei Parteien in der Erstwahl doch über 58 Prozent der 
Stimmen errungen. Dennoch siegte am 27. Juni 1898 der Zentrumskandidat v. 
Lama mit 9475 Stimmen (52,2 Prozent) über den Bauembundskandidaten Xaver 
Mayer, der 8681 Stimmen (47,8 Prozent) erzielte 8 2 7 . Die Tatsache, daß ein Teil 
der Regensburger Liberalen letztlich doch lieber einen Angehörigen des städti-
schen Bürgertums — v. Lama war Buchhändler in Regensburg — als einem Bauern-
8 2 2 Vgl. Zeitschrift 25 (1893) S. 79. 
8 2 3 Neuwirth wurde nicht ohne Widerstände in der eigenen Partei nominiert, da er ein 
Abzahlungsgeschäft betrieb. Vgl. RTB Nr. 134,16. 5.1893, Nr. 146, 29. 5.1893. 
8 2 4 Karl Ritter v. Lama, geb. 1.7.1841 in Augsburg, gest. 7. 7. 1920 in Füssen. Vgl. 
M.Schwarz S. 381. Der bisherige Reichstagsabgeordnete Adolf v. Walderdorff hatte aus 
Gesundheitsrücksichten eine erneute Kandidatur abgelehnt. V. Lama wurde erst nomi-
niert, nachdem Weihbischof Frhr. v. Ow abgelehnt hatte. Vgl. RM Nr. 110, 16.5.1893, 
Nr. 115, 23.5.1893; RA Nr. 129, 11.5.1893, Nr. 140, 23.5.1893, Nr. 155, 8.6.1893. 
8 2 5 Vgl. Zeitschrift 30 (1898) S. 121. 
8 2 6 Vgl. RTB Nr. 167, 21. 6.1898, Nr. 169,23. 6. 1898; NDP Nr. 102, 4. 5.1911. 
8 2 7 Vgl. Tabelle 6. 
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Vertreter im Reichstag sitzen sah, gab nach Ansicht des Regensburger Morgen-
blattes den Ausschlag bei dieser Wahl 8 2 8 . 
Die Reichstagswahl vom 16. Juni 1903 offenbarte dann, daß die Kraft des 
Bayerischen Bauernbundes bereits gebrochen war. Auf den Bauernbündler Karl 
Schäfer, Bürgermeister und Ökonom von Pondorf, entfielen im Wahlkreis nur 
mehr 17,3 Prozent der Stimmen, also weniger als die Hälfte der Erstwahl 1898. 
Gutsbesitzer Max Frhr. v. Pfetten aus Ramspau 8 2 9 errang für die Zentrumspartei 
55,6 Prozent, Rechtsanwalt Dr. Georg Seitz aus Regensburg für die liberale Par-
tei 13,8 und Schuhmachermeister Johann Baptist Hagen, erster Vorsitzender des 
Sozialdemokratischen Vereins Regensburg 8 3 ° , für die Sozialdemokratische Partei 
13,1 Prozent. Der parteilose Bürgermeister von Schwandorf, Georg Eisenhart, 
sammelte 0,5 Prozent für sich. 1903 war das Jahr, in dem erstmals der Stimmen-
anteil der Sozialdemokraten in der Stadt Regensburg niedriger ausfiel als im 
gesamten Wahlkreis: 12,0 Prozent betrug er in der Stadt, 13,1 Prozent im Wahl-
kreis. Das Zentrum erzielte in der Stadt 52,2, die liberale Partei 34,9, der Baye-
rische Bauernbund 0,8 Prozent 8 3 1. 
Daß die Zentrumspartei 1903 ihre absolute Mehrheit im Wahlkreis Regensburg 
wiedererlangte und bis 1912 auch behauptete, verdankte sie vor allem den christ-
lichen Bauern vereinen 8 3 2 . Sie führten das Landvolk aus dem Lager des Bayeri-
schen Bauernbundes wieder zum Zentrum zurück. Als Gegenleistung hierfür bean-
spruchten die Bauernvereinsfunktionäre unmißverständlich die Reichstagskandi-
daturen für sich. Dies rief in der Regensburger Zentrumspartei einige schwer-
wiegende Konfliktsituationen hervor. Als nach der „Absägung" 8 3 3 des wenig be-
fähigten Landtags- und Reichstagsabgeordneten v. Lama 8 3 4 die Reichstagskan-
didatur offenstand, setzte sich Baron v. Pfetten, der Kassier des Oberpfälzischen 
Christlichen Bauernvereins 8 3 5 , gegen andere Bewerber, darunter auch Heinrich 
Held, zum erstenmal durch 8 3 8 . 
Als zur Reichstagswahl 1907 Redakteur Heinrich Held, Favorit der Regens-
burger christlichen Arbeiterschaft und städtischen Bürgerschaft von einer ordent-
lichen einberufenen Vertrauensmännerversammlung der Zentrumspartei des 
Reichstagswahlkreises Regensburg am 27. Dezember 1906 zum offiziellen Kandi-
daten erklärt wurde 8 3 7 , bestritt Baron v. Pfetten die Kompetenz dieser Versamm-
lung zur Kandidatennominierung und setzte mit massiver Unterstützung seitens 
8 2 8 Vgl. RM Nr. 144,1./2. 7.1898. 
8 9 0 Mux Frhr. v. Tfcttcn, geb. 15. 9. 1861 in Ramspau, gest. 23. 9. 1929 in Ramspau. 
Vgl. M. Schwarz S. 423. 
8 3 0 Vgl. o. S. 212 f. 
8 3 1 Vgl. Tabelle 7. 
8 3 2 Vgl. bereits Teil II, V O 120 (1980) S. 300 ff. 
8 3 3 RTB Nr. 55, 27. 2. 1093. 
8 3 4 Die „Lama-Affaire", die Aufforderung der Regensburger Zentrumspartei an den 
bisherigen Landtags- und Reichstagsabgeordneten zum Verzicht auf eine erneute Kandi-
datur, rief in der bayerischen Presse einiges Aufsehen hervor. Vgl. RTB Nr. 24, 26.1. 
1903, Nr. 28, 30.1.1903, Nr. 37, 9.2.1903, Nr. 40, 12.2.1903, Nr. 55, 27.2.1903, 
Nr. 62, 6. 3. 1903; RM Nr. 26,3.//4. 2.1903, Nr. 52,6.3. 1903. 
8 3 5 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 301. 
8 3 6 Als Kandidaten waren auch Generalvikar Leitner und Präses Mehler im Gespräch. 
Vgl. RTB Nr. 55, 27.2.1903, Nr. 62, 6.3.1903; RM Nr. 34, 13.2.1903, Nr. 52, 6.3. 
1903, Nr. 63,19.3.1903. 
8 3 7 Vgl. RA Nr. 647,28. 12. 1906; RM Nr. 1,3.1.1907. 
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des Christlichen Bauernvereins seine Kandidatur durch 8 3 8 . Für Held war diese 
Verletzung der Parteidisziplin der Anstoß zu einer durchgreifenden Neuorgani-
sation der Zentrumspartei der Oberpfalz 8 3 9 , für den Augenblick aber überließ er 
seinem Rivalen das Feld, um den Sieg der Zentrumspartei im Wahlkreis nicht zu 
gefährden 8 4 ° . Baron v. Pfetten erreichte so mit loyaler Unterstützung des größten 
Teils der Regensburger Zentrumsanhängerschaft 66,3 Prozent der Stimmen im 
Wahlkreis, 48,0 Prozent in der Stadt, während 0,5 Prozent der Wähler im Wahl-
kreis und 0,2 Prozent in der Stadt in einer Art Trotzreaktion an Heinrich Held 
festhielten. Liberale und Sozialdemokraten lagen diesmal mit 16,8 bzw. 16,3 Pro-
zent im Wahlkreis fast gleichauf, in der Stadt jedoch hatten die Liberalen mit 
36,3 Prozent gegenüber den Sozialdemokraten (15,5 Prozent) noch einen deut-
lichen Vorsprung. Der Bayerische Bauernbund beteiligte sich 1907 im Regens-
burger Wahlkreis nicht an der Reichstags w ä h l 8 4 1 . 
Bei der Reichstagswahl 1912 löste der Amtsrichter Dr. August Trendel Frhrn. 
v. Pfetten als Zentrumskandidaten ab 8 4 2 . Trotz erbittertster Agitation, die von 
Liberalen, Sozialdemokraten und Bauernbund in gemeinsamer Stoßrichtung 
gegen das Zentrum entfacht wurde 8 4 3 und die mit 80,0 Prozent zur bisher höch-
sten Wahlbeteiligung im Reichstagswahlkreis Regensburg führte 8 4 4 , behauptete 
sich das Zentrum im Wahlkreis mit 63,0 Prozent. Der Bayerische Bauernbund 
erreichte nur mehr 4,8 Prozent — gegenüber 36,1 Prozent im Jahr 1898 und 17,3 
Prozent im Jahr 1903 — lediglich ein schwacher Nachhall seiner Stärke. 
Der stete, leichte Anstieg der Sozialdemokraten seit 1903 hielt an, so daß sie 
nunmehr mit 17,0 Prozent die Liberalen mit 15,1 Prozent erneut — wie bereits 
1893 — überrundeten. Der Stimmenanteil der Sozialdemokraten in Stadt (17,1 
Prozent) und Wahlkreis (17,0 Prozent) war nun fast identisch. Die Liberalen er-
wiesen sich in der Stadt mit 34,2 Prozent noch genau doppelt so stark wie die 
Sozialdemokraten. Das Zentrum hatte hier, wie bereits 1907, die 50-Prozent-
marke verfehlt, bildete aber mit 48,5 Prozent die stärkste Partei. Lediglich eine 
Splittergruppe von 0,1 Prozent (exakt 11 Wähler) bekannte sich innerhalb der Stadt 
zum Bayerischen Bauernbund. Die stärkste Partei aber bildete hier weiterhin das 
Zentrum mit 48,5 Prozent, obwohl es, wie bereits 1898 und 1907, die 50-Prozent-
marke unterschritten hatte 8 4 5 . 
8 3 8 Vgl. RM Nr. 2, 4.1.1907, Nr. 4, 6.1.1907, Nr. 5, 7./8.1.1907, Nr. 6, 9.1.1907, 
Nr. 8, 11.1.1907, Nr. 9, 12.1.1907, Nr. 12, 16.1.1907, Nr. 13, 17.1.1907, Nr. 14, 
18.1.1907; RTB Nr. 2, 3.1.1907, Nr. 3, 4.1.1907, Nr. 13, 16.1.1907, Nr. 14, 17.1. 
1907, Nr. 18,22.1.1907. 
8 3 9 Vgl. Teil II, VO 120 (1980) S. 264 ff., 303. 
8 4 0 Vgl. RM Nr. 20, 25.1. 1907. 
8 4 1 Vgl. Tabelle 6. 
8 4 2 Vgl. RA Nr. 16,11.1.1912. 
8 4 3 Vgl. RA 12, 9.1.1913, Nr. 28, 17.1.1912; NDP Nr. 5, 9.1.1912; RNN Nr. 7, 
8.1.1912. Bürgermeister Geßler bemerkte in seinem Bericht an die Regierung der Ober-
pfalz und von Regensburg: „Der Wahlkampf wurde dahier wie überall mit einer Er-
bitterung geführt, wie sie bisher nicht zu beobachten war." Geßler an RegOR, 15.1. 
1912, StRZR 7697. 
8 4 4 Vgl. Zeitschrift 44 (1912) S. 231. 
8 4 5 Vgl. Tabelle 7. 
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4. Wahlergebnisse im Vergleich 
überblickt man die Ergebnisse der Reichstags-, Landtags- und Gemeinde-
wahlen in Regensburg, so läßt sich feststellen, daß keine der Parteien auf allen 
drei Ebenen gleichzeitig erfolgreich war: Während die Bayerische Patriotenpartei 
bzw. das Zentrum ohne Ausnahme alle Reichstagswahlen im Reichstagswahlkreis 
Regensburg gewann, die liberale Partei eindeutig bei den Kommunalwahlen 
dominierte — jedenfalls bis zur Einführung des Verhältniswahlrechts 1908 — , 
wechselten sich Liberale Partei und Patriotenpartei bzw. Zentrum bei den Land-
tagswahlen als Sieger mehrmals ab. Aufgeschlüsselt nach Parteien ergibt sich 
folgendes Bild: 
Die Liberale Partei setzte bei den Gemeindewahlen (Gemeindebevollmächtigten-
Wahlen) 1869 mit einem Stimmenanteil von 64,9 Prozent ein, beherrschte in den 
Jahren der Wahlenthaltung der Katholisch-Konservativen (1875, 1881, 1887— 
1893) mit 97 bis 100 Prozent das Feld, behauptete bei der ersten Wahl nach Ein-
führung des Verhältniswahlrechts mit 50,2 Prozent noch knapp die absolute 
Mehrheit, sank aber 1914 auf einen Tiefststand von 39,9 Prozent ab. Bei den 
Landtagswahlen — hier ist ein Vergleich nach Stimmenanteilen erst ab 1875 
möglich, dem Jahr, in dem die Stadt Regensburg zum selbständigen Wahlkreis 
erklärt wurde — erzielte sie 45,6 Prozent der Stimmen (erlangte aber trotzdem 
durch geschickte Wahldistrikteinteilung das Mandat!), erreichte bei der 1876 
angesetzten Neuwahl infolge Wahlenthaltung der Patriotenpartei 92,8 Prozent, 
sank 1881/82 auf 44,8 bzw. 44,5 Prozent, kletterte 1887 und 1893 über die 
50-Prozentmarke (53,8 bzw. 54,5 Prozent), mußte dann aber bis 1907 einen 
Rückgang auf 40,0 Prozent hinnehmen; 1912 ist ihr Stimmenanteil nicht geson-
dert auswerfbar, in diesem Jahr errang sie im Bündnis mit Sozialdemokratie und 
Bayerischem Bauernbund 49,9 Prozent. Die Liberale Partei zog 1875/76, 1887 
und 1893 jeweils mit Bürgermeister Oskar v. Stobäus in den Landtag ein. Bei den 
Reichstagswahlen lassen sich die Ergebnisse für die Stadt Regensburg und den 
größeren Reichstagswahlkreis Regensburg mit Bezirksämtern Regensburg, Stadt-
amhof und Burglengenfeld differenzieren: In der Stadt Regensburg errangen die 
Liberalen ein einziges Mal die absolute Mehrheit, und zwar im Jahr 1871 mit 
64,3 Prozent; bereits 1874 fielen sie auf 44,3 Prozent zurück, ihr Anteil ver-
ringerte sich bis 1893 auf 25,8 Prozent, steigerte sich aber bis 1912 wieder auf 
34,2 Prozent. Im Reichstagswahlkreis Regensburg schnitt die liberale Partei da-
gegen bedeutend schlechter ab: Das erste Wahlergebnis von 1871 mit 44,7 Pro-
zent war zugleich ihr bestes, 9,9 Prozent im Jahre 1893 ihr schlechtestes, 15,1 Pro-
zent verzeichnete sie bei der letzten Wahl 1912. 
Die Bayerische Patrioten- bzw. Zentrumspartei war auf dem Felde der Ge-
meindewahlen die einzige ernsthafte Konkurrenz für die liberale Partei: Sie 
hatte 1869 bis 1905 zwischen 35,1 bis 43,2 Prozent der wahlberechtigten Bürger 
hinter sich. Das absolute Mehrheitswahlrecht in Verbindung mit einer parteiischen 
Wahlkreisgeometrie der Gemeindebehörden verhinderten jedoch, daß ihr eine 
entsprechende Anzahl an Gemeindebevollmächtigten zufiel. Obwohl sie 1899 bis 
1905 jeweils mehr als 40 Prozent der Stimmen errang, blieb sie dennoch total aus 
dem Rathaus ausgeschlossen. Erst die von Regensburg mitinitiierte Einführung 
des Verhältniswahlrechts für Gemeinden über 4000 Einwohner in Bayern änderte 
diesen ungerechten Zustand: Mit jeweils rund 44 Prozent der Stimmen fielen dem 
Zentrum 1908, 1911 und 1914 sukzessive sechs, acht und sieben Gemeindebevoll-
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0308-9
mächtigten-Sitze zu, so daß es am Ende der untersuchten Periode genau so viele 
Sitze wie die Liberalen (20) im Gemeindegremium innehatte. Die über Jahrzehnte 
hin scheinbar unerschütterliche liberale Alleinherrschaft im Regensburger Rathaus 
konnte also nur durch eine Wahlrechtsänderung bewirkt werden! Bei den Land-
tagswahlen im Mai und November des Jahres 1869 besaß die Bayerische Patrio-
tenpartei im Groß-Landtagswahlkreis Regensburg, dem auch Landgerichtsbezirke 
um Regensburg angehörten, eindeutig die Majorität; sie entsandte jeweils alle zu 
wählenden Abgeordneten nach München. Nach Reduzierung des Wahlkreises auf 
die Stadt Regensburg allein erreichte die Patriotenpartei mit 54,4 Prozent zwar 
die Mehrheit der Stimmen, nicht aber das Mandat. Nach Annullierung der Wahl 
von 1875 durch den Landtag entschloß sie sich aus Protest gegen die weiterhin 
geübte „Wahlkreisgeometrie" zur Wahlenthaltung. 1881 siegte sie mit 55,2 Pro-
zent, unterlag aber 1887 und 1893 mit 46,2 bzw. 43,2 Prozent. Die ab 1899 von 
ihr errungene absolute Mehrheit wurde von ihr nicht mehr abgegeben, auch wenn 
diese 1912 mit 50,1 Prozent nur mehr äußerst knapp ausfiel. Bei den Reichstags-
wahlen trug die Zentrumspartei im Reichstagswahlkreis stets den Sieg davon. 
Nur einmal, im Jahr 1898, war eine Stichwahl notwendig, nachdem sie in der 
Erstwahl lediglich 41,1 Prozent der Stimmen auf sich vereinigte. Ansonsten be-
wegte sie sich zwischen 55,2 Prozent (Minimum 1871) und 81,7 Prozent (Maxi-
mum 1889; abgesehen von 99,4 Prozent im Jahr 1884 bei Wahlenthaltung der 
Liberalen). In der Stadt Regensburg unterlag sie ein einziges Mal, als sie 1871 
nur 35,7 Prozent der Stimmen erreichte; aus allen anderen Reichstagswahlen ging 
sie im Stadtbereich als stärkste Partei hervor. Dabei schwankte sie zwischen 48,2 
und 60,2 Prozent. 
Die Sozialdemokraten spielten bei den Gemeindewahlen erst sehr spät, nach 
Einführung des Verhältniswahlrechts, eine Rolle. Die hohe Bürgerrechtsgebühr 
wirkte für sie als Haupthemmnis. Sie erreichten 1908 5,6, 1911 7,6 und 1914 
7,3 Prozent der Stimmen. Damit fiel ihnen 1911 und 1914 jeweils ein Sitz im 
Gremium der Gemeindebevollmächtigten zu, so daß sie 1914 in diesem 42köpfigen 
Gremium mit zwei Vertretern präsent waren, aber nur einen sehr geringen Ein-
fluß ausübten. Stark eingeschränkt war ihre Beteiligung auch bei den Landtags-
wahlen, wo das Wahlrecht ebenfalls von einer finanziellen Voraussetzung, der 
Entrichtung einer direkten Steuer, abhing. Sie stellten sich erstmals 1893, ein Jahr 
nach dem 1. Landesparteitag der Bayerischen Sozialdemokratie in Reinhausen 8 4 8 , 
mit einem eigenen Kandidaten der Wahl, erzielten aber nur kärgliche 1,7 Prozent. 
Ein erneuter Versuch folgte erst 1905, diesmal entschieden sich 3,5 Prozent der 
Wähler für die Sozialdemokraten. 1907 verbesserte sich der sozialdemokratische 
Anteil auf 7,3 Prozent. 1912 stimmten die Sozialdemokraten für den liberalen 
Kanditaten, so daß für sie kein gesonderter Wert vorliegt. Deutlicher als bei 
Gemeinde- und Landtagswahlen traten die Sozialdemokraten bei den Reichstags-
wahlen in Erscheinung, wo das Wahlrecht an keine Besteuerung gebunden war. 
Hier sind in verschiedenen Zeitabschnitten verschiedene Trends feststellbar. 
Betrachten wir zunächst die Wahlergebnisse in der Stadt Regensburg: In einer 
ersten Phase, von der Reichstagswahl 1874 bis zur Reichstagswahl 1878, ist ein 
abnehmender Trend zn beobachten. Während 1874 4,8, 1877 noch 2,6 Prozent 
der Stimmberechtigten sozialdemokratisch wählten, waren es 1878 nur noch 1,5 
8 4 8 Der Parteitag hatte den Beschluß verabschiedet, die Sozialdemokratie Bayern solle 
sich an der kommenden Landtagswahl beteiligen. Vgl. o. S. 208. 
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Prozent. In den ersten beiden Wahlen unter dem Sozialistengesetz — 1881 und 
1884 — nominierten die Sozialdemokraten keinen eigenen Kandidaten. Ab 1887, 
noch unter dem Sozialistengesetz, bis zur ersten Wahl nach Aufhebung des Sozia-
listengesetzes 1893, verzeichneten sie einen ständig steigenden Trend: Von 8,0 
Prozent 1887, über 10,1 Prozent 1889, 14,7 Prozent 1890 bis 17,5 Prozent 1893, 
ihrem Bestwert in Regensburg. Nach einem steilen Abfall auf 11,3 Prozent im 
Jahr 1898 kletterte der Anteil bis 1912 allmählich wieder auf 17,1 Prozent. Im 
Reichstagswahlkreis Regensburg verliefen die Trends für die Sozialdemokraten 
parallel, doch lagen die Werte in ihrer Höhe etwas anders. 1874 verbuchten sie 
hier 1,7 Prozent, 1878 sogar nur 0,5 Prozent der Stimmen. 1887 setzten sie mit 
4,8 Prozent ein und erreichten 1893 ein vorläufiges Maximum von 14,8 Prozent, 
das sie erst 1907 mit 16,3 und erneut 1912 mit 17,0 Prozent überboten. Mit dem 
Wert des Jahres 1912 überrundete die Sozialdemokratie die Liberalen und wurde 
damit zur zweitstärksten Partei hinter dem Zentrum im Regensburger Reichstags-
wahlkreis. 
Den Rang der zweitstärksten Partei bei Reichstagswahlen nahm vorüber-
gehend auch der Bayerische Bauernbund ein, als er im Wahlkreis 1898 36,1 und 
1903 17,3 Prozent der Stimmen erzielte. Sein Anteil sank aber 1912 auf 4,8 Pro-
zent, womit er nach Zentrum, Sozialdemokraten und liberaler Partei auf den 
vierten Rang zurückfiel. Bei Landtagswahlen im rein städtischen Wahlkreis 
Regensburg hatte der Bayerische Bauernbund keine Chance und wird hier auch 
nicht eigens faßbar. 
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C. Z u s a m m e n f a s s u n g 
Die vorliegende Arbeit versuchte, Entstehung und Wirksamkeit der politischen 
Parteien in Regensburg vor dem Ersten Weltkrieg nachzuzeichnen. Als Ergebnis 
läßt sich feststellen: 
Die Gründung der drei großen politischen Parteien, deren Kontinuität bis in 
die Gegenwart reicht, nämlich der Bayerischen Patrioten- bzw. Zentrumspartei 
(heute Christlich-Soziale Union), der Liberalen Partei und der Sozialdemokra-
tischen Partei erfolgte jeweils im gleichen Jahr, 1869. Voraus ging eine Entwick-
lung, die bereits eine Differenzierung des politischen Meinungsspektrums erbracht 
hatte. Nach Erlaß der bayerischen Verfassung am 26. Mai 1818, unter den Bedin-
gungen der konstitutionellen Monarchie in Bayern mit ihren turnusmäßig wieder-
kehrenden Wahlen, schälten sich im Vormärz zwei noch unorganisierte politische 
Strömungen heraus: Eine konservativ-konstitutionell-monarchische Richtung, die 
in den ersten Bürgermeistern der Stadt Regensburg, Karl Martin Mauerer, Sig-
mund Maria Edler v. Eggelkraut, Friedrich Brügel und Wilhelm v. Anns, im 
Regensburger Sailer-Kreis und im Regierungspräsidenten Eduard v. Schenk ihre 
bedeutendsten Repräsentanten aufwies, und eine gemäßigt-liberale Richtung, die 
in Gottlieb Frhr. v. Thon-Dittmer, dem zeitweiligen Bürgermeister Regensburgs 
(1836—1848) 8 4 7 und Josef Reitmayr, dem Redakteur des „Regensburger Tag-
blatts", ihre Hauptvertreter besaß. Ein politischer Klub, ein erster Organisations-
versuch der Gemäßigt-Liberalen Regensburgs im Jahre 1832, wurde von den 
Behörden unterdrückt. In der bewegten Revolutionszeit 1848/49 entfaltete sich 
das politische Meinungsspektrum weiter und konkretisierte sich in Vereinsform: 
Neben die konservativ-konstitutionell-monarchische Richtung — vertreten zuerst 
durch den Verein für konstitutionelle Monarchie und religiöse Freiheit, später 
durch den Piusverein — und die in zwei Flügel gespaltene liberale Richtung — 
eine entschiedene Richtung um Dr. Gerster und den von ihm begründeten Volks-
verein in Regensburg und Stadtamhof sowie eine gemäßigte Richtung um Dr. 
Pangkofer und den Verein für deutsche Einheit und gesetzliche Freiheit — trat 
als dritte politische Kraft eine eigenständige Arbeiterbewegung: der Arbeiter-
bildungsverein Regensburg von 1849. Er pflog Kontakte mit der überregionalen 
Allgemeinen deutschen Arbeiterverbrüderung, der Vorläuferin der späteren 
Sozialdemokratie. Die Arbeiterschaft war aber bereits in dieser frühen Phase 
gespalten: Ein Teil nämlich hatte sich bereits durch eine Mitgliedschaft im St. 
Josefs-Arbeiter-Unterstützungsheim an die katholisch-konservative Parteirich-
tung gebunden. 
Das in der Revolution von 1848/49 stark aufgeflammte politische Interesse 
breiter Bevölkerungsschichten wurde im folgenden Jahrzehnt durch eine repres-
sive Vereinsgesetzgebung der Länder des Deutschen Bundes beinahe wieder auf 
den Nullpunkt reduziert. In Bayern besorgte dies das Vereinsgesetz vom 26. Fe-
bruar 1850. Aufgrund dieses Gesetzes stellte der verbliebene Verein liberaler 
Richtung, der Verein für deutsche Einheit und gesetzliche Freiheit, seine Tätigkeit 
ein und löste sich der Arbeiterbildungsverein auf. Lediglich der Piusverein und 
St. Josefs-Arbeiter-Unterstützungsverein, die beiden Vereine konservativ-konsti-
tutioneller Richtung, existierten fort, allerdings unter Verzicht auf jegliche poli-
tische Betätigung. Neuerliche politische Aktivitäten regten sich erst wieder zu 
8 4 7 Zu korrigieren Teil II, VO 120 (1980) S. 219 [dort fälschlich 1835 statt 1836]. 
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Beginn der sechziger Jahre. Ende 1862 sammelten sich die großdeutsch-konser-
vativen Kräfte Regensburgs im Deutschen Reformverein als Gegengewicht zur 
Anhängerschaft des kleindeutsch-liberalen Deutschen Nationalvereins. Die Gegen-
sätze Großdeutsch-Kleindeutsch überdeckte ab 1863 vorübergehend die in einem 
Schleswig-Holsteinischen Hilfsverein Gestalt annehmende nationale Begeisterung. 
Der deutsche Krieg von 1866 riß die Fronten zwischen Preußengegnern und 
Preußenbefürwortern erneut und verschärft auf. Aus dieser Situation heraus ent-
stand 1868 die Bayerische Patriotenpartei, die die Erhaltung der Selbständigkeit 
Bayerns zu einem ihrer Hauptprogrammpunkte erklärte. Am Zustandekommen 
dieser Partei hatte der Klerus der Diözese Regensburg letztendlich einen nicht 
unerheblichen Anteil, allerdings vorwiegend motiviert durch eine innenpolitische 
Oppositionshaltung gegen die liberale bayerische Kulturpolitik. Nach Auflösung 
des Deutschen Reformvereins wie auch des Deutschen Nationalvereins 1866/67 
war in Regensburg zu Beginn des Jahres 1869 politisch-organisatorisch ein Vaku-
um vorhanden. Die Durchführung von Landtagswahlen in Bayern in diesem 
Jahre bildete den unmittelbaren Anlaß, diesen Freiraum mit politischen Vereinen 
zu füllen. 
Am 12. April 1869 wurde das Katholische Kasino für Regensburg, Stadtamhof 
und Umgebung gegründet. Wie bereits andere in Bayern verbreitete Kasinos, 
stellte sich auch das Regensburger Kasino in den Dienst der Bayerischen Patrioten-
partei. Das Katholische Kasino blieb bis 1918 das bestimmende und koordinie-
rende Agitationszentrum der Bayerischen Patrioten- bzw. Zentrumspartei in 
Regensburg. Ab 1905 jedoch teilte es sich die politische Arbeit in der Stadt mit 
dem Katholischen Männer verein St. Emmeram. Daneben wurde die Zentrums-
partei von einem dichten Netz katholischer Vereine getragen: Direkte politische 
Arbeit für die Zentrumspartei leisteten die 1890 gegründete Regensburger Sek-
tion des Volksvereins für das katholische Deutschland und der 1899 gegründete 
Windthorstbund Regensburg, eine Nachwuchsorganisation der Zentrumspartei. 
Indirekte Unterstützung, besonders in Wahlkampfzeiten durch Zuführung von 
Wählern, erfuhr die Zentrumspartei seitens der in Regensburg stark vertretenen 
Katholischen Arbeiter- und Arbeiterinnenvereine, der Christlichen Gewerkschaf-
ten und des Katholischen Gesellenvereins. Auch der seit 1895 in Regensburg 
ansässige Oberpfälzische Christliche Bauernverein und die 1907 hierher über-
siedelte Zentralstelle des Bayerischen Christlichen Bauernvereins verstärkten die 
Front zentrumsnaher Organisationen bedeutend, eine Tatsache, die insbesondere 
bei den Reichs tags wählen im überwiegend ländlich strukturierten Rcichstags-
wahlkreis Regensburg ins Gewicht fiel. Bis 1907/08 hatten all diese Organi-
sationen die Möglichkeit, auf die Landtags- und Reichstagskandidatennominie-
rungen direkten Einfluß zu nehmen. Erst die zu diesem Zeitpunkt von Regens-
burg und Amberg aus durchgeführte modellhafte Neuorganisation der Zentrums-
partei der Oberpfalz, die die Region Oberpfalz zum modernst organisierten Teil 
der Zentrumspartei in Bayern aufrücken ließ, reservierte die Kandidatennomi-
nierung ausschließlich Parteiorganen. 
In Reaktion auf die Gründung des Katholischen Kasinos als organisatorische 
Vertretung der Bayerischen Patriotenpartei und in der Absicht, vor der bayeri-
schen Öffentlichkeit dem vom Regensburger Bischof Ignatius v. Senestrey damals 
vertretenen staatspolitisch extrem-konservativen Standpunkt gegenüber in Re-
gensburg ein liberales Pendant vorzuweisen, konstituierte sich am 21.1uni 1869 
der Liberale Verein der Stadt Regensburg und Umgebung. Dieser politische Ver-
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ein verstand sich nicht als Ortsverein irgendeiner bestimmten liberalen Partei, 
etwa der Fortschrittspartei oder der Nationalliberalen Partei, sondern als Sam-
melbecken aller liberalen Gruppierungen. Bereits 1870/71 unternahmen Regens-
burger Liberale mit der Gründung des Liberalen Kreisvereins der Oberpfalz und 
von Regensburg den Versuch, über den lokalen Bereich hinaus eine regionale 
Organisation auf Kreisebene (Regierungsbezirksebene) aufzubauen. Nach an-
fänglichen, durchaus beachtlichen Erfolgen, schlief das Unternehmen jedoch in-
folge der Inaktivität der ursprünglichen Initiatoren ein. Noch fehlten in bürger-
lichen Parteien fest angestellte Agitatoren, die den Bestand einer derartigen 
Organisation durch ständige Arbeitsleistung gesichert hätten. In der Stadt Regens-
burg selbst verkörperte der Liberale Verein bis kurz nach der Jahrhundertwende 
als einzige Organisation die „liberale Partei". Erst 1903 ließ jugendlicher Akti-
vismusdrang den Jungliberalen Verein für Regensburg und Umgebung als Teil 
der über das ganze Deutsche Reich verbreiteten Jungliberalen Bewegung ent-
stehen. In der Folgezeit konzentrierten sich im alten Liberalen Verein von 1869 
mehr die Nationalliberalen, im Jungliberalen Verein dagegen mehr die Links-
liberalen. Nach Gründung einer linksliberalen Fortschrittlichen Volkspartei in 
Bayern gliederten sich die Jungliberalen Regensburgs konsequent dieser Partei 
an, doch blieben die ehemaligen Jungliberalen auch die Triebfeder zu einer Ver-
einigung der Links- und Rechtsliberalen auf lokaler Ebene. 1912 verschmolzen 
der Liberale Verein Regensburgs und Fortschrittliche Volksverein Regensburg 
und Umgebung zum Liberalen Klub Regensburg, ein Vorgang durchaus zukunfts-
weisenden Charakters: War doch eine Einigung des Links- und Rechtsliberalis-
mus auf Reichs- oder Landesebene noch immer nicht geglückt. Bezeichnender-
weise wurde der dritte liberale Ortsverein, die seit 1904 bestehende Liberale 
Arbeitervereinigung Regensburg — der vorherige Arbeiterfortbildungsverein — , 
nicht in den Liberalen Klub integriert. In der primär dem Bildungs- und Besitz-
bürgertum verpflichteten Partei blieb die Arbeiterschaft letztlich doch ein exter-
nes Element. Die Neuorganisation der liberalen Partei auf regionaler Ebene 
wurde 1907 von Regensburger Liberalen erneut — und diesmal mit dauerhaftem 
Erfolg — vorangetrieben: Der Kreisverband der liberalen und demokratischen 
Vereine der Oberpfalz umfaßte nunmehr, im Gegensatz zum Kreisverein von 
1870/71, Ortsvereine, nicht mehr nur Einzelmitglieder, ein hauptamtlicher Partei-
sekretär gewährleistete ab 1910 eine kontinuierliche Aufbauarbeit. Regensburg, 
das eine Einigung des bayerischen Liberalismus stets befürwortete, wurde 1910 
auch zum Schauplatz der Gründung der Arbeitsgemeinschaft der liberalen Kreis-
verbände Bayerns rechts des Rheins. 
Anders als bei der Patriotenpartei und liberalen Partei erfolgte die Gründung 
der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei (SDAP) durch unmittelbaren Anstoß 
von außen: Am 17. Oktober 1869 rief ein reisender Agitator dieser Partei, Georg 
Windsheimer, den Sozialdemokratischen Arbeiterverein Regensburg ins Leben. 
Der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein Lassalles faßte dagegen in Regensburg 
nicht Fuß. Um angesichts der offensichtlich bestehenden organisatorischen Ver-
bindung mit der Bebeischen Gesamtpartei (z. B. Vertretung auf Parteitagen) nicht 
einem Verbot aufgrund des Bayerischen Vereinsgesetzes zu verfallen, löste 
sich der Sozialdemokratische Arbeiterverein Regensburg vorsichtshalber am 
1. August 1874 freiwillig auf und konstituierte sich acht Tage später als Mitglied-
schaft der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei neu. Formal standen nunmehr 
lediglich Einzelmitglieder, nicht mehr ein Verein mit einer überregionalen Partei-
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Organisation in Verbindung. Das bayerische Vereinsgesetz war damit umgangen. 
Als jedoch die bayerische Rechtssprechung im Herbst 1874 die Ortsmitglied-
schaften wiederum als Ortsvereine interpretierte, sah der Stadtmagistrat Regens-
burgs dennoch von einem Verbot der Regensburger Mitgliedschaft der Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei wegen deren zahlenmäßig geringer Bedeutung ab. 
Nach Vereinigung der Lassalleaner und Eisenacher zur Sozialistischen Arbeiter-
partei Deutschlands (SAPD) in Gotha 1875 erklärte sich die vorherige Mitglied-
schaft der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei zu einer Mitgliedschaft der Sozia-
listischen Arbeiterpartei Deutschlands. Im Frühjahr 1876 wandelte sich diese 
Regensburger Ortsmitgliedschaft nach dem Vorbild der Gesamtpartei auf Reichs-
ebene in ein ständiges Wahlkomitee um, um erneuten staatlichen Auflösungsver-
suchen vorzubeugen. Der Erlaß des Sozialistengesetzes im Oktober 1878 führte 
dann aber zum Zerfall des ständigen Wahlkomitees, ein Teil der Mitglieder der 
Sozialistischen Arbeiterpartei suchte in einem Allgemeinen Krankenunterstüt-
zungsverein einen organisatorischen Zusammenhalt zu wahren. Aktionen im 
Untergrund und legale Versammlungstätigkeit zu Wahlkampfzeiten zeugten auch 
während des Sozialistengesetzes von der Fortexistenz der Sozialdemokraten in 
Regensburg. Noch vor Aufhebung dieses Gesetzes 1890 wurde am 18. Mai 1889 
in Regensburg ein Wahlverein zur Erzielung volkstümlicher Wahlen für den 
Reichstagswahlkreis Regensburg gegründet. Diese lokale Organisationsform wurde 
ab Sommer 1891 durch die Institution des Vertrauensmannes ergänzt, der die 
Kontakte zum Parteivorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
übernahm, die dem Wahlverein vereinsrechtlich noch immer untersagt waren. 
Nach Modifizierung des bayerischen Vereinsgesetzes im Jahr 1898 trat 1899 an 
die Stelle des vorausgehenden kombinierten Wahlverein-Vertrauensmann-Systems 
der Sozialdemokratische Verein Regensburg. Er bestand bis 1918. 
Für den Konstituierungsprozeß der Parteien in Regensburg ist kennzeichnend: 
Auf der Basis bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ausgeprägter welt-
anschaulich-politischer Grundströmungen nahmen drei verschiedene Parteien im 
gleichen Jahr — 1869 — als dauerhafte politische Vereine Gestalt an. Da das 
bayerische Vereinsgesetz von 1850 einen überregionalen Zusammenschluß politi-
scher Vereine nicht zuließ, erfüllten die lokalen Vereine als formal selbständige 
Einheiten die Funktion der politischen Willensbildung für ihre Partei. Verbindung 
mit der jeweiligen zentralen Parteiführung wurde über die Presse (z.B. Über-
nahme zentraler Wahlaufrufe), über persönliche Kontakte (z. B. Abgeordnete) 
oder über die sogenannte Komileeverfassung gehalten, so nämlich, daß Einzel-
mitglieder einer überregionalen Parteiorganisation (Landeskomitees, Zentralwahl-
komitees etc.) angehörten. Die letztgenannte Möglichkeit, die auf einer Lücke der 
Vereinsgesetzgebung basierte, nutzten ab 1874 bereits die Sozialdemokraten, 
ihre Organisation wurde jedoch dann durch das Reichsgesetz von 1878 bis 1889 
unterdrückt. Nach Änderung der Vereinsgesetzgebung 1898 in Bayern und 1899 
im Reich konnten sich die politischen Parteien verbandsmäßig, durch Zusammen-
schluß der Ortsvereine, organisieren. Die bayerische Sozialdemokratie beschritt 
als erste bereits 1898 diesen Weg, 1899 trug dem die Regensburger Sozialdemo-
kratie Rechnung: Im Gau Nordbayern hatte der Sozialdemokratische Verein 
Regensburg nunmehr vorerst seinen Platz, ab 1910 im Gau Südbayern. Die Zen-
trumspartei der Oberpfalz vollzog den Schritt zur modernen Verbandsverfassung 
1908, während die Organisation der bayerischen Zentrumspartei ansonsten noch 
auf der Komiteeverfassung beruhte. In die gleiche fortschrittliche Richtung wies 
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auch der Zusammenschluß der liberalen und demokratischen Vereine der Ober-
pfalz zu einem Kreis verband im Jahr vorher, doch waren hier Vereine verschiede-
ner liberaler Parteien in einem Verband zusammengefaßt. 
Eine Besonderheit des Parteiwesens des 19. Jahrhunderts vor Ausbildung der 
Verbandsverfassung lag in der Erscheinung, daß sich „Partei" auf lokaler Ebene 
in einem komplexen Geflecht direkt politischer Vereine und zahlreicJaer^partei-
naher Vorfeldvereine manifestierte. Sehr stark ausgeprägt war dieses Phänomen 
bei der Bayerischen Patrioten- und späteren Zentrumspartei. Katholisches Kasino, 
Katholischer Männerverein St. Emmeram, der Volksverein für das katholische 
Deutschland, der Windthorstbund, die katholischen Arbeitervereine, der katho-
lische Gesellenverein, die Christlichen Gewerkschaften, der Christliche Bauern-
verein — sie alle konnten etwa bis 1908 über das Organ der Vertrauensmänner-
versammlung auf die Kandidatennominierung bei Landtags- und Reichstags-
wahlen, einen Zentralpunkt politischen Handelns, einwirken. Bei der liberalen 
Partei gestaltete sich die Kooperation zwischen dem Arbeiterfortbildungsverein 
von 1867 — der späteren Liberalen Arbeitervereinigung — und den spezifisch 
politischen Vereinen besonders in Wahlkampfzeiten sehr eng. Eine schärfere 
organisationstechnische Trennungslinie zwischen politischer Organisation und 
Vorfeldorganisation wurde dagegen bei der Sozialdemokratischen Partei gezogen. 
Jedoch war die gegenseitige Stützung zwischen Parteiorganisationen der Sozial-
demokratischen Partei und sozialistisch ausgerichteten Gewerkschaften nicht 
weniger intensiv, die personelle Verpflegung sehr eng, die Gefolgschaft der Ge-
werkschaften für die Sozialdemokratische Partei bei Wahlen geradezu absolut. 
Mit der Tatsache der Heranziehung von Vorfeldorganisationen als Wahlhilfs-
truppen hing es auch zusammen, daß trotz des kontinuierlichen Bestehens der 
politischen Parteivereine zu Wahlzeiten jeweils eigene Wahlkomitees gebildet 
wurden. 
Das Ausgreifen über den lokalen Rahmen hinaus, der Aufbau einer regionalen 
Parteiorganisation von unten her, war eines der wesentlichen Verdienste der 
Regensburger Parteivereine dieser Periode. Gerade die Zentrumspartei Regens-
burg leistete mit der Neuorganisation der Zentrumspartei der Oberpfalz einen 
exemplarischen Beitrag moderner Parteiorganisation. Aber auch die liberale 
Partei Regensburgs blieb in dieser Beziehung nicht untätig. Das wegweisende 
Konzept eines liberalen Kreisvereins, 1870/71 bereits einmal gestartet, wurde 
1907 dann erfolgreich durchgeführt. Auch die Sozialdemokratische Partei wirkte 
über die Stadtgrenze hinaus, allerdings beschränkten sich ihre Aktivitäten im 
wesentlichen auf den Reichstagswahlkreis Regensburg, den mittleren und süd 
liehen Teil der Oberpfalz. Immerhin zwang die Konkurrenz der Sozialdemo-
kratischen Partei das Zentrum und die Liberalen nach der Jahrhundertwende, 
den Weg in Richtung Massenpartei zu gehen. Der von allen drei Parteien am 
Vorabend des ersten Weltkriegs erreichte relativ hohe Organisationsgrad auf 
lokaler und regionaler Ebene war auch Ausdruck einer gesteigerten Politisierung 
der Wählerbasis. Der Wille zur Mitbestimmung und Selbstbestimmung in poli-
tischen Fragen nahm in Parteiorganisation Form an und dies nicht ohne Erfolg: 
Hatte doch ein Mitglied einer Regensbürger Partei mit dem Anstoß zu einem 
neuen Gemeindewahlrecht der Allgemeinheit ein Stück mehr politischer Freiheit 
gebracht und nicht zufällig wurde gerade in Regensburg am 12. November 1918 
eine neue Partei gegründet, die „Bayerische Volkspartei". 
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Tabelle 3: Wahl der Gemeindebevollmächtigten der Stadt Regensburg
 /1869-19/14 
Wahl- Wahlbe- Liberale Patrioten- bzw, Sozialdemokraten Sonstige 
Jahr berech- Wähler t e i l i - Zentrumspartei 
tigte gung Stimmen Sitze Stimmen Sitze Stimmen Sitze Stimmen $itze 
v . H . abs. v . H . abs. v.H. abs. v.H. abs. v . H . 
18691) 1 654 1 501 90,8 974 64,9 30+ 527 35,1 6+ 
1872 2 ) 1 784 1 512 84,8 887 58,7 11 625 41,3 1 
1875 3 ) 1 771 986 55,7 986 100,0 12 Wahlenthalt. -
1878 4 ) 1 704 1 264 74,2 816 64,6 11 448 35,4 1 
1881 5 ) 1 676 881 52,6 866 98,3 12 Wahlenthalt. - 15 1,7 
1884 6 ) 1 584 1 300 82,1 836 64,3 12 435 33,5 - 29 2,2 -
1887 7 ) 1 488 783 48,6 761 97,2 12 Wahlenthalt. - 22 2,8 -
1890 8 ) 1 421 703 49,5 695 99,1 12 Wahlenthalt. - 8 0,9 -
1893 9 ) 1 373 724 52,7 724 100,0 12 Wahlenthalt. -
1896 1 0 ) 1 372 999 72,8 773 77,4 12 217 21,7 - 9 0,9 -
1899 1 1 ) 2 798 2 694 96,3 1 529 56,8 12 1 165 43,2 -
1902 1 2 ) 2 768 2 568 92,8 1 496 58,2 12 1 063 41,4 - 9 0,4 -
1905 1 3 ) 2 869 2 657 92,6 1 568 59,0 12 1 078 40,6 - 11 0,4 -
1908 1 4 ) 2 630 2 442 92,9 22 004 50,2 6 19 360 44,2 6 2 458 5,6 
1911 1 5 ) 4 945 4 750 96,1 60 967 47,7 9+ 57 122 44,7 8+ 9 690 7,6 1 11 0,0 -
1914 1 6 ) 4 339 3 917 90,3 32 091 39,9 6 38 367 44,7 7 5 854 7,3 1 4 109 5,1 -
Quellen: 
1) Vgl. StR ZR 3586; 2) Vgl. WBR 25.11.1872, StAA Reg. Kdl Abg. 1949, Nr. 14 200;RTB Nr. 330, 29.11,1872. 3) Vgl. RTB Nr. 312, 
12.11.1875. 4) Vgl. KEB Nr. 306, 6.11.1878. 5) Vgl. RTB Nr. 311, 11.11.1881, Nr. 312, 12.11.1881. 6) Vgl. StR ZR 3591; RTB Nr, 
320, 19.11.1884. 7) Vgl. StR ZR 3592. 8) Vgl. StR ZR 3593. 9) Vgl. StR ZR 6802 (lt. Wählerliste). 10) VBStM 1896, S. 111; 
StR ZR 6805; KM Nr. 254, 8.11.1899. 11) VBStM 1899, S. 131; RTB Nr. 306, 7.11.1899. 12) StR ZR 6811, 7630, 13) StR ZR 7630, 
7633. 14 u. 15) Zeitschrift 44 (1912) S. 497, 510 f. 16) Zeitschrift 47 (1915) S. 282, 298. 
+ 1869 wurde aufgrund der neuen Gemeindeordnung vom 29.4.1869 das gesamte Kollegium der Gemeinclebevollitäc^itigten (36 Sitze) neu 
gewählt, in den folgenden Jahren aber jeweils nur ein Drittel. 1911 wurde die Zahl der Sitze auf 42 erhöht. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0317-9
Tabelle 4: Landtagswahlen; 
Abgeordnetenwahlen im Wahlkreis RegensburK 1869-1912 
Jahr Abg. bzw* Name 
Ersatz-
mann 
bzw. Ggk. 
Beruf 
Wohnort 
zur Wahl 
erschie-
nene Wahl-
männer 
Wahlgang, 
Stimmen-
• zahl 
Partei 
1869 
1869 2) 
1875 3) 
Abg. 
Ers. 
Abg. 
Ers. 
Neuwahl 
1876 4) 
5) 1881 
** 
Neuwahl 
18826) 
Abg. 
Ers. 
Abg. 
Ers. 
Abg. 
Ggk. 
Abg. 
Ggk. 
1. Hochstetter, 
Johann 
2. Diepolder, 
Dr. Johann 
1. Pustet, 
Friedrich (II) 
2. Rauchenecker, 
Anton 
1 .Brückl, 
Johann 
2. Höchstetter, 
Johann 
3. Diepolder, 
Dr.Johann 
1. Ebner, 
Peter 
2. Rauchenecker, 
Anton 
3. Pustet, 
Friedrich (II) 
Stobäus, 
Oskar 
Adelmann, 
Carl 
Stobäus, 
Oskar v . 
Adelmann, 
Carl 
Bonn, 
Franz 
Stobäus, 
Oskar v. 
Bonn, 
Franz 
Müllermeister, 
Pielmühl 
Ministerialrat, 
München 
Buchhändler, 
Regensburg 
Ökonom, 
Burgweinting 
Bierbrauer u. Ökonom 
Mintraching 
Müller,Pielmühle 
117 
Ministerialrat, 
München 
Ökonom, 
Lerchenfeld 
Ökonom, 
Burgweinting 
Buchhändler, 
Regensburg 
Bürgermeister, 
Regensburg 
k.Rechtsanwalt, 
Regensburg 
Bürgermeister, 
Regcaiaburg 
k.Rechtsanwalt, 
Regensburg 
f .Justiz- u.Domänen-
direktor, Regensburg 
Bürgermeister, 
Regensburg 
172 
57 
57 
63 
63 
Stobäus, 
Oskar v. 
fürstl.Thurn- u. 63 
Taxisscher Justiz-
direktor U.Präsident 
der Domänerikammer, Regensburg 
Bürgermeister, 63 
Regensburg 
I 110 
84 
85 
I 125 
124 
124 
I 124 
121 
120 
I 30 
30 
I 57 
I 57 
36 
27 
I 36 
27 
PP 
PP 
PP 
PP 
PP 
PP 
PP 
PP 
PP 
PP 
Lob,. 
Lib. 
Lib. 
Lib. 
PP 
Lib. 
PP 
Lib. 
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Tabelle 4: Landtagswahlen: 
Abgeordnetenwahlen im Wahlkreis Regensburg 1869-1912 
Jahr 
1887 7) 
1893" 8) 
1899 9) 
1905 10) 
Abg. bzw. Name 
Ersatz-
mann 
bzw. Ggk. 
190711) 
1912 12) 
Abg. 
Ggk. 
Abg. 
Ggk. 
Abg. 
Ggk. 
Abg. 
Ggk. 
Abg 
Ggk 
Ggk 
Abg 
Ggk 
Stobäus, 
Oskar v. 
Mühlbauer, 
Johann Nep. 
Stobäus, 
Oskar v. 
Pustet, 
Friedrich 
Lama von u. zu 
Bixenhausen, 
Karl Ritter von 
Beinhold, 
Oskar 
Mayer, 
Karl 
Schöpperl, 
Alois 
Mayer, 
Karl 
Letz, 
Karl 
Hagen, 
Johann Baptist 
Mayer, 
Karl 
Dörfler, 
Theodor 
Beruf 
Wohnort 
rechtskundiger 
Bürgermeister, 
Regensburg 
Stiftskanonikus, 
Regensburg 
rechtskundiger 
Bürgermeister, 
Regensburg 
Buchhändler 
Regensburg 
Buchhändler, 
Regensburg 
Justizrat, 
Regensburg 
Fabrikbesitzer 
Regensburg 
Brauereibesitzer 
Regensburg 
Fabrikbesitzer, 
Regensburg 
Oberlehrer, 
Regensburg 
Schuhmachermeister 
Regensburg 
Kommerzienrat, 
Rentner, Regensb. 
k. Amtsrichter, 
Regensburg 
zur Wahl 
erschie-
nene Wahl-
männer 
62 
Wahlgang, Partei 
Stimmen-
- zahl 
63 
46 
52 
3 414 
2 590 
470 
3 835 
3 818 
Lib. 
Z 
Lib. 
I 44 
16 
I 44 
19 Z. 
I 46 Z 
17 Lib. 
I 52 Z 
12 Lib. 
gültige 
Stimmen 
Z 
Lib. 
Soz. 
Z 
Lib. 
Quellen: 
1) StR ZR 143; HstAM MInn 44 379. 2) HSTAM MInn 44 379; NBV Nr. 325, 26.11.1869. 
3) VBStM 1875, S. 78; HStAM MInn 47 315. 4) RTB Nr. 209, 30.7.1876. 5) VBStM 
1881, S. 80; HSTAM MInn 47 326; Zeitschrift 14 (1882) S. 37. 6) HSTAM MInn 47 327. 
7) Zeitschrift 19 (1887) S. 118. 8) Zeitschrift 25 (1893) S. 113. 9) Zeitschrift 
31 (1899) S. 121. 10) Zeitschrift 37 (1905) S. 231, 280. 11 u. 12) Zeitschrift 
39 (1907) S. 194, 203 und 44 (1912) S. 250, 263. 
# Ab 1875 bildete die Stadt Regensburg einen eigenen Wahlkreis. 
Ab 1881 wurden keine Ersatzmänner mehr gewählt. 
Ab 1907 wurden die Landtagsabgeordneten direkt gewählt. 
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OO O 
Tabelle 5: 
Jahr 
Landtagswahlen; ürwahlergebnisse im Wahlkreis Regensburg 1869-1912 
gültige Stimmen Patriotenpartei Liberale Sozialdemokraten 
bzw. 
Wahlinänner 
Zentrum 
absolut v.H. absolut V.H, absolut v.H, 
Sonstige 
abs. v.H. 
Gesamtzahl 
der 
Wahlmänner 
Mai 18691) Wahlmänner 36 59,0 25 41,0 61 
Nov.18692) Wahlmänner 22 36,1 39 63,9 61 
18753) gültige Stimmen 2 704 54,4 2 266 45,6 58 
18764) 
Wahlmänner 
gültige Stimmen 
28 48,3 
Wahlenthaltung 
• 30 
2 263 
51.7 
92.8 
(ab 1875 Stadt Regens-
burg eigener Wahlkreis) 
18815) 
Wahlmänner - - 58 100,0 
gültige Stimmen 2 399 55,2 1 949 44,8 
18826) 
Wahlmänner 36 57,1 27 42,9 63 
gültige Stimmen 2 433 55,5 1 954 44,5 
18877) 
Wahlmänner 36 57,1 27 42,9 63 
gültige Stimmen 1 905 46,2 2 219 53,8 
18938) 
Wahlmänner 19 30,2 44 69,8 63 
gültige Stimmen 1 955 43,3 2 464 54,5 75 1,7 23 0,5 
18999) 
Wahlmänner 19 30,2 44 69,8 - 63 
gültige Stimmen 2 891 56,1 2 265 43,9 -
190510) 
Wahlmänner 46 73,0 17 27,0 - 63 
gültige Stimmen 3 147 52,5 2 635 44,0 207 3,5 
11) 19071u 
Wahlmänner 52 81,2 12 18,8 - 64 
gültige Stimmen 3 414 52,7 2 590 40,0 470 7,3 (ab 1907 Direktwahl) 
191212) gültige Stimmen 3 835 50,1 3 818 49,9 2 0,0 
Quellen: 
1) StR ZR 143. 2) StR ZR 142; PJB Nr. 318, 18.11.1869. 3) VBStM 1875, S. 78; RM Nr. 161, 21.7.1875. 4) StR ZR 146. 
5) StR ZR 147; Zeitschrift 14 (1881) S.29,37. 6) RM Nr. 7, 10.1.18-82, Nr. 13, 17.1.1882, Nr. 15, 19,1.1882. 7) StR ZR 148; 
BVStM 1887, S. 113; HSTAM MInn 47 329. 8) StRZR 165; VBStM 1893, S.119 f . ; Zeitschrift 25 (1893) S. 100, 113. 9) VBStM 1899, 
S. 128; Zeitschrift 31 (1899) S. 109, 121, 127. 10) VBStM 1903-1905, S. 69 f f . , Zeitschrift 37 (1905) S. 189, 195. 
11 u. 12) Zeitschrift 39 (1907) S. 194, 203 und 44 (1912) S. 250, 263. 
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Tabelle 6 Reichstagäwahlergebaigse im Wahlkreis Regensburg und in der Stadt Regensbure; 1871 - 1912 
Jahr 
1871 
1874 2) 
1877 3) 
Kandidaten 
Walderdorff, 
Adolf v . 
Hamminger, 
Georg 
Brückl, 
Johann 
Föckerer, 
Carl 
Eick, 
Carl Friedr. 
Brückl, 
Johann 
Schmid, 
Robert 
Endres, 
Jakob 
Beruf und 
"Wohnort 
Gutsbesitzer, 
Kürn 
Gutsbesitzer, 
Aukofen 
Bierbrauer u . 
Ökonom, 
Mintraching 
Gastwirt u . 
Ökonom, 
Vilshofen 
Sehne ider 
Hänchen 
Bierbrauer u. 
Ökonom, 
Mintraching 
Se zirksamtmann, 
Stadtamhof 
Buchhändler 
Augsburg 
Wkr. 
bzw. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wahlbe-
rechtigte. 
19 4-91 
23 242 
6 194 
24 250 
6 723 
gültige Wahl- gültige 
Stimmen betei- Stimmen 
insgesamt ügung für den 
V»H. Kandidate: 
13 065 
3 711 
67.0 
17 748 
4 626 
16 104 
4 651 
66,6 
7 215 
1 324 
5 838 
2 387 
13 807 
2 353 
3 632 
2 052 
297 
221 
11 686 
2 362 
4 211 
2 162 
178 
121 
1878 4) Brückl, 
Johann 
Ludwig, 
Lorenz 
Bierbrauer u. 
Ökonom, 
Mintraching 
Großhändler, 
Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
25 040 14 626 58,5 11 036 
6 869 4 452 2 409 
2 517 
1 971 
Fromm, 
Ernst 
Direktor, 
Maxhütte 
Wkr. 
Stadt 
933 
6 
Kiefer, 
Alois 
Redakteur, 
München 
Wkr. 
Stadt 
79 
66 
5) 
Scheid, 
Johann,Baptist 
Gruben, 
Franz Frhr. v. 
Ökonom, 
Haimbuch 
Gutsbesitzer, 
.Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
24 490 
6 892 
8 539 
2 042 
37 
3**.9 7 995 
1 968 
Fußangel, 
Johann 
Fleischmann, 
Sebastian 
Sedakteur, 
Stadtamhof 
Hausbesitzer, 
Rainhausen 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
397 
74 
94 
6) Gruben, 
Franz Frhr. v. 
Gutsbesitzer, 
Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
24.297 12 885 53,3 10 303 
4 260 1 778 
1637 7) 
Gassner, 
Ex'nst 
Gruben, 
Franz Frhr. v. 
k. Advokat, 
Amberg 
Gutsbesitzer 
Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
25 917 
7 575 
•17 073 
5 077 
2 536 
2 48? 
66,0 12 902 
2 661 
Reinhold, 
Dr. Karl 
k. Advokat, 
Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
3 343 
2 008 
Grillenberger, Buchdruckerei-
Karl korrektor, MuxnöerR. 
Wkr. 
Scadt 
813 
406 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0321-0
Reichatagsvahlorgebpiase im Wahlkreis Regensburg und in der Stadt Regensburg 1871 - 1?12 
8) 
Beruf und 
Wohnort 
Walderdorff, 
Adolf, Graf v. 
Gutsbesitzer, 
Donzdorf 
Wkr. 
bzw. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wahlbe-
rechtigte 
25 624 
7 658 
gültige "gültige 
Stimmen botoi- Stimmen 
insgesamt ^ f " 1 1 « J ü r 
p v.H. Knndidnte 
11 700 
3 593 
8 920 
2* 163 
Hofmann, 
Wilhelm 
Vollmar, 
Georg v. 
Oberingenieur 
a.D., 
Eegensburg 
Redakteur, 
München 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
1 270 
1 068 
816 
362 
1890 9) 
Weinzierl, 
Johann. 
Ökonom, 
Johanneshof 
Walderdorff, Gutsbesitzer, 
Adolf, Graf y. Donzdorf 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
25 619 
7 740 
13 190 
3 9^9 
51,5 
645 
1 
9 773 
2 199 
Hofmann, 
Wilhelm 
Karl 
Oberingenieuer 
a.D., 
Regensburg 
Grillenberger, Redakteur, 
Nürnberg 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
1 715 
1 171 
1 631 
579 
1893 ,10) 
Drechscl, 
Karl,Graf v. 
Lama, 
Karl 
Gutfibosit/.er, 
Karlstein 
Buchhändler, 
Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
26 724 
8 010 
16 573 
4 825 
62,2 11 486 
2 714 
Neuwirth, 
Thomas 
Kaufmann, 
JSegensburg 
Hof mann» 
Wilhelm 
Vilsmeier, 
Martin 
Oberingenieur 
a.D., 
Niederwinzer 
Ökonom, 
Rempelkofen 
Wagner. 
Karl 
k. Bezirksamtmann, 
Hegensburg 
Sigl , 
Dr. Johann 
Redakteur, 
München 
1898 »11) 
Erstwahl: 
Lama, 
K«rl v. 
Buchhändler, 
Rogen ebtiT-0 
Mayer,-
Xaver 
•Ökonom, 
Hellkofen 
Bernhold, 
Oskar 
Wiener, 
Philipp 
Justizrat u. 
Rechtsanwalt, 
Eegensburg 
Kaufmann, 
Nürnberg. 
Quidde, 
Dr. Ludwig 
Schriftsteller, 
Hänchen 
1898 
Stichwahl: 
Lama, 
Karl v. 
Buchhändler, 
Rogensburg 
Mayer, 
Xaver 
Ökonom, 
Hellkofen 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
2 448 
845 
1 569 
1 247 
913 
75 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
'Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
2? 222 
8 490 
16 854 
5 260 
6 9 ? 3 
2 559 
6 091 
166 
2 106 
1 905 
1 635 
597 
36 
33 
Wkr. 27 222 18 156 66,9 9 475 
Stadt 8 490 5 516 3 757 
Wkr. 
Stadt 
8 681 
1 759 
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Tabelle 6 : Relchatagsvahlergebaisseim Wahlkreis Regensburg und in der Stadt Regensburp; 1871 - 1912 
Kandidaten Beruf und 
Wohnort 
Partei Wkr. 
bzw. 
Stadt 
Wahlbe-
rechtigte 
gültige 
Stimmen 
Wahl- gültige b e t e l - Stimmen 
insgesamt Hgung für den 
V . H . Kandidate 
Pfetten, 
Max Frhr. v. 
Gutsbesitzer, 
Ramspau 
Wkr. 
Stadt 
29 011 19 188 66,k 10 662 
6 629 3 460 
Schäfer, 
Karl 
Seitz, 
Dr. Georg 
Ökonom u. 
Bürgermeister, 
Pondorf 
Rechtsanwalt, 
Regensburg 
BB Wkr. 
Stadt 
Lib . Wkr. 
Stadt 
3 323 
53 
2 557 
2 313 
Hagen, 
Baptist 
Schuhmachermeister 
Regensburg 
Soz. Wkr. 
Stadt 
2 519 
793 
1907 
14) 
Eisenhart, 
Georg 
Pfetten, 
Max Frhr. v . 
Bürgermeister 
Schwandorf 
Gutsbesitzer, 
Ramspau 
o.P. Wkr. 
Stadt 
Z Wkr. 
Stadt 
30 785 
10 737 
92 
22 307 72,7 14 793 
8 046 3 830 
Letz, 
Karl 
Hagen, 
Baptist 
Oberlehrer, 
Regensburg 
Schuhmachermeister, 
Regensburg 
Lib. Wkr. 
Stadt 
Soz. Wkr. 
Stadt 
3 742 
2 920 
3 641 
1 250 
1912 15) 
Held, 
Heinrich 
Trendel, 
August Dr. 
Chefredakteur, 
Regensburg 
k. Amtsrichter, 
Hegen6burg 
Wkr. 
Stadt 
Wkr. 
Stadt 
32 319 
11 100 
104 
(46) 
25 733 80,0 16 216 
9 175 4 449 
Hagen, 
Johann Bapt. 
Geschäftsführer, 
Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
4 384 
1 572 
Letz, 
Karl 
Oberlehrer, 
Regensburg 
Wkr. 
Stadt 
3 890 
3-141 
Maier, 
Joseph 
Tierarzt, 
Regensburg 
Wkr-. 
Stadt 
1 228' 
11 
Quellen 
1) 1871: Zeitschrift 3 (1871) S. 198j RTB Nr. 67, 8.3-- 9) 1890: 
1871. 
2) 1874: VBStM 1874, S. 62; Zeitschrift 6 (1374) 
S.. 140 f . , 169. 
3) 1877: Zeitschrift 11 (1879) ß. 190, 196 f . , 199 
RTB Nr. 11, 11.1.1877. 
4) 1878: VBStM 1878, S. 70; Zeitschrift 11 (1879) 
S. 190, 196 f . 
5) 1381: VBStM 1881, S. 80: Zeitschrift 14 (1882) 
S. 4, 8 f . ,11,14, 18 f . 
6) 1884: Zeitschrift 16 (1884) S. 262, 266 f . , 268 f . 
271 f f . RTB Nr. 299, 29.10.1884. 
7) 1887: VBStM 1887, S. 113; Zeitschrift 19 (1887) 
S. 4,8-14. 
8) 1889: VBStM 1889, S. .114; RA Nr. 15, 15-1.1889, 
RTB Nr. 15, 15.1.1889. 
10) 1893: 
V3StM 1890, S. 106; Zeitschrift 22 (1890) S. 4, 
8-11, 13-17. 
VBStM 1893, S. 119; Zeitschrift 25 (1893) 
S. 79 , 84 f f . , 88, 91, 93 
11 u. 12) 
1898: 
13) 
14) 
1903: 
1907: 
StR ZR 6795; Zeitschrift 30 (1898) S. 118, 121, 124 f., 126, 128 f . , 133 f.> 1 3 7 . 
VBStM 1903-1905, S. 69: Zeitschrift 35 (1903) 
S. 82 f . , 86 f f . , 95, 98. 
VBStM 1906-1908, S. 332; Zeitschrift 39 (1907) 
S. 2 f . , 6 f . , 10 f . , 14, 18 f . 
15) 1912: Zeitschrift 44 (1912) S. 222, 226 f . , 230 f., 
235. 
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1871 - 1912 
Jahr G ü l t i g e S t i m m e n 
Zentrum Liberale Sozialdemokraten Bay.Bauernbund Sonstige 
absolut v.H, absolut v.H. absolut v.H. absolut v.H. absolut v.H. 
1871 Wkr. 7 215 55,2 5 837 44,7 
Stadt 1 323 35,7 2 387 64,3 
1874 Wkr. 13 807 77,8 3 632 20,5 297 1,7 12 0,1 
Stadt 2 353 50,8 2 052 44,3 221 4,8 3 0,1 
1877 Wkr. 11 686 72,6 4 211 26,1 178 1,1 29 0,2 
Stadt 2 362 50,8 2 162 46,5 121 2,6 6 0,1 
1878 Wkr. 11 036 75,5 3 487 23,9 79 0,5 20 0,1 
Stadt 2 409 54,1 1 971 44,2 66 1,5 9 0,2 
1881 Wkr. 8 486 99,4 Wahlenthaltung 53 0,6 
Stadt 2 042 99,2 Wahlenthaltung 16 0,8 
1884 Wkr. 10 303 80,0 2 536 19,8 46 0,2 
Stadt 2 487 58,4 1 768 41,5 5 0,1 
1887 Wkr. 12 902 75,6 3 343 19,6 813 4,8 15 0,1 
Stadt 2 661 52,4 2 008 39,6 408 8,0 
1889 Wkr. 9 565 81,7 1 270 10,9 816 7,0 49 0,4 
Stadt 2 163 60,2 1 068 29,7 362 10,1 12 0,3 
1890 Wkr. 9 773 74,1 1 746 13,2 1 631 12,3 40 0,3 
Stadt 2 199 55,7 1 171 29,6 579 14,7 
1893 Wkr. 11 486 69,3 1 644 9,9 2 448 14,8 913 5,5 82 0,5 
Stadt 2 714 56,3 1 247 25,8 845 17,5 19 0,4 
1898 Erste > Wahl: 
Wkr. 6 923 41,1 2 106 12,5 1 685 10,0 6 091 36,1 49 0,3 
Stadt 2 559 48,7 1 905 36,2 597 11,3 166 3,2 33 0,6 
Stichwahl: 
Wkr. 9 475 52,2- 8 681 47,8 
Stadt 3 757 68,1 1 759 31,9 
1903 Wkr. 10 662 55,6 2 649 13,8 2 519 13,1 3 323 17,3 35 0,2 
Stadt 3 460 52,2 2 313 34,9 793 12,0 53" 0,8 10 0,1 
1907 Wkr. 14 897 66,8 3 742 16,8 3 641 16,3 27 0,1 
Stadt 3 876 48,2 2 920 36,3 1 250 15,5 
1912 Wkr. 16 216 63,0 3 890 15,1 4 384 17,0 1 228 4,8 15 0,1' 
Stadt 4 449 48,5 3 141 34,2 1 572 17,1 11 0,1 2 0,1 
Quellen: Wie Tabelle 6. 
Allgemeine Bemerkung zu den Wahlergebnissen insgesamt: Die in Wahlakten, Presse und 
amtlicher Statistik vorgefundenen Wahlergebnisse zu Gemeinde-, Landtags- und Reichstags-
wahlen weichen zum Teil geringfügig voneinander ab. In der Regel wurde hier der amtlichen 
Wahlstatistik der Vorzug gegeben, bei offensichtlichen Fehlern und Lücken aber auf Akten-
materiäl und Presse zurückgegriffen. 
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